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Peking in den Vereinten Nationen DR. O T T O L E I C H T E R 

A m 25. Oktober 1971 u m 21.47 Uhr fiel in der Vol lversamm­
lung der Vereinten Nationen die politische Entscheidung in 
der China-Frage. Eine Woche vorher, am 18. Oktober, war zum 
21. Male in der Geschichte der Weltoorganisation die China­
debatte aufgenommen worden. Nach Wochen der Spannung, in 
denen um jede der 131 St immen der UN-Mitgl ieder gerungen 
wurde, nach Tagen völliger Unsicherheit über den Ausgang 
der Debatte, die sich von den vorhergehenden Debatten über 
China unterschied, wurden die politischen Weichen durch 
Abst immung über eine Verfahrensresolution gestellt. Sie war 
unter der Führung der Vereinigten Staaten beantragt worden 
und lag seit Beginn der 26. Vol lversammlung auf dem Tisch. 
Die Resolution sah vor, daß zu jeder Entscheidung, die die 
Republik China (Taiwan) ihrer Vertretung in den Vereinten 
Nationen beraube, Zweidrittelmehrheit erforderlich sei. Diese 
Resolution, zu deren Annahme selbst nur die einfache Mehr­
heit erforderlich war, wurde in einer mit atemloser Spannung 
vorgenommenen namentlichen Abst immung (roll call vote) 
mit 59 gegen 55 St immen abgelehnt. Damit war die Entschei­
dung gefallen: Denn zur Beschlußfassung über die Sachreso­
lutionen, insbesondere über die unter Führung Albaniens 
beantragte Resolution über die Wiederherstellung der Rechte 
der Volksrepublik China in den Vereinten Nationen und den 
sofortigen Ausschluß der Vertreter Tschiang Kai-sheks aus 
den Vereinten Nationen und aus allen mit ihnen verbundenen 
Organisationen war nunmehr nach der Ablehnung der ameri­
kanischen Verfahrensresolution nur die einfache Mehrheit 
nötig. A n deren Vorhandensein zweifelte niemand in der 
überfüllten großen Versammlungshalle , die unmittelbar nach 
der Abst immung über die Verfahrensresolution ein Bild 
schärfster Kontraste bot: vom lauten Jubel der tansanischen 
Delegation, deren Mitglieder tanzten, über das rhythmische 
Händeklatschen einer großen Zahl von Delegierten, die auch 
sonst ihrer Freude Ausdruck verliehen, bis zur Lähmung der 
USA-Delegat ion, die von dem Ergebnis überrascht worden 
war, und letztlich bis zur Zurückhaltung der sowjetischen 
und anderer Ostblock-Delegationen gab es alle Nuancen von 
St immungen. 
Anderthalb Stunden später wurde dann, ebenfalls wieder 
unter dem Jubel der Peking-Anhänger, die albanische Reso­
lution mit einer unerwartet großen Mehrheit von 76 gegen 
35 St immen bei 17 Enthaltungen angenommen. Dieser hohe 
Abstimmungssieg für die chinesische Volksrepublik entsprach 
zwar nicht dem wirklichen Kräfteverhältnis in der Vol lver­
sammlung: eine große Zahl von Delegationen trug schließlich 
der Tatsache Rechnung, daß nunmehr die chinesische Volks ­
republik ihren Einzug in die Weltorganisation halten und 
die einflußreiche Position eines der fünf ständigen Mitglieder 
des Sicherheitsrates mit Veto-Recht e innehmen werde. Jeden­
falls brachte diese Abst immung über die »Wiederherstellung« 
der Rechte Pekings auch den sofortigen Ausschluß der De l e ­
gation der Republik China mit mehr als Zweidrittelmehrheit 
mit sich. Dies kann insofern als e in geradezu grotesker A b ­
schluß angesehen werden, als seit Jahren die China-Entschei­
dungen in den Vollversammlungen an der Frage hingen, ob 
zur endgültigen Beschlußfassung über China Zweidrittel­
mehrheit erforderlich wäre. Es war zwar vorweg klar, daß 
bei Annahme der amerikanischen Verfahrensresolution über 
das Erfordernis der Zweidrittelmehrheit—1971 aber nur mehr 
für den Ausschluß der Taiwan-Vertreter — die P e k i n g - A n ­
hänger eine solche Mehrheit nicht erreichen könnten und 
damit im Sinne der von den U S A eingebrachten Sachreso­
lution eine Zwei-China-Lösung erreicht würde. Sie wäre 
freilich praktisch bedeutungslos geblieben, wei l Peking unter 
diesen Umständen seinen UNO-Sitz nicht e ingenommen hätte. 

Schließlich wurde aber der Ausschluß der Taiwan-Vertreter 
mit Zweidrittelmehrheit beschlossen. Vor dieser Abst immung 
hatte die chinesische Delegation, die 21 Jahre lang den Sitz 
Chinas in der Vollversammlung, im Sicherheitsrat und allen 
anderen UN-Körperschaften eingenommen hatte, nach einer 
bitteren Erklärung, die von Ungerechtigkeit der Entscheidung 
sprach, den Saal der Vol lversammlung und die Vereinten 
Nationen verlassen. 
Bisher schwerste USA-Niederlage in der UNO 
Die Niederlage, die die USA-Delegat ion, gemeinsam mit ande­
ren Delegationen, erlitten hatte, wurde al lgemein als ihre 
schwerste in der Geschichte der Vereinten Nationen ange­
sehen. Die Abst immung an dem spannungsgeladenen Abend 
wurde als das Ende einer Periode in der Geschichte der Welt­
organisation bewertet. Die Vereinigten Staaten, die al ler­
dings schon in den letzten Jahren nicht mehr auf eine sichere 
Mehrheit in politischen Fragen in den Vereinten Nationen 
rechnen konnten und in kritischen Entscheidungen zum B e i ­
spiel über den Nahen Osten kaum mehr mit dem sogenannten 
>Sperrdrittel< zu rechnen in der Lage waren, konnten bisher 
folgenschweren Abstimmungsniederlagen ausweichen. A n g e ­
sichts der unzweifelhaften Abwertung der politischen B e d e u ­
tung der UNO, besonders der Vollversammlung, kamen kri­
tische Entscheidungen nicht zur Abstimmung. Überdies haben 
Beschlüsse der Vol lversammlung den Charakter von Empfeh­
lungen, es sei denn in Fragen, w i e sie in der China-Debatte 
angesprochen waren: diesmal kam dem Abst immungsergeb­
nis unmittelbare Wirksamkeit zu. Hier handelt es sich also um 
eine für die unterl iegende Gruppe endgültige Entscheidung. 
In ihr unterlagen vor al lem die Vereinigten Staaten. Die 
nicht mehr den Tatsachen entsprechende Vorstellung, daß die 
U S A in den Vereinten Nationen die Weichen stellen und die 
Organisation >beherrsche<, war nun beseitigt. 
Die große Wendung für die UNO wurde nicht nur in der 
Zerstörung von Il lusionen über die Macht der U S A in der 
Organisation gesehen, sondern zugleich in zwei weiteren 
Tatsachen: 
> Die Volksrepublik China mit dem politischen Gewicht 

eines 700-Mill ionen-Staates wurde eines der fünf ständi­
gen Mitglieder des Sicherheitsrates. Viele Jahre war, a n ­
gesichts der nur imaginären >Kontrolle< Taiwans und 
seiner Delegation über China, nur mit vier Großmächten 
mit Veto-Recht bei al len wichtigen politischen Beratungen 
im Sicherheitsrat, vor al lem bei entscheidenden Vorbera­
tungen hinter den Kulissen, gerechnet worden war. N u n 
ist Chinas Einfluß im Sicherheitsrat, insbesondere infolge 
des Erfordernisses der Einstimmigkeit der fünf ständigen 
Ratsmitglieder bei al len Sachentscheidungen zugleich ein 
realer Machtfaktor in den Vereinten Nationen. 

> Das >Duopol<, das die zwei Weltmächte, die U S A und die 
UdSSR, in der Weltpolitik w ie in UN-Beratungen genossen, 
erlitt e inen empfindlichen Stoß. China hat nun nicht bloß 
in den Vereinten Nationen und ihren Abrüstungsberatun­
gen die Rolle des gleichberechtigten Dritten e r r e i c h t . . . 
Eine Tatsache, die die Struktur der Vereinten Nationen 
entscheidend beeinflussen müßte. 

21 Jahre Vorgeschichte 
U m die Bedeutung dieser Entscheidungen für die Zukunft 
der Vereinten Nationen zu verstehen, muß man auf die G e ­
schichte der China-Frage in den Vereinten Nationen seit 1950 
zurücksenden. 
1950 wurde die China-Vertretung zum erstenmal in einer 
Vol lversammlung der 5. Tagung debattiert. Indien ergriff die 
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Abstimmungsergebnisse über die China-Frage 
in der Vollversammlung von 1950 bis 1971 

O >Wichtige Frage<? 
ja nein = 

© Für Peking? 
ja nein = 

1950 — 16 33 10 
1951 — — — 11 37 4 
1952 — — — 7 42 11 
1953 — — — 10 44 4 
1954 — — — 11 43 6 
1955 — — — 12 42 6 
1956 — — — 24 47 8 
1957 — — — 27 48 6 
1958 — — — 28 44 9 
1959 — — — 29 44 9 
1960 — — — 34 42 22 
1961 61 34 7 36 48 20 
1962 — — — 42 56 12 
1963 — — — 41 57 12 
1964 — — — — — — 
1965 56 49 11 47 47 20 
1966 66 48 7 46 57 17 
1967 69 48 4 45 58 17 
1968 73 47 5 44 58 23 
1969 71 48 4 48 56 21 
1970 66 52 7 51 49 25 

1971 55 59 15 76 35 17 

Erläuterungen der Tabelle: 
O Soll die Frage, ob der China-Sitz In der UNO von der Volksrepu­blik China (Peking) oder von der Republik China (Talpeh) ein­genommen werden soll, eine sogenannte (Wichtige Frage< im Sinne des Artikels 18 der Charta sein? Hierüber entscheidet die einfache Mehrheit. Die Folge einer Annahme durch einfache Mehrheit 1st, daß über die anschließende Frage, welche China-Regierung China in der UNO vertreten soll, nur eine Zweidrittelmehrheit entschei­den kann. 0 Soll der China-Sitz In der UNO der Regierung der Volksrepublik China (Peking) eingeräumt und gleichzeitig der Regierung der Re­publik China (Taipeh) genommen werden? Die USA beantragten 1961 erstmals, die Regelung der Vertretung Chinas zur (Wichtigen Frage< zu erklären. Sie taten das aus Sicher­heitsgründen angesichts des Abstimmungsergebnisses des Vorjahres, in dem bei einer enorm hohen Zahl von Enthaltungen (22) sich nur eine verhältnismäßig knappe Mehrheit von 42 gegen 34 gegen den Sitzwechsel von Taipeh nach Peking ausgesprochen hatte. 1962 und 1963 wurden wieder nur Anträge über den Sitzwechsel zugunsten Pekings zur Abstimmung gebracht und 1964 fanden wegen der Finanz­krise in der Generalversammlung überhaupt keine Abstimmungen statt. 1965 bedienten sich die USA dann wieder der (Wichtigen Frage<; die Abstimmung erbrachte ein Plus von 7 Stimmen, während in der Sach­frage erstmals Stimmengleichheit (47) erreicht wurde. 

Initiative und beantragte, daß die chinesische Volksrepublik 
das Recht haben solle, China in der UNO zu vertreten. Von 
den damals 59 Mitgliedern der Vereinten Nationen st immten 
16 für den indischen Antrag, 33 gegen ihn, 10 enthielten sich 
der Stimme. Ein in dieser Debatte von der Delegation der 
Sowjetunion gestellter Antrag, daß die »Kuomintang-Gruppe 
an der Arbeit der Vol lversammlung nicht teilnehmen« könne, 
wurde mit 10 Für- und 38 Gegenst immen bei 8 Enthaltungen 
abgelehnt. Ebenso wurde ein sowjetischer Antrag, die Volks­
republik China in die UNO »einzuladen« abgelehnt. Dagegen 
wurde ein Antrag von Kanada und Australien, eine Studien­
gruppe einzusetzen und inzwischen den China-Sitz der R e ­
publik China (Taiwan) zuzuerkennen, mit 42 gegen 8 St immen 
bei 6 Enthaltungen angenommen. Der Studienausschuß b e ­
richtete der 6. Vollversammlung 1951, daß er nicht in der 
Lage sei, irgendwelche Vorschläge zu unterbreiten. 
Auf diese erste China-Diskussion folgte eine Periode von 
neun Jahren — von 1951 bis 1960 —, während derer es die 

Vol lversammlung ablehnte, die China-Frage auf die T a g e s ­
ordnung der Vol lversammlung zu stellen. Die Vereinigten 
Staaten stellten von der 6. bis zur 15. Vol lversammlung in 
jedem Jahr den Antrag, die Frage der China-Vertretung 
entweder überhaupt nicht zu diskutieren oder sie auf das 
nächste Jahr zu verschieben. Die Zahl der UN-Mitgl ieder 
stieg von 60 im Jahre 1951 auf 79 im Jahre 1955, auf 82 im 
Jahre 1957 und auf 99 im Jahre 1960. Entsprechend dieser 
Veränderung der Mitgliederzahl und der sich langsam vo l l ­
ziehenden Veränderungen in der Haltung zu China waren die 
Abstimmungsergebnisse Veränderungen unterworfen. Die 
Zahl der St immen, die für den USA-Antrag stimmten, die 
Frage der China-Vertretung nicht zu diskutieren, stieg von 
37 im Jahre 1951 auf 42 im Jahre 1961». Die Zahl der S t im­
m e n gegen den USA-Antrag betrug 11 im Jahre 1951 und 
stieg auf 34 im Jahre 1960. 1960 betrug die Zahl der S t imm­
enthaltungen 22 (gegenüber 4 im Jahre 1951; in den folgen­
den Jahren schwankte sie zwischen 2 und 9). 
1961, nachdem unter Präsident Kennedy Adlai Stevenson 
USA-Botschafter bei den Vereinten Nationen geworden war, 
änderte sich zwar nicht die grundlegende Haltung zur China-
Frage, wohl aber die Taktik. Die U S A lehnten nun nicht mehr 
jede Diskussion der Vol lversammlung über die China-Vertre­
tung ab, beantragten aber eine Resolution, die jede Entschei­
dung über diese Frage als (Wichtige Frage< im Sinne des 
Artikels 18 der Charta erklärte, zu deren Entscheidung Z w e i ­
drittelmehrheit erforderlich sei. Dieser Antrag wurde 1961 
mit 61 gegen 34 St immen bei 7 Enthaltungen angenommen. 
Gleichzeitig wurde ein sowjetischer Antrag, die chinesische 
Volksrepublik anstelle Taiwans als Mitglied mit allen Rech­
ten anzuerkennen, mit 36 Für- und 48 Gegenst immen bei 
20 St immenthaltungen abgelehnt2 . Damit herrschte für zehn 
Jahre, von 1961 bis 1970 ein neuer Gesichtspunkt in der 
China-Diskussion, die sogenannte (Wichtige Frage<. Da es 
sich um eine Verfahrensresolution handelte, war zur B e ­
schlußfassung nur eine einfache Mehrheit erforderlich. 
Wurde diese erreicht, mußte in der Sache selbst dann mit 
Zweidrittelmehrheit entschieden werden. Die Entwicklung 
des Stimmenverhältnisses in den zehn Jahren war folgende: 
1970 — Wendepunkt 
Die Abst immungs-Stat ist iken in dem Jahrzehnt der Sech­
zigerjahre zeigen zwei Entwicklungstendenzen: es gelang 
den Vereinigten Staaten, die Verfahrensresolution, die den 
Schlüssel zur Sachabstimmung bildete, stabil, mit einer der 
wachsenden Mitgliedschaft entsprechenden Steigerung der 
St immenanzahl bis zum kritischen Jahr 1970 zu halten. 
Ebenso blieben die Abstimmungszahlen für die albanische 
Resolution ebenfalls bis zum kritischen Jahr 1970 stabil. Im 
wesentl ichen nahm die Zahl der St immenthaltungen zu, w a s 
auf eine zunächst vorsichtige neutrale Haltung der meis ten 
neuen UN-Mitglieder zurückzuführen war. 
1970 brachte den eigentlichen Wendepunkt. Zum erstenmal 
erreichte die albanische Resolution, die volle Vertretungs­
rechte für die chinesische Volksrepublik und den sofortigen 
Ausschluß der Vertreter Taiwans forderte, e ine einfache, 
wenn auch knappe Mehrheit. Nur der Tatsache, daß vorher 
durch Beschluß wieder Zweidrittelmehrheit für jede China-
Entscheidung erreicht worden war, war ein indirekter, w e n n 
auch fraglich gewordener Abst immungssieg der USA zu dan­
ken. Aber in der Debatte und in den Erklärungen zur A b ­
st immung hatte sich bereits deutlich gezeigt, daß eine Reihe 
von Delegationen, die 1970 noch für das Zweidrittel-Erfor-
dernis gest immt hatten, nicht mehr bereit waren, diese Ver ­
fahrensmethode weiterhin zu unterstützen. 
Wendung zur Zw ei-China-Politik 
Die Lehren von 1970 und die so gut wie sichere Erwartung, 
daß die einfache Mehrheit für die amerikanische Zweidrit te l -
Verfahrensresolution in ernster Gefahr war, veranlaßte die 
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Vereinigten Staaten, ihre China-Polit ik innerhalb und außer­
halb der UNO einer ernsten Überprüfung zu unterziehen. Sie 
wurde auch durch die in allen Teilen der Welt sich verstär­
kende Tendenz zur Anerkennung der chinesischen Volks ­
republik und zur Herstel lung diplomatischer Beziehungen mit 
ihr verstärkt. Dazu kam schließlich der Entschluß des Präsi­
denten Nixon im Juli 1971, e ine Reise nach Peking anzukün­
digen und eine Normalisierung der Beziehungen mit der 
Volksrepublik zu versuchen. 
Unter diesen Umständen ergab sich für die USA-Diplomat ie 
die Frage, w ie die Vertretung der chinesischen Volksrepublik 
in der UNO mit der Aufrechterhaltung der Vertretung der 
Republik China zu kombinieren sei. Für die Regierung in 
Washington stellte sich dies als eine umso ernstere Frage 
dar, als die U S A durch einen Bündnisvertrag mit Taiwan 
gebunden war, USA-Truppen und militärische Stützpunkte 
auf Taiwan unterhielt und ein großer Teil der öffentlichen 
Meinung in den USA, vor al lem unter dem Einfluß der in 
den fünfziger Jahren besonders einflußreichen >China-Lobby< 
jeden diplomatischen und politischen, ja auch wirtschaftlichen 
Kontakt mit dem Festland China und seinen 700 Millionen 
Einwohnern als Verrat an Formosa und als kommunistische 
Unterwanderung ablehnte. 
Die Anhänger Pekings brachten bereits am 15. Juli 1971 unter 
der Führung Albaniens e inen Antrag in den Vereinten N a ­
tionen ein, die Wiederherste l lung der gesetzmäßigen Rechte 
der chinesischen Volksrepublik in den Vereinten Nationen< 
auf die Tagesordnung der 26. Vol lversammlung zu setzen. Sie 
legten auch bereits einen Resolutionsentwurf vor, der w ie in 
den früheren Jahren die vol len UN-Rechte für die Vo lks ­
republik und den sofortigen Ausschluß der Vertreter Tschiang 
Kai-sheks aus allen UN-Körperschaften forderte3. Der Antrag 
sprach nicht mehr von der Tschiang Kai-shek-»Clique«, einer 
Terminologie, die bei v ie len UN-Delegat ionen, selbst bei 
denen, die für den albanischen Antrag stimmten, auf Bedenken 
stieß. Zugleich bedeutete diese Nuancen-Veränderung, daß es 
sich bei dem albanischen Antrag nicht um den Ausschluß 

eines UN-Mitgl ieds oder eines Staates handelte, sondern ledig­
lich um >Vertreter<, d. h. um eine Delegation, die w ie der 
Antrag sagte, »unrechtmäßig« einen Platz in den Vereinten 
Nationen und allen mit ihr verbundenen Organisationen e in ­
genommen hatte. Dieser Aspekt, der Ausschluß einer Delega­
tion und nicht eines Mitglieds oder Staates, sollte in der 
Diskussion eine wichtige Rolle spielen. 
Die U S A ließen während der Sommermonate, insbesondere 
nach den Besprechungen des außenpolitischen Beraters des 
Präsidenten Nixon, Professor Henry Kissinger, in Peking, 
kaum mehr Zweifel darüber bestehen, daß sie ihre Haltung 
in der China-Debatte der bevorstehenden 26. Vol lversamm­
lung modifizieren würden. Es bedurfte eingehender diploma­
tischer Verhandlungen sowohl in den Hauptstädten, in denen 
die USA-Botschafter eingesetzt wurden, w ie auch in den 
Delegierten-Salons der Vereinten Nationen, bis konkrete 
USA-Vorschläge formuliert werden konnten. Der ursprüng­
liche Versuch Washingtons, eine Zwei-China-Lösung durch­
zusetzen, ohne die Frage zu lösen, w e m der ständige Sitz im 
Sicherheitsrat zufallen solle, scheiterte. Mitte September 1971 
war es klar, daß eine einfache Zwei-China-Resolution, w ie sie 
die USA ursprünglich gewünscht hatten, keine Aussicht h a ­
ben würde. Daher entschlossen sich die USA, den Sitz im 
Sicherheitsrat, die wirkliche Machtposition, Peking vorzube­
halten. Auf der anderen Seite war es der amerikanischen 
Diplomatie klar, daß, w e n n Taiwans Sitz nicht verloren­
gehen sollte, die U S A den Versuch unternehmen müßten, eine 
Entscheidung der China-Vertretung mit einfacher Mehrheit 
zu unterbinden und zumindest einen Teil der zehn Jahre 
lang wirksam gewesenen Verfahrensmethode — Erfordernis 
einer Zweidrittelmehrheit — zu retten. 
Das Ergebnis dieser Erwägungen waren zwei Resolutionen, 
die unter der Führung der U S A am 29. September, also nach 
Beginn der 26. Tagung der Vollversammlung, eingebracht 
wurden. Eine Resolution sah eine modifizierte Zweidrittel-
Lösung vor, die in den Vereinten Nationen als die sogenannte 
»Wichtige-Frage-Resolution« bekannt wurde. Dieser Antrag4 

Bundeskanzler Willy Brandt wurde als erster deutscher Kanzler mit dem Friedens­nobelpreis ausgezeichnet. Der Zuspruch erfolgte am 20. Oktober 1971 auf ein­stimmigen Beschluß des Nobel-Ausschusses des nor­wegischen Parlaments In Oslo unter 39 Vorschlägen: Brandt habe die Hand zur Versöhnung zwischen alten Feindesländern ausgestreckt und Im Geiste des guten Willens einen hervorragen­den Beitrag geleistet, um die Bedingungen für einen Frieden in Europa zu schaf­fen. Die Verleihung ist auch in den Vereinten Nationen mit offener Genugtuung aufgenommen worden. In einer Erklärung von Gene­ralsekretär U Thant heißt es, die Auszeichnung sei eine geeignete Ehrung für Brandts Bemühungen um europäische Entspannung und internationale Zusam­menarbeit. Die Deutsche Gesellschaft für die Verein­ten Nationen gratulierte dem Bundeskanzler als Ihrem Präsidialmitglied durch ein Telegramm. — Das Bild zeigt die Gratulation im Bundes­tag. Dem Bundeskanzler wird hier vom Fraktions­vorsitzenden der SPD, Her­bert Wehner, ein Blumen­strauß überreicht. 
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sah vor, daß jeder Vorschlag, der »die Republik China der 
Vertretung in den Vereinten Nationen berauben würde, eine 
wichtige Frage nach Artikel 18 der Charta« sei. Die N e u e ­
rung dieser Resolution in der China-Polit ik der U S A lag in 
der Beschränkung des Erfordernisses der Zweidrittelmehrheit 
nur auf den Ausschluß Taiwans und nicht mehr auf die Aner ­
kennung der UN-Rechte der Volksrepublik China. 
Dies kam auch in der zweiten Resolution zum Ausdruck, die 
die U S A gemeinsam mit anderen Delegationen am selben 
Tag einbrachte5. Dieser Antrag »bestätigte« das Recht des Ver­
treters der chinesischen Volksrepublik und »empfahl«, daß 
er seinen Sitz als e ines der fünf ständigen Mitglieder des 
Sicherheitsrats e innehmen solle. Gleichzeitig »bestätigte« der 
Resolutionsantrag das »fortdauernde Recht auf Vertretung« 
der Republik China (Taiwan). Schließlich forderte die Reso­
lution, daß alle UN-Körperschaften sich bei der Entscheidung 
über die Vertretung Chinas nach dieser Resolution richteten. 
Die Zwei-China-Lösung, die der USA-Resolutionsantrag 
vorsah, bestand darin, daß sowohl Peking die Mitgliedschaft 
in der Vol lversammlung wie auch im Sicherheitsrat als 
ständiges Mitglied mit Veto-Recht erhalte, während Taiwan 
weiter UN-Mitgliedschaft, aber nur in der Vol lversammlung 
behalten sollte. Die Terminologie des Antrags, die von »fort­
dauernder« Vertretung Taiwans sprach, stand nicht ganz im 
Einklang mit der vorgeschlagenen Veränderung, denn Taiwan 
sollte seinen seit 21 Jahren behaupteten Sitz im Sicherheits­
rat als der Vertreter >Chinas< aufgeben. 
Mit diesen Anträgen hatten, vom Standpunkt der traditio­
nel len amerikanisch-taiwanesischen Beziehungen aus b e ­
trachtet, die U S A einen entscheidenden Schritt unternommen, 
da nach der Theorie der Taiwan-Regierung und insbesondere 
ihrer Politik in den Vereinten Nationen ebenso wie nach der 
offiziellen Politik Washingtons es nur ein einziges China gibt: 
Formosa sei ein Teil Chinas. Dies war und ist übrigens auch 
der Standpunkt der Pekinger Regierung, der einzige Punkt, in 
dem völlige Übereinstimmung zwischen Peking und Taipeh 
bestand und besteht. Sowohl Peking wie Taipeh lehnten eine 
Zwei-China-Lösung ab. Offiziell widersprachen die Vertreter 
der Republik China (Taiwan) auch dem amerikanischen Vor­
schlag: die Anwesenhei t von zwei Delegationen Chinas in den 
Vereinten Nationen erschien sowohl der Volksrepublik China 
wie der Republik China unmöglich. Diesen Standpunkt tei lten 
die UN-Delegationen, die für die albanische Resolution e i n ­
traten und die chinesische Volksrepublik als einzige Regierung 
Chinas anerkannt hatten. In Wirklichkeit hatte also die U S A -
Politik die grundlegende Theorie, auf der Taiwans Anspruch 
in den Vereinten Nationen als der einzig legit imen Vertretung 
ganz Chinas beruht hatte, bereits aufgegeben. Auf der anderen 
Seite war es allen mit der Politik Pekings vertrauten Regie­
rungen und UN-Diplomaten klar, daß die Volksrepublik nicht 
nur eine Zwei-China-Theorie ablehnte, sondern daß die Volks ­
republik entschlossen sei, ihren UN-Si tz nicht einzunehmen, 
solange noch ein anderer Vertreter Chinas in den Vereinten 
Nationen Sitz und St imme hätte. Die amerikanische Lösung 
verhieß also keine wirkliche Lösung der China-Frage in 
den Vereinten Nationen. 
Die Taktik, die die USA-Delegat ion für die China-Debatte 
entworfen hatte, war noch an eine andere Voraussetzung ge ­
bunden: nämlich, daß der albanische Antrag nicht vor dem 
USA-Antrag zur Abst immung komme. Die U S A mußte darauf 
bedacht sein, daß die Verfahrensresolution über das Erforder­
nis der Zweidrittelmehrheit zuerst beschlossen würde. Darauf 
zielte auch der erste Vorstoß der USA-Delegat ion am Tage 
nach der Eröffnung der 26. Tagung im Lenkungsausschuß 
der Vol lversammlung ab. Die U S A hatten einen eigenen 
Tagesordnungspunkt (105) »Die Vertretung Chinas in den Ver­
einten Nationen« beantragt, unabhängig von dem von Alba­
nien und anderen Ländern beantragten Tagesordnungspunkt 
(101) »Die Wiederherstellung der rechtmäßigen Stellung der 
chinesischen Volksrepublik«. Die erste taktische Niederlage 

erlitten die USA bei der Beratung des Lenkungsausschusses. 
Die von den U S A angestrebte Zusammenfassung des a lbani­
schen und des USA-Tagesordnungspunktes , also ihre gleich­
zeitige Beratung, wurde vom Ausschuß abgelehnt. Dies b e ­
deutete zunächst Vorrang für die Diskussion über den a lba­
nischen Antrag. 9 St immen wurden für den USA-Antrag 
abgegeben, 12 gegen ihn, 3 Mitglieder des Ausschusses ent ­
hielten sich der Stimme. Die Tatsache, daß schon bei dieser 
ersten, geschäftsordnungsmäßigen Abst immung über den 
amerikanischen Antrag unter anderen Frankreich und Groß­
britannien gegen den amerikanischen Antrag st immten, d e u ­
tete bereits die schwierige Position an, in der sich die Ver­
einigten Staaten in der China-Debatte befinden würden. Es 
handelte sich freilich mehr u m eine taktische als sachliche 
Niederlage, da es auch nach dieser Abst immung den U S A 
durchaus möglich war, Vorrang für ihre Verfahrensresolution 
bei der endgültigen Abst immung noch im Plenum zu fordern. 
(Diese Frage im Lenkungsausschuß hochzuspielen, war ein 
taktischer Fehler der USA). Immerhin hatte die Schlappe im 
Lenkungsausschuß besonders bei dem im Gang befindlichen 
harten Ringen um jede einzelne St imme der UN-Mitgl ieder 
symbolische Bedeutung. S ie verfehlte, w ie sich schließlich 
zeigte, ihre Wirkung auch nicht. 
Die China-Debatte in der Vollversammlung 
A m 18. Oktober begann die Vol lversammlung die Diskussion 
über Tagesordnungspunkt 101, den albanischen Antrag. Vor 
Beginn der Debatte und bis zur Abst immung am 25. Oktober 
entfalteten die U S A intensive diplomatische Aktivität vor 
al lem in den Hauptstädten der UN-Mitgl ieder und bei den 
UN-Botschaften zugunsten einer Unterstützung der Z w e i -
China-Lösung. Die USA-Diplomat ie begegnete dabei zwe i 
Schwierigkeiten aus entgegengesetzten Gründen: 
> Da der diplomatische Druck trotz der üblichen diploma­

tischen Form mit großem Nachdruck geübt wurde, konnten 
sich viele Staaten diesem Einfluß nicht entziehen, zeigten 
deshalb aber unverhülltes Ressentiment gegenüber der 
Weltmacht. 

> Viele Diplomaten glaubten aber an den, von den U S A 
zweifel los ernst gemeinten, Druck nicht, sondern v e r m u ­
teten, daß die Vereinigten Staaten, angesichts des Reise­
planes des Präsidenten Nixon, nur der Form nach ihre 
Bündnispflichten gegenüber Tschiang Kai-shek erfüllen 
wollen, aber sich bereits mit einer Entscheidung zugunsten 
und im Sinne von Peking abgefunden haben. 

Hinzu k a m bei v ie len Regierungen und UN-Delegat ionen 
die zukünftige Beziehung zur chinesischen Volksrepublik. 
Obwohl außerhalb der Vereinten Nationen, spielten die b i ­
lateralen Beziehungen zwischen Washington und Peking eine 
sehr entscheidende Rolle in den Manövern hinter den U N -
Kulissen. Die zweite Reise Kissingers mit e inem größeren, 
auch technischen Stabe zur konkreten Vorbereitung der 
Nixon-Reise nach Peking war bei der Überlegung über die 
Abst immung am Abschluß der China-Debatte ein wichtiger 
Faktor: schon während der Kulissengespräche wurde darauf 
verwiesen, daß es für kleinere Länder wesentlich schwieriger 
sein würde als für die USA, Beziehungen zu Peking her­
zustellen. Wenn nun die Reise des amerikanischen Präsidenten 
in das Stadium konkreter Vorbereitungen trete, würde es für 
viele UN-Delegat ionen keinen Grund mehr geben, gegen die 
volle Mitgliedschaft der Volksrepublik China zu den von 
ihr geforderten Bedingungen — Ausschluß Taiwans und damit 
Anerkennung der Ein-China-Theorie — zu st immen. Auf der 
anderen Seite gingen die Berechnungen der amerikanischen 
Diplomatie, wie aus guten Quellen verlautete, dahin, daß die 
Volksrepublik schließlich doch bereit wäre, nach einer Pause 
eine Zwei-China-Lösung anzunehmen, wenn gerade während 
der China-Debatte am East River Verhandlungen mit dem 
Berater des amerikanischen Präsidenten in Peking statt ­
fänden. 
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Diese Erwägungen sowohl in den UN-Wandelgängen wie in 
den Hauptstädten, von deren Außenministerien die endgül­
tigen Instruktionen für die Abst immung erwartet wurden, 
trugen zwar zur Spannung, mit der das Resultat der Abst im­
mung erwartet wurde, wesentl ich bei, aber gestalteten die 
Debatte in der Vol lversammlung selbst zu einer langwierigen 
Sequenz von Reden, die im wesentl ichen bekannte Stand­
punkte wiederholten. 
Wortführer der Zwei-China-Lösung waren die Vereinigten 
Staaten und Japan. Albanien, Algerien, Tansania waren die 
entschiedensten Verfechter des Standpunktes des Antrags. 
Im Vordergrund stand die politische und völkerrechtliche 
Frage, ob es sich u m den Ausschluß eines Staates aus der 
Weltorganisation handle oder nur um die Entfernung von 
>Vertretern<, die kein Vertretungsrecht besäßen. Der letztere 
Standpunkt war schon vor der Debatte mit großem Nachdruck 
von der britischen Delegation entwickelt worden: es handle 
sich nur um eine Frage der Vertretungsbefugnis, also nicht 
um eine >Wichtige Frage< nach Artikel 18. 
Im Gegensatz dazu stand im Mittelpunkt der amerikanischen 
Argumentation — und der Staaten, die ihren Standpunkt te i l ­
ten — die Warnung, daß es ein außerordentlich gefährliches 
Präjudiz sei, e inen Staat, der seine Pflichten gegenüber der 
UNO immer erfüllt habe, ohne Grund aus der Weltorgani­
sation auszuschließen, und dies dazu ohne den im Artikel 18 
der Charta vorgesehenen Schutz der Zweidrittelmehrheit . 
Damit spitzte die USA-Argumentat ion die wirkliche politische 
Entscheidung auf die Verfahrensresolution zu, die für den 
Ausschluß der Vertreter Taiwans Zweidrittelmehrheit 
forderte. 
Die Debatte in der Vollversammlung war, außer den Reden 
der Delegation der Republik China, nicht mehr mit dem 
Streit belastet, der in allen China-Debatten seit 1950 im 
Vordergrund gestanden war: der Frage, ob die chinesische 
Volksrepublik ein friedliebender, der Charta entsprechender 
Staat sei — sie war während des Korea-Krieges von der 
Vollversammlung als >Aggressor verurteilt worden — und ob 
das Regime in Peking wirklich China repräsentiere. Die 
USA betonte, daß sie keinen Einwand mehr gegen die aktive 
Mitarbeit der Volksrepublik in den Vereinten Nationen habe, 
auch nicht gegen ihre Mitgliedschaft im Sicherheitsrat sei. 
Die Mitgliedschaft Pekings in den Vereinten Nationen selbst 
war damit außer Streit gestellt. Strittig war nur mehr die 
Mitgliedschaft Taiwans. 
Zwei gescheiterte Kompromißversuche 
Dieses Problem führte am Ende der Debatte zu zwei Ver­
suchen, diesen Gegensatz zu überbrücken. Saudi-Arabien, 
dessen Botschafter bereits während der Debatte im Sinne 
der Zwei-China-Lösung Abänderungsanträge zur albanischen 
Resolution gestellt hatte6, legte am letzten Tag der China-
Debatte einen gesonderten Resolutionsantrag vor7. Er sah 
volle UN-Rechte für die chinesische Volksrepublik vor, b e ­
st immte aber auch, daß die Republik China ihren Sitz als 
UN-Mitgl ied behalten sollte, bis eine Volksabstimmung in 
Taiwan unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen 
entschieden hätte, ob die Insel e in selbständiger, neutraler 
Staat sein oder eine Föderation mit der Volksrepublik auf­
grund eines zwischen beiden Teilen verhandelten Vertrages 
bilden wolle. 
Tunesien legte zwei Anträge vor: einen, in dem die chinesische 
Volksrepublik eingeladen wurde, al le Rechte in der UNO, 
einschließlich dem Sitz im Sicherheitsrat, einzunehmen, und 
einen zweiten Antrag9, in dem die Delegation der Republik 
China vorbehaltlich eines anderen internationalen Überein­
kommens eingeladen wurde, unter dem Namen >Formosa<, 
also nicht China, in allen Körperschaften der Vereinten Nat io­
nen mit Ausnahme des Sicherheitsrates vertreten zu sein. 
Dieser Antrag trug einer inoffiziell von zahlreichen Beob­
achtern geäußerten Anregung Rechnung, daß es zwar nur ein 
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China in der UNO geben könne, aber daß ein selbständiges 
Formosa unter diesem oder e inem anderen Namen als e in 
Land mit 14 Millionen Einwohnern in der Weltorganisation 
Sitz und St imme haben solle. 
Ob eine dieser Anträge, besonders derjenige, der das China-
Problem durch eine Namensänderung für die Republik China 
und damit die besonders von Peking befürchtete Bindung 
Taiwans an Japan Aussicht auf Annahme gehabt hätte, ob 
insbesondere auch Tschiang Kai-shek einer solchen Lösung 
zugänglich gewesen wäre, bleibt eine offene Frage. Beide 
Anträge kamen nicht zur Abstimmung, insbesondere auch 
darum, wei l die Vol lversammlung einen Antrag, die der Ent­
scheidung zutreibende Abendsitzung zu vertagen, mit 56 gegen 
53 St immen bei 19 Enthaltungen ablehnte. Die Anhänger 
Pekings hatten die Verhinderung der Vertagung durchgesetzt, 
e in weiteres Vorzeichen für den Ausgang der eigentlichen 
Abstimmung. 
Die Vol lversammlung gab dem USA-Verfahrensantrag, der 
für die Entscheidung über den Ausschluß der Taiwan-Vertre­
ter Zweidrittelmehrheit forderte, Vorrang. 61 Mitglieder 
st immten für den Vorrang, 53 dagegen und 15 enthielten sich 

Ralph Bunche ist krankheitshalber aus den Diensten der Vereinten Nationen ausgeschieden. Damit hat ein Mann die Weltorganisation verlassen, der mit ihr von Anfang an verbunden war, zuerst als Angehöriger verschiedener Delegationen der USA vor und während der Gründung und bei der ersten Generalversammlung, sodann seit 1946 permanent, der ungezählte Aufgaben ausführte, 1949 den ersten israelisch-arabischen Krieg zum Waffenstillstand führte, wofür er 1950 den Friedensnobelpreis erhielt, und der neben den sich ablösen­den drei Generalsekretären die bekannteste und profilierteste Persön­lichkeit der Weltorganisation wurde. — Ralph BUnche wurde am 7. August 1904 in Detroit als Enkel eines Negersklaven geboren. Früh Vollwaise, sorgte er seit dem 15. Lebensjahr für sich selbst. Nach Ab­solvierung von Volks-, Mittel- und Höherer Schule studierte er Staats- und Politische Wissenschaften. Er promovierte 1934 zum Dr. phil. und gehörte eine Zeitlang als Professor der Harvard-Uni­versität an. Seine Haupttätigkeit galt den Vereinten Nationen. Hier erklomm er alle Stufen bis zum Stellvertretenden Generalsekretär und hier war er an allen wichtigen politischen Maßnahmen wesentlich beteiligt, so im Nahen Osten, Kaschmir, Kongo und Zypern. 
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der Abstimmung. Die U S A erhielten also die von ihr g e ­
wünschte Chance einer Vorentscheidung über die Zweidrittel­
mehrheit. 
Doch bei der kurz darauffolgenden Abst immung über den 
die politischen Weichen stel lenden Verfahrensresolutions­
antrag unterlagen die USA. Damit war die eingangs geschil­
derte politische Entscheidung gefallen. Ein letzter Versuch 
der USA, über den Ausschluß Taiwans in der albanischen 
Resolution eine getrennte Abst immung herbeizuführen, 
scheiterte. 
Was die China-Entscheidung bedeutet 
Erst die Zukunft wird zeigen, w ie sich die neue Struktur 
der Vereinten Nationen nach dem Beginn der Mitarbeit der 
chinesischen Volksrepublik gestalten wird. Unzweifelhaft ist 
nicht nur, daß die Vereinigten Staaten eine schwere Nieder­
lage erlitten, sondern daß auch die Arbeit in den Vereinten 
Nationen und ihren Sonderorganisationen, in denen die 
chinesische Volksrepublik ihren Einzug halten wird, großen 
Veränderungen unterworfen sein wird. 
Was schon jetzt auf zukünftige Entwicklungsmöglichkeiten 
hinweist , ist die Tatsache, daß die Abst immung sowohl über 
den Verfahrensantrag wie über den albanischen Antrag, des ­
sen Annahme das China-Problem besiegelte, Risse zeigte, die 
durch alle Gruppen hindurchgingen. 
Afrikaner, Asiaten und sogar Lateinamerikaner, diese bisher 
fast geschlossen Anhänger ihres großen Nachbars im Norden, 
waren auf beiden Sei ten der Front. Wieweit die Anwesenhei t 
des kommunistischen China in den Vereinten Nationen die 
>anti-imperialistischen< Kräfte in den Vereinten Nationen, 
also im wesentl ichen die Dritte Welt, in eine pro-chinesische 
und pro-sowjetische Gruppe spalten und wie groß der Anhang 
der U S A unter einigen Afrikanern und Asiaten und Latein­
amerikanern bleiben wird, kann erst die zukünftige Ent­
wicklung zeigen. 

Eine der merkwürdigsten Tatsachen, die bei der China-
Debatte deutlich in Erscheinung traten, war die Einigkeit 
Europas: bei der endgültigen Abst immung über den albani­
schen Antrag st immte kein einziger europäischer Staat mit 
den USA. Bei der vorangegangenen entscheidenden Verfah­
rensabstimmung st immten von NATO-Ländern nur Griechen­
land, Portugal und Luxemburg mit den USA. Von anderen 
Europäern stimmte noch Spanien mit den USA. Die engsten 
Verbündeten der USA, nämlich Kanada, Großbritannien und 
Frankreich waren gegen die USA. Italien, Holland, Belgien 
und die Türkei enthielten sich der St imme. 
In der Isolierung der U S A von ihren All i ierten und vom 
>Westen< — die Skandinavier st immten geschlossen gegen 
die amerikanische Resolution — lag die bitterste Erfahrung, 
die die Vereinigten Staaten in der 25jährigen Geschichte der 
Vereinten Nationen und seit dem Ende des Zweiten Welt­
krieges verzeichnen mußten. 
Anmerkungen: 
1 Die höchste Stimmenzahl erreichte der USA-Antrag 1956 und 1957 mit je 47 Stimmen. Hier war also bei steigender Mitgliederzahl bereits ein gewisses Abbröckeln der Stimmen für den USA-Antrag zu verzeichnen. 2 Die Initiative in der China-Frage war inzwischen von Indien auf die Sowjetunion übergegangen, da sich die Beziehungen zwischen New Delhi und Peking verschlechtert hatten. Auch die Sowjet­union blieb nicht lange in der Führung der Pro-Peking-Delegation in der UNO. Schon 1963 wurde der Antrag, die >Tschiang Kai-shek-Clique< aus den Vereinten Nationen auszuschließen und der Volks­republik China ihre Rechte in der UNO wiederherzustellen, von Albanien gestellt. Es behielt seither die Führung der Pro-Peking-Gruppe bis zu ihrem Sieg in der Abstimmung am 25. Oktober 1971. Aber während 1963 nur Kambodscha gemeinsame Sache mit Alba­nien machte, änderte sich die Zusammensetzung der Mitelnbringer des albanischen Antrags. 1971 stimmte Kambodscha gegen die al­banische Resolution. 
3 UN-Doc. A/8392 vom 15. Juli 1971. 4 UN-Doc. A/L. 632 vom 29. September 1971. 5 UN-Doc. A/L. 633 vom 29. September 1971. 6 UN-Doc. A/L. 637 vom 18. Oktober 1971. 7 UN-Doc. A/L. 638 vom 25. Oktober 1971. 8 UN-Doc. A/L. 639 vom 25. Oktober 1971. 9 UN-Doc. A/L. 640 vom 25. Oktober 1971. 

Die Rolle des Generalsekretärs der Vereinten Nationen u T H A N T 

Generalsekretär U Thant hat am 16. September dieses Jahres 
vor dem Dag-Hammarskjöld-Stipendienfonds des Vereins der 
UN-Korrespondenten gesprochen, wie er es in den letzten 
Jahren vor Beginn der großen Herbsttagungen der General­
versammlung zu tun pflegte. Die diesmaligen Ausführungen 
des Generalsekretärs haben angesichts seines Ausscheidens 
aus dem Amt mit Ende dieses Jahres grundsätzlichen Cha­
rakter. U Thant verbreitet sich über Rolle und Bedeutung 
des Generalsekretärs der Vereinten Nationen. Er bezieht sich 
hierbei wiederholt auf Überlegungen, die auch sein Vorgänger 
Dag Hammarskjöld zum gleichen Thema angestellt hat. Die 
Ausführungen U Thants können als eine Art politischen Ver­
mächtnisses an die Vereinten Nationen und an seinen Nach­
folger angesehen werden. Ungeachtet einiger persönlicher 
Bemerkungen ist die Rede ihres sachlichen Gehalts willen und 
aus dokumentarischen Gründen in vollem Wortlaut wieder­
gegeben. Die Übersetzung erfolgte aus dem Englischen. 

I 
Ich begrüße die Gelegenheit , kurz vor Eintritt in die turbu­
lenten Fahrwasser einer neuen Sitzungsperiode der General­
versammlung mit so vie len alten Freunden des Vereins der 
UN-Korrespondenten zusammen sein zu können. Ich nehme 
an, Sie werden verstehen, daß ich dieses Zusammentreffen 
zu etwas längeren und grundsätzlichen Ausführungen benut­
zen möchte. Dabei nehme ich diese Gelegenheit zugleich wahr, 
um Ihnen meinen Dank und meine Anerkennung für die 
Fairneß, Freundschaft und Zusammenarbeit auszudrücken, 
die Sie als Pressekorps bei den Vereinten Nationen mir wäh­

rend der zehn Jahre meiner Amtszeit als Generalsekretär 
erwiesen haben. 
Die Presse und die anderen Massenmedien spielen eine nicht 
abschätzbar wichtige Rolle in unseren Angelegenhei ten und, 
w ie ich hinzufügen darf, im täglichen Leben des General ­
sekretärs. Freimütig gebe ich zu, daß unsere Beziehungen 
aus der Natur der Sache heraus nicht immer einfach sein 
können. Ihre Aufgabe ist es, Nachrichten aufzuspüren und zu 
veröffentlichen, meine dagegen ist es, oft zu meinem Bedau­
ern, im al lgemeinen zurückhaltend zu sein, ja manchmal sogar 
völlig verschwiegen. Umso höher bewerte ich das Verständnis 
und die Freundschaft, die rie mir gegenüber während meiner 
Amtszeit als Generalsekretär gezeigt haben. 
Morgen sind es zehn Jahre her, seit Dag Hammarskjöld in 
Afrika den Tod fand. Während der acht Jahre, in denen er 
den Vereinten Nationen diente, gab er dem Amt des General­
sekretärs einen neuen Inhalt und eine neue Stellung im 
internationalen Leben. Er starb auf dem Höhepunkt von A u s ­
einandersetzungen über Natur und Aufgabe der Vereinten 
Nationen als einer politischen Organisation und über die Rolle 
des Generalsekretärs — Auseinandersetzungen, die auch heute 
noch keineswegs beendet sind. Ich möchte heute über diese 
Rolle des Generalsekretärs sprechen, so wie sie zehn Jahre 
nach dem Tod Hammarskjölds mir als seinem Nachfolger im 
Lichte meiner e igenen Erfahrungen zu sein scheint. 
Hammarskjöld brachte in das Amt des Generalsekretärs die 
Fähigkeiten eines Wissenschaftlers, Weitblick und große 
praktische Erfahrung in öffentlichen Angelegenheiten mit. Er 
setzte diese Gaben in seiner Tätigkeit als Generalsekretär 
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mit Energie und Sinn für die Realitäten ein, wobei er die A n ­
forderungen und Gelegenheiten des internationalen Lebens 
zum Anlaß nahm, die Möglichkeiten der Vereinten Nationen 
als Instrument vielseitiger Diplomatie auszubauen. Er war ein 
Diplomat von außergewöhnlichen Fähigkeiten und Gespür 
sowie ein unermüdlicher und findiger Vermittler. All seine 
Tätigkeit beruhte auf gründlichem und eindringlichem S t u ­
dium der Probleme, denen er sich gegenübersah, und auf 
e inem tiefen Einblick in die Schwierigkeiten jener, mit denen 
er zu verhandeln hatte. Seine hervorragenden Kenntnisse in 
Politik, Recht und Wirtschaft, die er sich schon im akademi­
schen Leben erworben hatte, wurden ständig Prüfungen 
unterworfen und durch seine praktische Tätigkeit erweitert. 
Er bestach durch unübertroffen intel lektuelles Verständnis 
der verworrenen internationalen Beziehungen und der Ver­
einten Nationen als einer im Werden begriffenen Weltord­
nung. 
Diese großen Gaben, ergänzt durch menschliche Eigenschaften, 
machten Dag Hammarskjöld zu einer außergewöhnlichen 
Erscheinung in der Welt. Er empfand eine uneingeschränkte 
Berufung zum Amt des Generalsekretärs und er widmete all 
seine Kraft und Fähigkeiten dieser Aufgabe. Obwohl er alles 
andere als ein Moralist war und moralische Beurtei lungen 
öffentlicher Angelegenheiten vermied, so besaß er doch eine 
unerschütterliche Redlichkeit und einen klaren und entschie­
denen Blick für das Rechte. Er wußte, daß im öffentlichen 
Leben persönlicher Mut und Überzeugungsstärke durch nichts 
zu ersetzen sind; dabei verlangte er von sich selbst weit mehr, 
als er von anderen erwartete. Wenn er auch der öffentlichen 
Meinung und Kritik gegenüber empfindlich war, so weigerte 
er sich doch standfest, um der Beliebtheit wil len, von seinen 
Grundsätzen Abstriche zu machen. 
Einige der menschlichen Qualitäten, die Hammarskjölds her ­
vorragende Stel lung in der Welt begründeten, lassen sich 
se inem Buch >Wegzeichen<, das nach seinem Tod veröffent­
licht wurde, entnehmen. Dort nennt er einige Verhaltensregeln 
für jene, die ernsthaft u m den Frieden bemüht sind. Diese 
Weisungen gelten für uns alle, die wir in den Vereinten 
Nationen für eine bessere Welt arbeiten. Hammarskjöld 
schrieb: 
> Es ist wichtiger, sich der Grundlagen des eigenen Verhal­

tens bewußt zu sein, als die Motive anderer zu verstehen. 
> Das >Gesicht< des anderen ist wichtiger als das eigene. 
> Erstrebt man beim Verfechten der Sache eines anderen 

gleichzeitig etwas für sich selbst, so kann man nicht auf 
Erfolg hoffen. 

> Nur der kann auf eine dauerhafte Lösung eines Konfliktes 
hoffen, der gelernt hat, den anderen objektiv zu betrach­
ten, gleichzeitig aber seine Schwierigkeiten subjektiv nach-
zuvollziehen. 

> Wer >Menschen gern< hat, hebt sich ein für alle Mal von 
dem ab, der sie verachtet. 

> Jede Erfahrung aus erster Hand ist wertvoll, und wer das 
Streben danach aufgegeben hat, wird bald finden, daß 
ihm fehlt, was ihm not tut. Starrheit ist Schwäche, und 
wer sich dem Menschen, der Kunst oder Dichtung zuwen­
det ohne den jugendlichen Elan, dabei zu lernen und damit 
einen Einstieg in die Auffassung eines anderen zu gewin­
nen, der nehme sich in acht. 

> Geglückte Lüge ist doppelte Lüge; ein Fehler, der berich­
tigt werden muß, ist eine größere Bürde als die Wahrheit: 
nur kompromißlose >EhrlichkeiU dringt durch bis auf den 
Grund der Anständigkeit, die man auch unter der tiefsten 
Bosheit erwarten sollte. 

> Diplomatische >Finesse< darf nie zum Ersatzwort für 
Furcht vor Unbeliebtheit werden: schimmernder Einfluß 
geht zu Lasten der Echtheit. 
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Ein Schritt der Vernunft 
Die Erwartung ist nicht unbegründet , daß d ie Bundesrepubl ik 

und die DDR im Ablauf des Prozesses der innerdeutschen Re­

ge lung Mitgl ieder der Vereinten Nat ionen werden . Dieser Pro­

zeß ist dann er fo lgreich, wenn in einer a l lgemeinen ver t ragl i ­

chen Regelung zwischen den be iden deutschen Staaten e in 

Ver t ragswerk zustande gekommen ist, das es ermögl icht , e in 

normaleres Leben im getrennten Deutschland herbeizuführen 

und gemeinsam wei terzuentwickeln. Nur so würde eine Mit­

gl iedschaft beider Staaten in der UNO ein Bei t rag zur Entspan­

nung sein. Denn es kann nicht im wohlvers tandenen Interesse 

sowohl der Bundesrepubl ik als auch der DDR l iegen, die inner­

deutschen Probleme vor dem Forum der Vereinten Nat ionen 

auszutragen. 

Die prakt ische Bedeutung einer Mitgl iedschaft der be iden deut­

schen Staaten ist ev ident : Für d ie Wel torganisat ion wäre sie 

fast g le ichbedeutend mit der Verwirk l ichung des Grundsatzes 

der Universal i tät; zum anderen l iegt die Fr iedenswahrung, e ine 

der Hauptaufgaben der UNO, im echten Interesse der Bundes­

republ ik und der DDR. 

A l lgemein anerkannt Ist d ie Notwendigkei t e iner deutschen 

UNO-Mitgl iedschaft aber weder hüben noch d rüben. Die Geg­

ner einer innerdeutschen Regelung bekämpfen mit te lbar auch 

eine Mitgl iedschaft der Bundesrepubl ik und der DDR in der 

UNO, da die Ergebnisse des deutsch-deutschen Dialogs best im­

mend auch für die Frage der Mitgl iedschaft s ind . Deutl ich sicht­

bar s ind diese Gegner in der Bundesrepubl ik , versteckt in der 

DDR. ihre Mot ivat ionen s ind unterschiedl ich, in der Praxis wir­

ken sie als eine >Allianz der Kal ten K r i e g e n . Die DDR muß ihre 

Probleme selbst lösen. Die Auseinandersetzung mit den Kräf­

ten in der Bundesrepubl ik , d ie eine Entspannung und dami t zu­

gleich die deutsche UNO-Mitgl iedschaft zu hemmen suchen, 

bedarf des Zusammenwirkens a l l e r pol i t isch Verantwor t l ichen. 

Keine vert iefte Untersuchung ist nöt ig , um die hemmenden 

Kräfte zu o r ten : lautstark führen sie ihren tägl ichen Kampf ge­

gen den Versuch, den Fr ieden in Europa sicherer zu machen. 

Sie fo lgen den Spuren jener Rechtskräfte, d ie In der Zwischen­

kr iegszeit Verständigungspol i t ik als >Erfüllungspolitik< di f fa­

mier ten und d ie als die >Völkerbundsverächter< in die Geschichte 

e ingegangen s ind. 

Ein UNO-Beitr i t t der Bundesrepubl ik und der DDR würde a l l e n 

Deutschen ein k lareres Bi ld von d e m wirk l ichen wel tpol i t i ­

schen Stel lenwert der >querelles allemandes< vermi t te ln . Die 

unabweisl ich mit einer deutschen UNO-Mitgl iedschaft gegebene 

Mi tverantwortung für die Fr iedenswahrung würde die deutsche 

Öffentl ichkeit s tärker als bisher mit den Problemen der Welt­

pol i t ik konfront ieren. Dies würde die Chance eröf fnen, die hier­

zulande unterentwickel te Tugend des pol i t ischen Kompromisses 

zu erkennen und zu prakt iz ieren. Ein besseres Verstehen der 

internat ionalen Zusammenhänge würde auch verdeut l ichen, daß 

Jener deutsche Hang, al le Probleme »durch d ie Perspekt ive 

des Brandenburger Tores« zu betrachten, wie es ein engl ischer 

Pol i t iker e inmal formul ier te, e ine f re igewähl te Unmündigke i t 

ist. Eine deutsche UNO-Mitgl iedschaft würde d ie Basis für jene 

Kräfte, die mit ihrer nat ional ist ischen At t i tüde zum Schrecken 

der Nachbarn werden können, abbauen. 

So gesehen, bedeutet e ine Mitgl iedschaft beider deutscher 

Staaten in der UNO zwar nicht die Tei lhabe an einer b e s s e ­

ren Wel ts woh l aber d ie Vo l lendung des Eintr i t ts in die inter­

nat ionale Polit ik, w ie sie ist — mit al len Aufgaben, vor denen 

d ie Vereinten Nat ionen und al le ihre Mitg l ieder stehen. 

Die persönl iche Meinung 
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II 
Jeder Generalsekretär bringt in das Amt seine eigene Per ­
sönlichkeit, seine e igenen Ideen und Methoden ein. Die Bemü­
hungen und Erfahrungen, die Erfolge und Mißerfolge der 
Vorgänger sind das Rohmaterial, aus dem das Amt sich im 
Laufe der Jahre auf der Grundlage der sehr al lgemein gehal ­
tenen Best immung in der Charta entwickelt hat. Die grund­
legende Zielsetzung der Charta bleibt, aber es ändern sich die 
Umstände, es bieten sich neue Möglichkeiten zur Entwick­
lung und manchmal treten neue Hindernisse auf. Was noch 
für den einen Generalsekretär möglich war, gilt nicht mehr 
für seinen Nachfolger, und umgekehrt. Zu manchen Zeiten 
werden Handlungen, Dynamik und Erneuerungen gefordert, 
zu anderen wird eben das von den Regierungen wie die Pest 
gemieden. Das Amt entwickelt sich notwendigerweise durch 
Versuche und Fehler und aus Antworten auf die Forderungen 
und Bedürfnisse der vergangenen Jahre. Jeder Generalsekre­
tär muß, so gut er kann, am Amt auf dem Niveau seiner 
Übernahme weiterbauen. Wenn er auch nicht hoffen kann, 
die Erfolge seiner Vorgänger zu wiederholen, so sollte er nicht 
davor zurückschrecken, immer wieder dort anzusetzen, w o 
sie Mißerfolge hatten. 
Kein Generalsekretär kann es sich leisten, gegenüber der 
menschlichen Gemeinschaft im weitesten Sinne des Wortes 
das Gefühl der Verpflichtung zu verl ieren — eine Verpflich­
tung, das Äußerste zu tun, u m die Grundsätze und Ziele der 
Charta Wirklichkeit werden zu lassen und den al lgemeinen 
Zustand der Völkergemeinschaft zu verbessern. Hammarskjöld 
hat niemals das Gefühl dieser Verpflichtung verloren, und 
ich habe es während meiner zehnjährigen Amtszeit als erste 
Regel angesehen, es durch nichts trüben zu lassen. Man kann 
darüber streiten, ob der Generalsekretär das Gewissen der 
Menschheit ist oder versuchen sollte, es zu sein, sicherlich 
jedoch darf er nie starke persönliche Gefühle für Gerech­
tigkeit, Menschlichkeit und die Bedeutung der menschlichen 
Würde aufgeben. 
Die andere Fähigkeit, die ein Generalsekretär zu verlieren 
sich nicht leisten kann, ist e in ausgeprägter Sinn für polit i­
schen Realismus. Der Generalsekretär wirkt gemäß der Charta 
in einer Welt von unabhängigen, souveränen Staaten, in 
denen die einzelstaatlichen Interessen trotz ideologischen, 
technologischen und wissenschaftlichen Wandels und trotz der 
offensichtlichen Gefahren eines zügellosen Nationalismus 
vorherrschen. Er wirkt unter dem Widerspruch, daß zwar 
diese souveränen Staaten zunehmend unabhängiger werden, 
andererseits aber der Nationalismus sie dazu führt, daß ihre 
Rivalitäten immer härter aufeinander treffen. 
Diese zwei Pfeiler begrenzen die Welt des Generalsekretärs: 
einerseits der Idealismus und die wel twei ten Zielsetzungen 
der Charta, andererseits die pragmatische — und biswei len 
ausgesprochen eigensüchtige — Natur der einzelstaatlichen 
Souveränität. Der Generalsekretär muß in seiner Tätigkeit 
mit der Existenz dieser beiden Begrenzungen rechnen. In 
diesem Zwang liegt, w ie ich vermute, auch der Grund, warum 
der erste Generalsekretär, Trygve Lie, in e inem Augenblick 
verständlicher Verzweif lung das Amt des Generalsekretärs 
»den unmöglichsten Job in der Welt« nannte. Ich st imme die ­
ser Beurtei lung nicht zu, kann aber gut verstehen, was er 
meinte. ^ 
In jeder kritischen Lage wird den einen Regierungen die 
Tätigkeit des Generalsekretärs zu intensiv, den anderen zu 
schwach erscheinen. Der Generalsekretär muß sich seinen 
Pfad durch den Dschungel der miteinander streitenden einzel­
staatlichen Interessen suchen, mit der Charta als Kompaß 
und, w e n n er Glück hat, mit Weisungen eines der wichtigen 
Beratungsorgane der Vereinten Nationen. Doch selbst bei Vor­
l iegen solcher Weisungen ist er kaum gegen Angriffe einzelner 
Regierungen gegen seine Schritte abzuschirmen, wei l selbst 
die ausführlichste und klarste Resolution über einen Streit­

gegenstand unvermeidlich Kompromisse, Lücken und Doppel­
deutigkeiten enthält, die das beschließende Organ nur selten 
aufhellen möchte. In solchen Situationen ergeben sich oft 
große Unterschiede zwischen den Wünschen einzelner Regie­
rungen von dem, was der Generalsekretär tun — oder auch 
nicht tun — sollte, und dem, was andere Regierungen und 
die Öffentlichkeit von ihm erwarten. Zwar hat der General­
sekretär die grundsätzliche Verpflichtung, in Ubereinst immung 
mit den Grundsätzen der Charta zu handeln, aber er muß, 
u m wirksam zu sein, dies zugleich mit und durch souveräne 
Regierungen tun. Den Uberschwang von Urtei len und morali­
schen Erklärungen, deren sich die nationalen Polit iker und 
die Presse in schwierigen Zeiten so gern bedienen, muß der 
Generalsekretär zu überwinden suchen, w e n n er das Maß an 
Zusammenarbeit mit den Regierungen aufrecht erhalten will , 
das letztendlich allein zu Ergebnissen führt. Weigert er sich 
jedoch, öffentlich moralische Urteile zu fällen, so wird er 
von vie len Seiten der Gleichgültigkeit, Gefühllosigkeit und 
Schlimmerem beschuldigt. Nationale Souveränität und nat io­
nale Interessen, humanitäre Erwägungen, Empfindlichkeiten 
der Regierungen und die Grundsätze der Charta bilden die 
Faktoren einer unlösbaren Gleichung, die der Generalsekretär 
dennoch immer wieder und unter allen Umständen zu lösen 
versuchen muß. So muß nach meiner Meinung auch Trygve 
Lie verstanden werden. 
Beharrlich hält sich die Annahme, daß die Stel lung des Gene­
ralsekretärs in mancher Hinsicht mit der eines Regierungs­
chefs vergleichbar sei und daß er Probleme, an denen die 
gesammelte Weisheit aller derzeit 127 Mitgliedstaaten über­
fordert zu sein schien, klar und entschieden lösen könne und 
solle. Tatsächlich jedoch besitzen die Vereinten Nationen und 
der Generalsekretär natürlich kein Merkmal der Souveränität 
und keine eigenständige Macht. Unabhängigkeit hat der Gene­
ralsekretär und muß er behalten wohl hinsichtlich seines 
Urtei ls: Nie darf er zum Handlanger einer best immten R e ­
gierung oder einer Gruppe von Regierungen werden. Kein 
Parlament verabschiedet für den Generalsekretär jene aus ­
führliche, durchsetzbare Gesetzgebung, die einen Premier­
minister mit genauen und fortlaufenden Richtlinien versorgt. 
Keine klar abgestimmte Politik erleichtert seinen Hand­
lungsweg. Er wird von keiner der großen ständigen Einrich­
tungen, wie die Staaten sie haben, unterstützt und ihm fehlen 
die Informationsquellen aus erster Hand, auf die die Reg ie ­
rungen ihre Planung bauen können. In den meisten Fällen 
steht er den Konflikten der Gegenwart und den Problemen der 
Zukunft mit vagen oder gar keinen Richtlinien gegenüber, 
mit e inem unbedeutenden Haushalt und im Fal le von einigen 
friedenserhaltenden Aktionen und bei den großen Hilfspro­
grammen mit Finanzmitteln, die ausschließlich aus freiwi l ­
l igen Spenden herrühren. Dies sind einige der Beschränkun­
gen im Amt des Generalsekretärs. 

IV 
Die verfassungsmäßige Grundlage für die Rolle des General­
sekretärs ist in fünf kurzen Artikeln der Charta, den Artikeln 
97 bis 101, niedergelegt. Artikel 97 best immt den General­
sekretär zum höchsten Verwaltungsbeamten der Organisation. 
Das allein ist mehr als eine volle Beschäftigung. Manchmal 
übersieht man, daß die Vereinten Nationen, die sich mit den 
Problemen souveräner Staaten beschäftigen sollen, von denen 
viele schon seit Jahrhunderten bestehen, selbst erst vor 
26 Jahren aus der Taufe gehoben wurden. Einen wirklich 
internationalen öffentlichen Dienst aufzubauen und den not­
wendigen Ausgleich von Wirksamkeit, Fähigkeit und Recht­
lichkeit einerseits sowie eine gerechte geographische Verte i ­
lung andererseits einzuhalten, ist an sich schon eine gewalt ige 
Aufgabe, eine schwierige und zeitraubende Arbeit; denn das 
heißt, sich der Unzahl von verwaltungsmäßigen und polit i­
schen Problemen widmen und einen komplexen, noch im 
Entstehungsstadium begriffenen öffentlichen Dienst für die 
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tägliche Arbeit der wel twei ten politischen und anderen Pro ­
bleme funktionsfähig machen. Wie meine Vorgänger so hatte 
auch ich ständig Veranlassung zu bedauern, daß der Druck 
der Ereignisse dem Generalsekretär zu wenig Zeit für die 
Tätigkeiten läßt, die langfristig e inen entscheidenden Einfluß 
auf die erfolgreiche Entwicklung und Arbeitsweise der Orga­
nisation haben werden. 
Zwar hat es wirkliche Fortschritte im Ausbau des Kerns 
eines echten internationalen öffentlichen Dienstes im Sekre­
tariat gegeben, doch bleibt noch sehr viel zu tun. Damit ein 
solcher öffentlicher Dienst tatsächlich erfolgreich sein kann, 
muß er voll von den Regierungen anerkannt werden, doch 
gerade in dieser Beziehung ist der Fortschritt enttäuschend 
und langsam. In einigen Fällen hat es sogar in den vergan­
genen Jahren Rückschläge gegeben: hier schien sich der Geist 
des Internationalismus den Kräften des Nationalismus zu 
beugen. Fragen der Staatsangehörigkeit und ungerechtfertig­
ter Argwohn der Regierungen über die Unparteilichkeit des 
Sekretariats haben es in best immten Situationen allzu oft u n ­
möglich gemacht, das vorhandene Personal voll tätig sein zu 
lassen. Ich hoffe, daß bald der Tag kommt, an dem alle 
Bediensteten des Sekretariats, ungeachtet ihres Herkunfts­
landes, gleichermaßen in allen Situationen als unparteiische 
und objektive Beamte anerkannt werden, wie die Charta und 
der Amtseid es von ihnen verlangen. Schon bei Inkrafttreten 
des Völkerbundes vor fünfzig Jahren erkannte man rasch, 
daß ein ausschließlich aus abgeordneten einzelstaatlichen 
Beamten bestehendes Sekretariat die internationalen Pro ­
bleme nicht angehen konnte. Was auch immer die Schwierig­
keiten sein mögen, so bin ich doch mehr als je von der drän­
genden Notwendigkeit überzeugt, einen echt internationalen 
öffentlichen Dienst schaffen und ihm zur Anerkennung v e r ­
helfen zu müssen, w e n n unsere Organisation den Anforderun­
gen der Zukunft, sei es auf politischem, wirtschaftlichem, s o ­
zialem oder technologischem Gebiet, gewachsen sein wil l . Nach 
meiner Meinung sollte sehr ernsthaft über neue Methoden 
nachgedacht werden, die den Generalsekretär unterstützen, 
seine Verantwortung in dieser grundlegenden Aufgabe w a h r ­
zunehmen. Y 
Artikel 98 ist der erste von zwei Artikeln, in denen die 
politische Verantwortung des Generalsekretärs umschrieben 

wird. Das bedeutet eine völlig Abkehr vom unpolitischen 
Konzept des Amtes des Generalsekretärs, das dem Völkerbund 
zugrunde gelegen hat. Indem Artikel 98 bestimmt, daß der 
Sicherheitsrat, die Generalversammlung und die anderen 
Hauptorgane der Vereinten Nationen dem Generalsekretär 
nicht näher gekennzeichnete »sonstige Funktionen« übertragen 
können, geriet er — und damit das Sekretariat — in das 
Kampffeld der politischen Auseinandersetzung. Wie zuvor 
schon gesagt, enthält selbst eine anscheinend noch so unmiß­
verständliche Resolution Doppeldeutigkeiten und Kompro­
misse; die meisten Resolutionen zu Streitfragen wären ohne 
diese Unbest immtheiten überhaupt nicht verabschiedet w o r ­
den. So ist der Generalsekretär aufgrund von Artikel 98 oft 
zu Maßnahmen genötigt, die von der e inen oder anderen 
Regierung mißbilligt oder bekämpft werden. Als Richtlinie 
dienen ihm dann seine eigene Einschätzung von den Absich­
ten der Mehrheit, die für die Resolution st immte, die A n w e n ­
dung der Grundzüge der Charta auf den anstehenden Fall 
nach seiner Auslegung und die Zuversicht, daß seine redlichen 
Absichten auch dann anerkannt werden, w e n n seine Schluß­
folgerungen umstritten sind. Ich darf mich glücklich schätzen, 
daß in den zehn Jahren meiner Amtszeit als Generalsekretär 
die vie len Regierungen, die irgendwann einmal mit meinen 
Auslegungen und Maßnahmen aufgrund von Entscheidungen 
der Hauptorgane nicht übereinstimmten, gleichzeitig meine 
Verpflichtung anerkannten, meine Aufgabe zu lösen, wie ich 
sie sah. 
Ich bin der festen Überzeugung, daß der Generalsekretär, 
ungeachtet seiner persönlichen Meinung, verpflichtet ist, 
jede Resolution und Entscheidung der wichtigen Beratungs­
organe der Vereinten Nationen zu vertreten. Wie ich schon 
oft gesagt habe, können die Vereinten Nationen erst zu dem 
wirksamen Instrument werden, das die Gründer anstrebten, 
wenn ihre Mitglieder sich den Vorschriften verpflichtet füh­
len und den Entscheidungen und Resolutionen ernsthafte Auf­
merksamkeit widmen. Dies gilt besonders in sehr komplexen 
und schwierigen Situationen wie dem Nahost-Problem, w o 
das Ausbleiben einer Lösung nicht so sehr auf das Versagen 
der Vereinten Nationen zurückzuführen ist als v ie lmehr auf 
das Unterlassen der Mitgliedstaaten, die Beschlüsse zu befol­
gen. Der Generalsekretär hat in solchen Lagen keine Wahl, 

Bundesaußenminister Wal­ter Scheel führte Ende Sep­tember/Anfang Oktober wie im Vorjahr >am Rande der UNO< in New York Gesprä­che mit führenden Politi­kern der ganzen Welt, die sich dort zur i ährlichen Gene­ralversammlung aufhalten. Hierbei stattete der Mini­ster auch dem Generalse­kretär der Vereinten Natio­nen wieder einen Besuch ab, sowohl aus Höflichkeit wie zur Klärung von Sach­fragen, an denen trotz der noch nicht bestehenden deut­schen Mitgliedschaft oder gerade wegen ihr beide Seiten interessiert sind. — Das Bild zeigt das Zusam­mentreffen des Ministers mit dem Generalsekretär im Hauptgebäude der Welt­organisation. V. 1. n. r. Bun­desaußenminister Walter Scheel, der Ständige Beob­achter der Bundesrepublik Deutschland bei den Ver­einten Nationen, Botschaf­ter Walter Gehlhoff, der deutsche Chefdolmetscher Klaus Weber, Generalse­kretär U Thant und der Untergeneralsekretär für politische Angelegenheiten, Roberto E. Guyer. (Vgl. S. 170 f.). 
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w a s auch immer die vorübergehenden Auswirkungen auf 
seine Beziehungen zu den einzelnen Mitgliedstaaten sein 
mögen. Ebenso wenig kann er der Resolution eines Organs 
der Vereinten Nationen ausweichen, wei l sie ihm nicht prak­
tikabel oder gar unfair erscheint. Nur durch Erfahrung und 
durch Zusammenarbeit im gemeinsamen Entscheidungsprozeß 
kann die Organisation reifen und Verantwortungsbewußtsein 
entwickeln. Fehler und falsche Ansätze sind in diesem Prozeß 
unvermeidlich. Solche Fehler zu berichtigen, ist ein wichtiger 
Beitrag in diesem Prozeß; er kam bislang im Rahmen der 
Arbeit der Vereinten Nationen zu kurz. 

VI 
Artikel 99 der Charta ist es, der dem Generalsekretär ausge­
sprochen eigenständige politische Verantwortung gibt. Der 
Vorbereitende Ausschuß zur Gründung der Vereinten Nat io­
nen führte in se inem Bericht zu Artikel 99 aus: 
»Der Generalsekretär könnte als Vermittler und informeller Be­rater vieler Regierungen eine wichtige Rolle spielen; er wird zweifellos von Zeit zu Zeit in Ausführung seiner Verwaltungs­aufgaben veranlaßt sein, Entscheidungen zu fällen, die mit Recht politische genannt werden dürfen. Darüber hinaus hat ihm Artikel 99 der Charta ein ganz besonderes Recht zuerkannt, das weit über das hinausgeht, was bislang den Spitzen internationaler Organi­sationen als Macht zugebilligt wurde: nämlich die Aufmerksam­keit des Sicherheitsrates auf jede Angelegenheit, nicht nur auf Streitigkeiten und besondere Situationen, zu lenken, die nach seiner Meinung geeignet ist, die Aufrechterhaltung des Welt­friedens und der internationalen Sicherheit zu bedrohen. Es ist nicht möglich vorauszusehen, wie dieser Artikel angewendet werden kann; die Verantwortung, die dem Generalsekretär damit übertragen wird, erfordert ein Höchstmaß an politischer Urteils­fähigkeit, Takt und Rechtschaffenheit.« 
Dies ist tatsächlich die einzige amtliche Richtlinie für die 
Anwendung des Artikels 99, die dem Generalsekretär zur 
Hand gegeben wurde, e in Artikel, der zudem in San Fran-
zisko überraschenderweise nach nur sehr kurzer Aussprache 
angenommen wurde. Das Recht, die Aufmerksamkeit des 
Sicherheitsrates auf solche Angelegenheiten zu lenken, be in­
haltet Wachsamkeit sowie Takt und Verschwiegenheit bei der 
Durchführung von Nachforschungen und bei der Mitwirkung 
im informellen diplomatischen Bereich hinsichtlich der A n ­
gelegenheiten, die sich auf die Aufrechterhaltung von Welt­
frieden und internationaler Sicherheit beziehen. Artikel 33, 
der die Streitparteien auffordert, eine Lösung mit friedlichen 
Mitteln eigener Wahl zu suchen, ist ebenfalls für den Auf­
gabenkreis des Generalsekretär nach Artikel 99 einschlägig. 
Artikel 99 ist beides, sowohl weitreichend wie vage. Bisher 
hat man sich nur einmal ausdrücklich auf ihn berufen, nämlich 
als Hammarskjöld aufgrund dieser Vorschrift e ine Tagung des 
Sicherheitsrates über den Kongo einberief; seine Auswirkun­
gen sind jedoch von grundlegender Bedeutung für das tägliche 
Wirken des Generalsekretärs. Als mich der Sicherheitsrat im 
Dezember 1966 ersuchte, das Amt des Generalsekretärs w e i ­
terhin auszuüben, teilte mir der Präsident dabei mit, daß die 
Mitglieder des Rates »die Stel lung des Generalsekretärs sowie 
seine Maßnahmen hinsichtlich des Lenkens der Aufmerksam­
keit des Rates auf grundlegende Fragen der Organisation und 
auf friedensgefährdende Entwicklungen voll achte«. Ich habe 
ständig auf der Grundlage meiner Auslegung des Artikels 99, 
w ie sie auch durch diese Erklärung bestätigt wird, verfahren, 
so erst kürzlich in meinem Memorandum an den Präsidenten 
des Rates über die Lage in Ost-Pakistan und den angrenzen­
den indischen Staaten. Wenn auch Meinungsverschiedenhei­
ten darüber bestehen, w i e wei t der Generalsekretär befugt 
ist, e igene Initiativen zu ergreifen, so läßt Artikel 99 doch 
keinen Zweifel darüber aufkommen, daß jedwede mögliche 
Bedrohung des Friedens und der Sicherheit ihn zu beschäf­
tigen hat, und daß es seine Pflicht ist, alles ihm Mögliche zur 
Entspannung der Lage beizutragen. 
Es gibt natürlich viele Wege, die weiten, aber ungenau g e ­
faßten Aufgaben des Generalsekretärs gemäß Artikel 99 zu 

erfüllen. Diese Aufgaben müssen in dem wei teren Zusam­
menhang mit der Stel lung des Amtes des Generalsekretärs, 
wie es sich im Laufe der Jahre entwickelt hat, gesehen w e r ­
den. Be im Beginn der Ausarbeitung der Charta schlug Präsi­
dent Roosevelt vor, daß der höchste Verwaltungsbeamte der 
Vereinten Nationen >Vermittler< genannt werden sollte; ich 
kenne kein besseres Wort, um meine eigene Auffassung dieses 
Amtes zu umschreiben. Ich w a r immer der Ansicht, daß die 
wichtigste politische Aufgabe des Generalsekretärs in der 
Betonung dessen besteht, was in Artikel 1 Absatz 4 »Einklang 
zur Verwirklichung der gemeinsamen Ziele« genannt wird. 
Daher war ich bemüht, mein Amt mit aller gebotenen Z u ­
rückhaltung, die die Bedeutung der Aufgabe verlangt, zu 
nutzen, unnötige Befürchtungen und Mißtrauen zu beseitigen, 
Verbindung zwischen den Streitparteien herzustellen und das 
Mögliche zu tun, um die Kluft zwischen Ost und West zu 
überbrücken. Mit diesem Ziel vor Augen hatte ich manchmal 
Mühe, mit den Regierungen im Verständnis zu bleiben und 
zur Zusammenarbeit zu gelangen, zumal es — w i e so oft — 
einfacher und beliebter gewesen wäre, sich einer Seite anzu­
schließen und öffentlich Wertungen abzugeben. Ich möchte 
hoffen, daß, w e n n einmal die Hintergründe bekannt werden, 
sich dieses beständige und zurückhaltende Handeln als Be i ­
trag zum Weltfrieden und besserem gegenseit igem Verstehen 
in unserer Zeit ausweisen wird. 

VII 
Ich habe nie daran gezweifelt , daß der Generalsekretär unter 
Beachtung von Artikel 33 seine Guten Dienste zur Bei legung 
von Streitfällen und Schwierigkeiten ausüben muß, und zwar 
selbst ohne besondere Ermächtigung des Sicherheitsrates oder 
eines anderen Organs der Vereinten Nationen, w e n n die b e ­
troffenen Staaten darum nachsuchen. So war meine Unter­
richtung des Präsidenten des Sicherheitsrates in der Frage 
Äquatorial-Guinea vom März 1969 über meine Absicht, auf 
Ersuchen der betreffenden Staaten einen Vertreter dorthin 
zu entsenden, in keiner Hinsicht eine Konsultation; ich folgte 
nur dem lang geübten Brauch, Schritte einzuleiten und hier­
von den Sicherheitsrat in Kenntnis zu setzen. 
Die Ausübung Guter Dienste hat sich in manchen Fällen als 
wirksam erwiesen, u m zwischen Staaten bestehende Schwie­
rigkeiten sich nicht in ernste Krisen entwickeln zu lassen, 
sondern zu Lösungsmöglichkeiten empfindlicher Probleme zu 
gelangen, bevor s ie unlösbar sein würden. Vorbeugende 
Diplomatie dieser Art ist wei taus wirksamer — und zudem 
viel bill iger — als die Versuche einer Beilegung, w e n n der 
Konflikt schon ein akutes Stadium erreicht hat. Diese M e ­
thode erfordert von den beteil igten Parteien völlige Ver ­
schwiegenheit, Zusammenarbeit , Zurückhaltung und guten 
Willen. Sie verlangt ferner Mut und Weitsicht sowie Ver­
trauen in die Besonnenheit und Redlichkeit des General­
sekretärs. Liegen diese Voraussetzungen vor, so kann im 
Stil len viel erreicht werden. Die Lösung der Bahrain-Frage 
dessen Antrag auf Mitgliedschaft kürzlich vom Sicherheitsrat 
e inst immig gebilligt wurde, kann als Beispiel dienen. 
Ein großer Teil der Zeit des Generalsekretärs wird mit den 
Bemühungen verbraucht, seine Guten Dienste in der e inen 
oder anderen Weise anzubringen, und je weniger Publizität 
diese Bemühungen während oder nach Abschluß der Ver­
handlungen haben, desto größer sind die Aussichten auf Er­
folg. Kaum ein Tag vergeht, ohne daß Hilfsgesuche an den 
Generalsekretär aus irgendeinem Teil der Welt eintreffen. 
Diese Gesuche reichen von Bitten von Regierungen um Mit­
hilfe beim Ausgleich von Schwierigkeiten mit anderen Regie­
rungen über Hilfeersuchen von Minderheitsgruppen bis zum 
Ersuchen von Privatpersonen in einer unendlichen Mannig­
faltigkeit von Schwierigkeiten. Manchmal kann der General­
sekretär helfen und manchmal muß er offen zugeben, daß 
er nicht helfen kann, wei l sein Eingreifen nach seiner Mei­
nung unwirksam oder gar schädlich sein würde oder vielleicht 
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auch außerhalb seines Aufgabenbereichs gemäß der Charta 
l iegen könnte. 
In den letzten zehn Jahren habe ich meine Guten Dienste 
auch in Situationen angeboten, die mir so gewichtig erschie­
nen, daß ich glaubte, auch ohne ausdrückliches Ersuchen der 
Parteien tätig werden zu müssen. Das gilt beispielsweise für 
die Raketenkrise in Kuba und für eine Unzahl anderer Fälle, 
wie Vietnam und den nigerianischen Bürgerkrieg. 
Diese stille Methode der vorsorglichen Konfliktverhinderung 
scheint mir Teil der Rolle des Generalsekretärs zu sein; sie 
sollte als Ergänzung zur ausdrücklichen — und wesentlich 
dramatischeren — Anrufung des Artikels 99 wei ter entwik-
kelt werden. Es gibt nämlich gute Gründe dafür, daß man 
sich bisher nur einmal auf Artikel 99 ausdrücklich berufen 
hat. Nichts ist nutzloser und der Sache abträglicher, als w e n n 
der Generalsekretär eine Angelegenheit öffentlich vor den 
Sicherheitsrat bringt und dann im Rat praktisch keine Mög­
lichkeit gegeben ist, sich auf eine wirksame und sinnvolle 
Maßnahme zu einigen. Demgegenüber kann ein stilles Vor­
gehen, das öffentliche Auseinandersetzungen meidet, oft mit 
e inigem Erfolg rechnen. Ich hoffe, daß es möglich sein wird, 
die Methode der stillen Konsultationen zwischen den Mit­
gliedern des Sicherheitsrates weiter auszubauen, eine Methode, 
die ich kürzlich für die Situation in Ost-Pakistan und den a n ­
grenzenden indischen Staaten anzuregen versucht habe. 

VIII 
Eine Entwicklung, die bei Verabschiedung der Charta nicht 
vorauszusehen war, ist inzwischen für den Generalsekretär 
zu e inem wichtigen und posit iven Element seiner Tätigkeit 
auf politischem Gebiet geworden. Gemeint ist die Einrichtung 
der Ständigen diplomatischen Vertretungen der Mitgl ied­
staaten bei den Vereinten Nationen. Sie hat die Eignung der 
Vereinten Nationen als Instrument multilateraler Diplomatie 
ungemein verbessert; sie verschafft dem Generalsekretär u n ­
mittelbare und ständige Verbindung zu hochqualifizierten und 
erfahrenen Vertretern der Mitgliedstaaten. Nach meiner 
Meinung ist diese wenig beschriebene Entwicklung einer der 
wichtigsten institutionellen Forschritte in unseren ersten 
25 Jahren. Sie hat die politische Arbeit des Generalsekretärs 
wesentl ich erleichtert, denn sie ermöglicht die Erörterung 
schwieriger Fragen auf vertraulichem und unparteiischem 
Boden, wo der Generalsekretär und seine Spitzenbeamten, 
falls erforderlich, als neutrale Verbindungs- und Mittelsmän­
ner zur Verfügung stehen. Die engen Beziehungen, die sich 
zwischen den Ständigen Vertretern und dem Generalsekretär 
entwickelt haben, sind vor al lem in schwierigen Zeiten von 
unschätzbarem Vorteil. Bei dieser Gelegenheit möchte ich den 
Hunderten von Ständigen Vertretern bei der UNO, mit denen 
ich das Vergnügen hatte zusammen zu arbeiten, aufrichtig 
danken. Sie haben bislang und werden auch weiterhin, dessen 
bin ich sicher, zum Aufbau eines verläßlichen Systems der 
Weltordnung im Rahmen der Vereinten Nationen in unver­
gleichlicher Weise beitragen. 

IX 
Manchmal denke ich, daß die Väter der Charta zu sehr von 
politischen und militärischen Konflikten e ingenommen waren. 
Zweifel los war diese Besessenheit in der damaligen Situation 
verständlich. Heute jedoch könnte es nützlich sein, einen 
Artikel 99a hinzuzufügen, der den Generalsekretär ermächtigt, 
die Aufmerksamkeit der Mitgliedstaaten auch auf die we l t ­
wei ten Bedrohungen des menschlichen Lebens zu lenken, die 
jenseits der Bedrohung von Frieden und Sicherheit l iegen. 
Das habe ich, ohne ausdrückliche Ermächtigung, in Fragen 
wie Bevölkerungswachstum und Umweltschutz zu tun v e r ­
sucht. Einige dieser Gefahren sind inzwischen so ernst und 
allumfassend, daß sie einen eigenen Platz in der Charta 
haben sollten. Die Vereinten Nationen könnten wesentl ich 

mehr leisten, w e n n die Mitglieder verhältnismäßig unstreit i­
gen, aber gleichfalls entsetzlichen Gefahren für die Mensch­
heit die gleiche Aufmerksamkeit w ie politischen Konflikten, 
aus denen Gefahren für den Weltfrieden entstehen können, 
widmen würden. Auch die Gesinnung und die Praxis der 
internationalen Zusammenarbeit und Solidarität könnten 
durch solche Bemühungen gestärkt werden. 
Dann sind da die großen menschlichen Notstandssituationen, 
für deren Bewältigung die Vereinten Nationen immer noch 
nicht gerüstet sind. Ich freue mich aber, daß gegenwärtig 
Schritte getan werden, die es der Organisation ermöglichen, 
bei Naturkatastrophen helfen zu können. Der nächste Schritt 
sollte folgerichtig darin bestehen, auch mit Katastrophen 
fertig zu werden, die nicht von der Natur verursacht sind. 
Die gegenwärtige Lage in Ost-Pakistan und den angrenzenden 
indischen Staaten macht diese Notwendigkeit schlaglichtartig 
deutlich. In dem Bemühen, etwas gegen dieses unendliche 
Elend zu tun, habe ich aus e igenem Antrieb, d. h. ohne Rück­
halt einer Resolution irgendeines Organs der Vereinten N a ­
tionen, zwei Hilfsprogramme für Millionen Menschen mit 
Ausgaben von einigen Millionen Dollar ins Leben gerufen. 
Ich hielt mein Handeln für notwendig, u m die Zeit bis zum 
Eingreifen planmäßiger Hilfsmaßnahmen zu überbrücken: 
die Aufgaben des Generalsekretärs sollten gemäß der Charta, 
so glaube ich, alle humanitären Aktionen umfassen, die er 

Das Sultanat O m a n , im Osten der arabischen Halbinsel, wurde von der Generalversammlung am 7. Oktober 1971 In die Vereinten Na­tionen aufgenommen. Damit erhöht sich die Mitgliederzahl der Welt­organisation auf 131. Oman, nach seiner Hauptstadt früher Maskat und Oman genannt, hat eine Fläche von 212 457 qkm (Bundesrepu­blik 247 973) und eine Einwohnerzahl von etwa 565 000 (1963). Das Volkseinkommen war bis Ende der fünfziger Jahre sehr niedrig, ist aber seitdem, vor allem In den letzten Jahren, durch große öl-funde und -förderung sprunghaft gestiegen. Das Sultanat war lange Zelt britischer Schutzstaat, und die Frage seiner völligen Unabhän­gigkeit war noch bis zu seiner jetzigen Aufnahme in die UNO um­stritten (vgl. Ehrhardt, Das Problem der Mitgliedschaft der Mikro-staaten am Scheideweg, S. 161 dieser Ausgabe). Bei der Abstimmung enthielten sich Kuba und Saudi-Arabien der Stimme, von der Volks­republik Jemen kam die einzige Ablehnung. 
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ergreifen kann, u m das Leben zahlloser Menschen zu retten. 
Die politische Sei te solcher Situationen muß, soweit es die 
Vereinten Nationen angeht, offensichtlich in erster Linie in 
die Zuständigkeit des Sicherheitsrates fallen. 
Eine weitere Seite der Rolle des Generalsekretärs erscheint 
erwähnenswert, die nicht nur zufällig ist, auch w e n n sie in 
der Charta nicht genannt wird. A m Ende eines zehnjährigen 
Dienstes erwähne ich dies nicht mit Verbitterung, sondern 
wei l ich sie für einen wichtigen Teil der Rolle des General­
sekretärs halte. In einer Welt von sich unbefriedigt fühlendem 
und kurzsichtigem Nationalismus, in der die Supermächte 
gegeneinander so selbstmörderisch aufrüsten, daß es e inem 
normalen Menschen als wahnsinnig erscheinen muß, braucht 
man oft ein Mittel, e inen Vorwand, einen Blitzableiter, um 
nicht konsequent die nationale Politik bis zur Katastrophe 
treiben zu müssen. Oder, um es härter auszudrücken: im 
Gegenspiel der Staaten kommt eine Zeit, w o es ihnen äußerst 
wünschenswert erscheint, jemandem den Schwarzen Peter 
zuzuschieben. Die Organisation der Vereinten Nationen eignet 
sich als Empfänger vorzüglich, und daraus folgt, daß der 
Generalsekretär in schwierigen Situationen, in denen keine 
Lösung gefunden werden kann, leicht zum Sündenbock g e ­
macht wird. 

X 
Das sind ke ineswegs verachtenswerte Aufgaben. Ich meine 
jedoch — und habe das schon oft gesagt —, daß sich die 
Völker dieser Welt darüber klar sein müssen, was in diesem 
Verhalten eingeschlossen liegt. Dieses Vorgehen ist ein Teil 
des Charakters der Organisation, e in Teil der Art, wie die 
Regierungen von ihr Gebrauch machen, und ein Teil der 
Natur der Situationen, mit denen sie sich zu befassen hat. 
Da der Organisation alle Merkmale der Souveränität fehlen, 
muß sie durch Überzeugung, mit Argumenten, durch Ver­
handlungen und durch beharrliche Suche nach e inem A u s ­
gleich streben. Denn trotz aller hoch gesteckten Ziele der 
Charta sind die Vereinten Nationen eine sehr irdische und 
pragmatische Organisation, die es in aller Regel mit der har­
ten politischen Wirklichkeit und nicht mit schönen Hoff­
nungen und hehren Idealen zu tun hat. Gelegenheiten zu 
einer mitreißenden Führungsrolle und zu Kreuzfahrertum 
sind äußerst selten. Der Generalsekretär muß gewöhnlich in 
sehr wirklichkeitsnahen Grenzen tätig sein, w e n n er über­
haupt irgendwelche sinnvollen Ergebnisse erzielen will . 
Für die Regierungen der Mitgliedstaaten sind die Vereinten 
Nationen ein Ort, an dem die Verantwortungen geteilt oder 
weitergeschoben werden können, ein Ort, an dem Besorgtsein 
öffentlich ausgedrückt und zugleich ein formell gültiger Grund 
für eigene Untätigkeit gefunden werden kann. Es ist ein Ort, 
auf den die moralischen Forderungen der öffentlichen Mei ­
nung abgeleitet werden können, wenn sie den einzelnen R e ­
gierungen zu belastend werden. Es ist ein Ort, an dem hinter 
den Nebelwänden erschöpfender Debatten Positionen kaum 
faßbar verändert und Gesichter gewahrt werden können. 
Durch sein Wirken im Sti l len kann der Generalsekretär hier­
bei eine nützliche Rolle spielen; sie geht gewöhnlich verloren, 
sobald er sich an die Öffentlichkeit wendet. 
Große Probleme werden gewöhnlich an die Vereinten Nat io­
nen herangetragen, w e n n die Regierungen nicht imstande 
sind, zu einer Lösung zu gelangen. Dies gilt zum Beispiel 
sowohl für den Nahen Osten wie für die Umweltfrage. Die 
Vereinten Nationen sind dann die letzte Station für drän­
gende, harte Angelegenheiten, und so wundert es nicht, daß 
die Organisation oft für ein Versagen bei der Lösung solcher 
Probleme, die sich für die Regierungen als unlösbar erwiesen 
haben, getadelt werden. Das ist einer — w e n n auch e twas 
negativer — der Gründe für das Bestehen der Vereinten 
Nationen. Dennoch ist das, das möchte ich hinzufügen, keine 
Entschuldigung für die Organisation oder für den General­
sekretär, mit Bemühungen aufzuhören, auch für anscheinend 
unlösbare Probleme Lösungen zu suchen. 

XI 
Das Amt des Generalsekretärs ist zugleich eine erfüllende, 
erregende und sehr niederdrückende Aufgabe. Niemand, der 
das Glück hat, die sich aus dem Amt ergebenden Möglich­
keiten nutzen zu können, hat das Recht, sich über seine 
Schwierigkeiten zu beschweren. Dabei darf der General­
sekretär in keinem Augenblick unterschätzen, was auf dem 
Spiele steht. In Angelegenheiten des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit verlangt die Verantwortung vom 
Generalsekretär eine ständige Überprüfung der Möglichkeiten 
für wirksames Handeln. Hierbei sind zwei einfache Überle­
gungen unumgänglich: erstens muß der Generalsekretär i m ­
mer bereit sein, ohne Rücksicht auf sein Amt oder seine 
Person, die Initiative zu ergreifen, w e n n er überzeugt ist, daß 
davon Krieg und Frieden abhängig sein können. Dann sind 
das persönliche Prestige eines Generalsekretärs und auch die 
Stel lung seines Amtes zweitrangig. Die zweite Erwägung 
muß die Erhaltung der Unabhängigkeit der Stel lung des 
Generalsekretärs sein, so wie es in Artikel 100 best immt ist, 
allein seine Unabhängigkeit gibt ihm die Freiheit, ohne Furcht 
und Begünstigung für die Sache des Weltfriedens arbeiten 
zu können. Diese Unabhängigkeit bedeutet nicht Mißachtung 
der Wünsche und Meinungen der Mitgliedstaaten. Im Gegen­
teil, die Unabhägigkeit des Generalsekretärs ist e ine G e ­
währ dafür, daß er in voller Übereinstimmung mit se inem 
Amtseid den langfristigen Interessen aller Mitgliedstaaten 
der Organisation am Frieden dienen kann. 
Es gibt ke inen leichten Weg, die Pflichten des Amtes des 
Generalsekretärs zu erfüllen, aber das beeinträchtigt nicht 
das große Vorrecht, den Versuch hierzu machen zu dürfen. 
Nach meiner Meinung ist es die vielfältigste, interessanteste 
und herausfordernste politische Tätigkeit auf Erden. In einer 
best immten Weise ist der Generalsekretär in einer beglük-
kenden Lage, denn ihm wird gestattet, die Probleme von 
Frieden und Krieg, die Probleme der Gegenwart und Zukunft 
der Menschheit von einer Warte aus zu sehen, die der Natur 
der Sache nach frei von einzelstaatlichen Erwägungen ist 
und bleiben muß. Unparteilichkeit, Standfestigkeit und Wahr­
heit sind seine stärksten Waffen. Er ist — und muß sein — 
zur gleichen Zeit ein Realist und ein Mensch voll Idealismus 
und Hoffnung, seinen Blick mehr auf eine bessere Zukunft 
gerichtet als getrübt durch eine schmerzliche Vergangenheit . 
Mein Nachfolger sollte, das ist meine Uberzeugung, ein Mensch 
sein, der in die Zukunft sieht und auf ein wel tumspannendes 
Konzept der Probleme, denen wir alle gegenüberstehen. In 
unserer Welt der gegenseit igen Abhängigkeiten sind Erdteil 
und Land seiner Herkunft mir weitaus weniger wichtig als 
seine Rechtschaffenheit, al lgemeine Eignung und seine Fähig­
keit, zukunftsorientiert zu denken und diese Organisation 
zu e inem echten Instrument für Frieden, Gerechtigkeit und 
Fortschritt zu machen. Er sollte unparteiisch und sachlich 
sein, w e n n auch nicht not*, .'endigerweise neutral. Er sollte 
neuen Bewegungen und Tendenzen der Weltmeinung, ins ­
besondere der Jugend, gegenüber aufgeschlossen sein, zugleich 
aber muß er das Vertrauen der Mitgliedsregierungen behal­
ten, bei denen das Durchschnittsalter natürlich ein gut Teil 
höher liegt. Er muß das politische Urteilsvermögen, den Takt 
und die Rechtschaffenheit in sich vereinen, von denen die 
Vorbereitende Komission zur Gründung der Vereinten Nat io­
nen gesprochen hat. Er muß auch eine unerschütterliche Über­
zeugung von der Bedeutung der Menschenwürde und des Wer­
tes des einzelnen als e inem Gegengewicht zu den unpersön­
lichen mächtigen Interessen von Staaten und Gruppen besitzen. 
Er muß das rechte Augenmaß und einen Sinn für Humor h a ­
ben, der ihn gegen die Bitterkeit vergeblicher Mühen und g e ­
gen das Unbehagen immerwährender, manchmal unberechtig­
ter, Kritik schützt. Das Amt des Generalsekretärs ist nicht der 
unmöglichste Job der Welt, jedoch sicherlich einer der schwie­
rigsten, und ganz ohne Frage, einer der lohnendsten. 
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Das Problem der Mitgliedschaft der Mikrostaaten am Scheideweg 
DR. D I E T E R E H R H A R D T 

Die Weltorganisation steht seit e inigen Jahren vor der Frage, 
die Mitgliederzahl durch Aufnahme einiger Dutzend Mikro­
staaten, die als potentielle Antragsteller in Betracht kommen, 
zu erhöhen oder eine konstitutionalisierte Form einer e inge­
schränkten Mitgliedschaft zu schaffen, die zum Beispiel kein 
Stimmrecht gewährt. Das Problem des Zustroms eben unab­
hängig gewordener kleinster Staaten der Dritten Welt hatte 
mit der Aufnahme der Malediven 1965 und Barbados' 1966 
begonnen. Es berührt die Grundfesten der Organisation1 , 
ihre künftige Struktur, ihre Arbeitsweise und das Erfolgs­
potential2. Auf der Suche nach einer weitgehend befriedigen­
den Dauerlösung konstituierte sich auf Grund e ines Ansto­
ßes von Generalsekretär U Thant3 der Sicherheitsrat erst­
malig am 12. September 1969 als >Committee of Experts Es ­
tablished by the Security Council at its 1506th Meeting< (Mi-
krostaaten-Ausschuß) und er hielt als solcher bis zum 26. Ok­
tober 1971 elf Sitzungen ab. In dem Zwischenbericht vom 
15. Juni 1970 heißt es, ein Teil der Mitglieder hätte noch nicht 
zum Kern der Frage Stel lung genommen; der Ausschuß werde 
seine Arbeit fortsetzen und zu e inem späteren Zeitpunkt er ­
neut Bericht erstatten4 . Ein weiterer Bericht liegt zur Zeit 
noch nicht vor. 
Der Mikrostaaten-Ausschuß hat sich bislang auf zwei Fragen­
komplexe konzentriert. In der Erkenntnis, daß die Fragen 
der Teilnahme von Mikrostaaten an der Arbeit der UNO 
kaum ohne vorhergehende Definition des Begriffs >Mikro-
staat< sinnvoll zu lösen sind, hat der Ausschuß die Defini­
tionsfrage5 zu erörtern begonnen. Die Erörterungen sind noch 
in einem sehr frühen Stadium. Die Furcht, die zu einer g e ­
wissen Lethargie bei den weiteren Beratungen geführt hat, 
mit der Annahme einer verbindlichen Definition des >Mikro-
staats< oder der Aufnahmequalifikation eine rechtliche Selbst­
bindung einzugehen, die dem einen oder anderen Ausschuß­
mitglied später unlieb sein könnte, ist genau so unverkenn­
bar wie die Rücksichtnahme auf internationale Empfindlich­
keiten. Gleichwohl hört man von vielen Beteil igten häufig 
als Satzeinleitung die Worte: »Wenn wir erst eine Definition 
des Mikrostaats haben...« Sie werden stets mit Optimismus 
vorgetragen. 
Der zweite Fragenkomplex besteht in dem Versuch, durch 
Schaffung irgendeiner Form der eingeschränkten Tei lnahme 
— etwa der >Assoziierten Mitgl iedschaft — den Grund für 
die Erhaltung der Arbeitsfähigkeit der Organisation zu legen, 
die nach Meinung vieler Experten und Politiker heute schon 
durch die Mitgliedschaft nur beschränkt mitarbeitsfähiger 
Mikrostaaten bedroht ist. Die bisherige Ausschußarbeit g ip ­
felte in dieser Hinsicht in zwei Vorschlägen. 
Die britische Delegation unterbreitete am 25. Mai 1970 — 
erweitert am 23. April 1971 u m einen neuen letzten Absatz — 
den folgenden Vorschlag (Auszug): 
»Der Zweck jeder Regelung sollte es sein, die Bedürfnisse sehr kleiner Staaten zu befriedigen, die einerseits Mitglieder der UN zu sein wünschen und denen es andererseits schwer fällt, die anfallenden finanziellen und verwaltungsmäßigen Verpflichtun­gen zu erfüllen . . . 
Dem entsprechend schlagen wir eine Regelung . . . vor, die in einer Erklärung des neuen Staates bei Einreichung seines An­trags in folgenden Richtlinien ihre Grundlage hat: 
> Der Staat . . . beantragt hiermit die Mitgliedschaft in den Ver­einten Nationen gemäß Art. 4 der Charta. 
> Bei Einreichung des Antrags erklärt der Staat . . . , daß er nicht an den Abstimmungen irgendeines Organs der Vereinten Na­tionen teilzunehmen noch ein Bewerber für die Wahlen in die in der Charta genannten drei Räte oder in ein nachgeordnetes Organ der Vollversammlung zu sein wünscht. 
> Auf dieser Grundlage und in dem Einverständnis, daß die finanzielle Beitragslast nur nominal ist, erklärt der Staat, daß er die in der Charta enthaltenen Verpflichtungen anerkennt und sich feierlich bereit erklärt, -ie zu erfüllen.«" 

Der amerikanische Vorschlag vom 26. September 1969 an den 
Mikrostaaten-Ausschuß lautet (Auszug): 
»Dem entsprechend schlagen die Vereinigten Staaten vor, den 
Status eines Assoziierten Mitglieds der Vereinten Nationen zu 
schaffen; jeder Inhaber dieses Status soll 
a) die Rechte eines Mitglieds der Vollversammlung genießen, mit Ausnahme des Stimmrechts und der Innehabung eines Amtes; 
b) die entsprechenden Rechte im Sicherheitsrat genießen, nachdem der Rat die erforderlichen Schritte unternommen hat; 
c) die entsprechenden Rechte im Wirtschafts- und Sozialrat, in den entsprechenden regionalen Wirtschaftskommissionen und in anderen nachgeordneten Körperschaften genießen, nachdem der Rat die erforderlichen Schritte unternommen hat; 
d) die Teilnahme an den Hilfstätigkeiten der Vereinten Nationen auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet genießen; 
e) die Verpflichtungen eines Mitglieds tragen, mit Ausnahme der Verpflichtung zu normalen Beitragsleistungen.«7 

Nachdem einige Ausschußmitglieder Zweifel an der Überein­
stimmung der beiden Vorschläge mit der Charta geäußert 
hatten, beschloß der Ausschuß, die Rechtsabteilung des U N -
Sekretariats u m eine Ste l lungnahme hierzu zu bitten und 
insbesondere die Frage zu beantworten, ob die Vorschläge 
ohne Änderung der Charta zu verwirklichen seien. 
Der Auf nahmeantrag Bhutans 
Während dieser für die Zukunft der Vereinten Nationen 
höchst wichtigen Entwicklung wurde die Arbeit im Mikro­
staaten-Ausschuß von der UNO-Wirklichkeit unterlaufen, die 
mit dem Eingang des Antrags auf Aufnahme des Königreichs 
Bhutan in die U N O 8 am 22. Dezember 1970 begann. Hätte 
ein dem Sicherheitsrat angehörender Staat — möglicherweise 
eine Vetomacht — den Antrag zum Konfliktsfall erhoben und 
der Rat daraufhin etwa ein Moratorium bis zum entscheiden­
den Abschluß der Arbeit des Mikrostaaten-Ausschusses b e ­
schlossen, so wäre die Weltorganisation möglicherweise schon 
damals gezwungen worden, das Mikrostaaten-Strukturpro-
blem zu lösen, ohne dem Druck des Tagesgeschäfts unter­
worfen zu sein. Obwohl einige Diplomaten ein solches Vor­
gehen befürworteten, wurde die Chance, die Ausschußarbeit 
zu stärken und so für die Zukunft der Vereinten Nationen zu 
sorgen, nicht genutzt. A m 9. Februar 1971 überwies der S i ­
cherheitsrat den Antrag Bhutans se inem >Ausschuß für die 
Aufnahme neuer Mitglieder^ der seit 1949 nicht mehr getagt 
hatte. Die Reaktivierung des Aufnahme-Ausschusses ging auf 
amerikanische Initiative zurück und wurde von den Amer i ­
kanern als bescheidener Erfolg angesehen. Nunmehr tagt der 
Sicherheitsrat mit der gleichen Zusammensetzung sowohl als 
Mikrostaaten-Ausschuß wie als Aufnahme-Ausschuß. 
Der kritische Punkt bei der Behandlung des Aufnahmege­
suchs von Bhutan war die Frage der völkerrechtlichen U n a b ­
hängigkeit des Antragstellers von Indien. Die beiden Völker­
rechtssubjekte hatten am 8. August 1949 einen >Freund-
schaftsvertrag< geschlossen, dessen Art. 2 lautet: »Die indische 
Regierung verpflichtet sich, nicht in die inneren Ange legen­
heiten von Bhutan einzugreifen. Die Regierung von Bhutan 
st immt ihrerseits zu, sich bei ihren äußeren Beziehungen von 
dem Rat der indischen Regierung leiten zu lassen.« Art. 10 
Abs. 1 desselben Vertrags sagt: »Dieser Vertrag soll so lange 
in Kraft bleiben, bis er durch beiderseitiges Einverständnis 
beendet oder verändert wird.« Damit ist die in Art. 2 Satz 2 
des Vertrags normierte außenpolitische Vollabhängigkeit B h u ­
tans von Indien als Folge des vertraglichen Rechts Indiens, 
die Ausübung der auswärtigen Beziehungen Bhutans durch 
seinen Rat zu gestalten, unlöslich gebunden an den Willen 
Indiens. Somit war äußerst klärenswert, ob der Antragsteller 
Bhutan als hinreichend völkerrechtlich unabhängig angesehen 
werden kann, u m >Staat< i. S. des Art. 4 Abs. 1 SVN zu sein9 . 
Zwar hat Jawaharlal Nehru in einer Adresse an das bhuta-
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nesische Volk am 24. September 1958 erklärt: »Es ist wesen t ­
lich, Ihnen klar zu machen, daß es unser Wunsch ist, daß Sie 
ein unabhängiges Land bleiben und den Weg des Fortschritts 
entsprechend Ihrem Willen beschreiten«10, die obigen Beden­
ken sind jedoch so gravierend, daß sie mit dem Hinweis auf 
diese summarische Erklärung nicht ausgeräumt werden kön­
nen". 
Bedeutsam für die Haltung der indischen Regierung zu dieser 
Frage ist auch die Art der Argumentation des indischen De le ­
gierten im Sicherheitsrat a m 10. Februar 1971 im Anschluß 
an die e inst immige Annahme des Antrags, der die Aufnahme­
empfehlung Bhutans beinhaltet". Mr. Sen berührte das The­
ma der völkerrechtlichen Unabhängigkeit Bhutans von Indien 
mit keinem Wort, sondern wies auf die Spiegelung der b h u -
tanesischen Unabhängigkeit im Verhalten des Sicherheits­
rats hin, indem er vorbrachte: »Der Beschluß des Rates, die 
Bewerbung Bhutans u m Aufnahme in die Vereinten Nationen 
zu unterstützen, ist nur die letztendliche Bekundung von 
Bhutans unabhängigem Status und nationaler Eigenständig­
keit«18. 
Der Delegierte Frankreichs kam in derselben Sitzung des 
Sicherheitsrats auf das Merkmal >friedliebend< zu sprechen, 
das ein antragstellender Staat nach Art. 4 Abs. 1 SVN er­
füllen muß. Er zitierte das bhutanesische Sprichwort, »Wenn 

ein Bhutanese sein Schwert zieht, zittert das ganze Tal«, 
und fuhr fort, »wir sind gleichwohl überzeugt, daß Bhutan 
ein friedliches Land ist. Es ist wahr, daß dieses >Land der 
Drachen« das Bild dieses furchtbaren Ungeheuers in seiner 
Fahne führt. Aber wir wissen, daß dieses Bild von weißer 
Farbe ist — der Farbe der Reinheit.«14 Der bhutanesische 
Delegierte trug während seiner Jungfernrede zu bhutanesi-
schen Gewändern ein bodenlanges Schwert. 
Fortdauer der gegenläufigen Behandlung des Problems 
Wenige Monate nach dieser Entscheidung zeichnete sich ab, 
daß 1971 das vorerst bemerkenswerteste Jahr der Aufnahme 
von Mikrostaaten werden würde. Mit Schreiben vom 24. Mai 
1971 beantragte der Premier- und Außenminister des Sul ta­
nats Oman die Aufnahme in die UNO15, mit Schreiben vom 
15. August 1971 stellte der Emir von Bahrain den Aufnahme-
antrag16 und unter dem 4. September 1971 schrieb der Emir 
von Katar entsprechend an den UN-Generalsekretär17. Die 
drei Anträge wurden zunächst kurzfristig in vertraulichen 
Sitzungen des Aufnahme-Ausschusses behandelt. Der A u s ­
schuß berichtete dem Sicherheitsrat. A m 18. August, am 15. 
und am 30. September 1971 empfahl der Sicherheitsrat der 
Vollversammlung, Bahrain18, Katar19 und Oman20 als Mit­
glieder der Vereinten Nationen aufzunehmen. Die Vol lver­
sammlung beschloß für Bhutan, Bahrain und Katar die Auf­
nahme in die UNO am 21. September 1971 und für Oman am 
7. Oktober 1971. 
Die Eile21 und die Reibungslosigkeit22 , mit denen der Sicher­
heitsrat und der Aufnahme-Ausschuß die Anträge der vier 
kleinen Staaten behandelt und positiv entschieden haben, 

steht der Tatsache entgegen, daß der aus den gleichen Mit­
gliedstaaten gebildete Mikrostaaten-Ausschuß die Arbeit an 
der Lösung der Frage, w ie Mikrostaaten am sinnvollsten in 
den Vereinten Nationen mitwirken können, noch nicht b e ­
endet hat. Die Arbeit ruht seit Monaten. Dadurch hat der 
Sicherheitsrat wenigstens den Widerspruch vermieden, nach 
einer legalen Form der Mindertei lnahme an der UNO für 
Mikrostaaten zu suchen und gleichzeitig vier Antragsteller, 
die nach Meinung vieler Experten zu den Untersuchungsob­
jekten des Mikrostaaten-Ausschusses hätten gehören können, 
der Vol lversammlung zur Aufnahme zu empfehlen. Das der­
zeitige Verhalten des Sicherheitsrats legt die Annahme nahe, 
daß sich die Vereinten Nationen bis auf weiteres der Ver­
wirklichung der schrankenlosen Universalität verschrieben 
haben, womit sie in Gegensatz zu Generalsekretär U Thant 
treten, der schon 1967 die Meinung geäußert hatte, wie alle 
Prinzipien so habe auch die Universalität ihre Grenzen23. 
So erklärte der Delegierte Italiens im Sicherheitsrat, sein 
Land messe der Universalität als einer Zielvorstellung der 
UNO größte Wichtigkeit bei24. Der französische Delegierte 
betonte, das Ziel der Universalität, das die Vereinten Nat io­
nen anstreben müßten, sei zwar noch längst nicht erreicht, 
jedoch erscheine es in den letzten Monaten (Februar 1971) 
nähergerückt25. 
Die Lobpreisungen, die im Sicherheitsrat im Anschluß an die 
jewei l ige Aufnahmeempfehlung zu Ehren der vier neuen 
Anwärter auf die UN-Mitgliedschaft gehalten wurden, b e ­
stätigen, daß sich die Vereinten Nationen über jedes neue 
Mitglied der UN-Fami l i e freuen. Einige Delegierte griffen in 
die mittlere Geschichte zurück, andere bis in die Vorzeit, 
dritte gaben der Hoffnung Ausdruck, die neuen Mitglieder 
könnten durch ihre Kultur die Vereinten Nationen berei­
chern. 
Der britische Vertreter zitierte das Buch e ines englischen 
Diplomaten, der Bhutan 1774 besucht hatte und die Schlicht­
heit der bhutanesischen Manieren rühmte20. Der Delegierte 
Italiens erinnerte an die Reise zweier Jesuiten nach Bhutan 
vor einigen Jahrhunderten27 . Der syrische Delegierte erwähn­
te, der arabische Historiker Ibn Khaldoun habe im 15. Jahr­
hundert geschrieben, Oman sei ein großer See - und Handels ­
staat28. Der Vertreter Japans führte aus, seine Vorfahren und 
diejenigen der heutigen Bhutanesen seien schon im 6. Jahr­
hundert verbunden gewesen2 9 . 
In die Vorzeit zurückgreifend bemerkte der britische De l e ­
gierte, die genaue geographische Lage des Shrangri-La sei 
w ie die des Gartens Eden umstritten, aber nur wenige Natur­
freunde seien geneigt zu bestreiten, daß die Täler Bhutans 
in besonderem Maß als Ort des Shrangri-La in Betracht zu 
ziehen seien30. Der syrische Delegierte rühmte Bahrain als 
»mythologisches Land der Unsterblichkeit, das der heroische 
Gilgamesch auf seiner Suche nach der Pflanze des ewigen 
Lebens besucht hat.«31 Der französische Vertreter erinnerte 
an diese Ausführungen des Syrers und fügte hinzu, die S p u ­
ren von Kunst und Fleiß, die in Bahrain entdeckt seien, 
rührten von den ältesten Zivilisationen des Orients her; 
Europa, schloß er seine Rede, sei nicht uneingedenk all dessen, 
w a s es in der Vergangenheit von diesem großen Kulturerbe 
empfangen habe32. 
Der italienische Delegierte führte aus, die Weltzivilisation 
könne von den Reichtümern der bhutanesischen Kultur und 
Tradition nur gewinnen3 3 . Der Vertreter Belgiens meinte, 
seine Delegation sei glücklich bei der Vorstellung, in der 
Vollversammlung neben derjenigen Bhutans zu sitzen, und 
sie werde den Worten der Weisheit und der Mäßigung, die 
von buddhistischen Religionsregeln und Ideen menschlicher 
Beziehungen inspieriert seien, großen Wert beimessen34 . 
Francis T. P. Plimpton, der amerikanische UN-Vizebotschafter 
zu Zeiten Adlai Stevensons, hatte 1966 sein Plädoyer für die 
Begrenzung der Mitgliedschaftsform von Mikrostaaten über-

Der freigebige Generalvertreter 

Die höchsten Generäle von fast zwanzig Staaten 
besucht ein Generalvertreter jedes Jahr 
mit seinem Köfferchen voll Bomben und Granaten, 
zur Auswahl: konventionell und nuklear. 
Nach den Geschäften mit Millionenwerten 
zweigt freigebig er Spenden ab von seinen Spesen 
für die Welthungerhilfe und die Kriegsversehrten, 
damit ein jeder Brot hat und Prothesen. 

JOACHIM SCHWEDHELM 
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schrieben >Die Vereinten Nationen bedürfen der Famil ien-
planung<35. Sicher ist, daß die Vereinten Nationen gegenwärtig 
von Famil ienplanung in der Organisation selbst nichts wissen 
wol len. 
Die Frage der Vereinbarkeit der amerikanischen 
und englischen Vorschläge mit dem geltenden UNO-Recht 
Trotz dieser augenblicklichen politischen Aufnahmesituation 
ist nicht auszuschließen, daß der Wind eines Tages umschlägt 
und entweder ein zukünftiger Aufnahmeantrag eines Mikro-
staats zum Streitfall wird oder der Mikrostaaten-Ausschuß 
eine generelle Lösung zuwegebringt, die entweder potentielle 
Antragsteller abschrecken wird oder zur Abweisung eines 
Aufnahmeantrags führt. Letzthin hat der amerikanische Völ­
kerrechtler Stephen M. Schwebel gefordert, die U S A sollten 
notfalls bei dem nächsten Aufnahmeantrag eines Mikrostaats 
von ihrem Vetorecht Gebrauch machen3'. 
Die oben erwähnten Vorschläge der U S A und Großbritan­
niens sind daher vorerst nicht als belanglos anzusehen. Beiden 
Vorschlägen gemeinsam ist der Versuch, das geltende Recht 
der Vereinten Nationen zur Frage der Aufnahme oder Mit­
wirkung von bisherigen Nichtmitgliedstaaten zu erweitern, 
ohne die UN-Charta zu ändern. Die Frage der Vereinbarkeit 
der beiden Vorschläge mit dem Verfassungsrecht der UNO 
ist deshalb zu prüfen. 
Die UN-Charta kennt nach dem heutigen Stand nur >Mit-
glieder< (>ursprüngliche Mitg l i eder nach Art. 3 SVN und a u f ­
genommene Mitg l ieder nach Art. 4 SVN) sowie Nichtmit-
glieder. Der >Beobachterstatus< als Mitwirkungsform, den zur 
Zeit sechs Staaten innehaben, ist UNO-Gewohnheitsrecht, das 
außerhalb der Charta gewachsen ist und geringere Implika­
tionen aufweist als die Vorschläge der USA und Großbritan­
niens. 
Einige Einwände gegen die Vereinbarkeit der amerikanischen 
Vorstellungen mit dem geltenden UNO-Recht gehen dahin, 
daß sich diese nicht nahtlos einfügen, sondern unklare Über­
schneidungen mit sich führen. Da die Charta nur Mitglieder 
als >parties to the Charter< kennt, erhebt sich die Frage, ob 
das >Assoziierte Mitglied< amerikanischer Prägung eine solche 
>party to the Charten wäre. Der Versuch, die Frage zu be ­

jahen, scheitert an Art. 3 und 4 SVN. Der gegentei l ige Versuch 
wirft die Frage nach den Rechtsverhältnissen zwischen >Mit-
glied< und >Assoziiertem Mitglied< auf, die aus dem Material, 
das der US-Vorschlag bietet, nicht zu beantworten ist, g e ­
schweige denn aus der Charta selbst. Mit Art. 9 Abs. 1 SVN 
wäre der Vorschlag unvereinbar. Nach dieser Best immung 
setzt sich die Vol lversammlung aus »allen Mitgliedern« der 
UN zusammen. Das nur den Mitgliedern zustehende Recht auf 
unbeschränkte Teilnahme an den Plenardebatten der Ver­
sammlung und auf Benennung von Tagesordnungspunkten 
gewährt der amerikanische Vorschlag jedoch auch den Asso­
ziierten Mitgliedern. Ähnliches gilt für das Verhältnis des 
Assozierten Mitglieds zum Sicherheitsrat und Wirtschafts­
und Sozialrat. Die Rechte von Mitgliedern und Nichtmitgl ie-
dern in Bezug auf die beiden Organe sind in der Charta genau 
umschrieben. Der amerikanische Vorschlag operiert mit dem 
unklaren Ausdruck zweckmäßige Rechte<, die den Assozi­
ierten Mitgliedern in beiden Räten zustehen sollen. 
Es sei daran erinnert, daß die ursprünglichen Verfassungen 
der Sonderorganisationen FAO und UNESCO nur den Status 
>Mitglied< kannten. Als es für zweckmäßig gehalten wurde, 
in beiden Organisationen die Assoziierte Mitgliedschaft e inzu­
führen, mußten die Mitgliedstaaten dieser Organisationen 
diese Form der eingeschränkten Mitgliedschaft durch Sat­
zungsänderung legalisieren. Hinter dem Wunsch der A m e ­
rikaner und Engländer, das Problem der Mikrostaaten durch 
die Verwirklichung ihrer Vorschläge zu bewältigen, steht die 
Angst vor den Mühsalen, die Änderungen der UN-Charta 
erfahrungsgemäß mit sich bringen. D e m ist entgegenzuhalten, 
daß einerseits nicht davon ausgegangen werden kann, e ine 
Formel, die die Vol lversammlung im Hinblick auf e ine Ände­
rung der Charta für erörterns- oder verabschiedenswert hält, 
lasse sich nicht finden. Zum anderen ist den Vereinten Nat io­
nen auf lange Sicht nicht damit gedient, daß mehrdeutige 
praktische Ergänzungen das bestehende übersichtliche U N O -
Rechtssystem verwirren und ihm so auf die Dauer wachsen­
den Schaden zufügen. 
Der amerikanische und der englische Entwurf ähneln sich 
hinsichtlich einiger Besonderheiten der Mikrostaaten, vor 
al lem in deren finanzieller Schwäche. Die Amerikaner formu-

Auszug der Formosa-Chine­sen aus der Generalver­sammlung. Bereits nachdem der Antrag, die Frage der Vertretung Chinas zur >Wichtigen Frage< zu erhe­ben, mit 55 zu 59 Stimmen abgelehnt worden war, also noch vor dem endgültigen Beschluß zugunsten der Ver­tretung der Volksrepublik China, verließen die Dele­gierten Tschiang Kai-scheks Ihre Plätze und die Halle. (Vgl. S. 149 ±f.). 

Vereinte Nationen 6/71 163 



Die Fahne der Volksrepublik China wird vor dem Hauptgebäude der Vereinten Nationen in New York neben den Flaggen der übrigen 130 Mitgliedstaaten am 1. November 1971 erstmals aufgezogen. Die chine­sische Flagge trägt auf rotem Grund fünf goldene Sterne (zweite Flagge von rechts): Der große Stern verkörpert China, die vier kleineren Sterne im Halbkreis sollen die Arbeiter, die Bauern, die Kleinbürger und die patriotischen Kapitalisten darstellen. 

l ieren deshalb, es handele sich u m »Staaten, die nicht in der 
Lage sind, alle Lasten einer vol len Mitgliedschaft zu tragen«. 
Ein Assoziiertes Mitglied solle die Verpflichtungen eines vo l ­
len Mitglieds eingehen, mit Ausnahme der Verpflichtung zur 
Beitragsleistung. 
Großbritannien zielt auf solche »sehr kleinen Staaten, die es 
schwierig finden würden, allen anfallenden finanziellen und 
administrativen Verpflichtungen nachzukommen«. Während j e ­
doch die Amerikaner schon vom Ausdruck her mit a s s o z i ­
iertem Mitglied < eine neue Kategorie schaffen wol len, spre­
chen die Engländer weiterhin von >Mitglied< und verstoßen 
bereits damit gegen den al lgemeinen Rechtsgrundsatz der 
Klarheit. 
Der britische Vorschlag verletzt ferner Art. 4 SVN. Nach 
dieser Vorschrift ist erforderlich, daß der Antragsteller auf 
Aufnahme in die Vereinten Nationen »fähig und wil lens ist, 
die Verpflichtungen der Charta zu erfüllen«. Der englische 
Vorschlag läßt zu, daß auch solche Antragsteller, die in die­
sem Sinn unfähig sind, den Status >Mitglied< erwerben kön­
nen. Ein weiterer Verstoß gegen geltendes UNO-Recht zeigt 
sich bei der Betrachtung von Art. 18 Abs. 1 SVN, wonach 
jedes Mitglied der Vollversammlung eine St imme hat. Das 
>Mitglied< der englischen Vorstellung hat auf die Ausübung 
dieses Rechts durch einseitige Willenserklärung verzichtet. 
Das Stimmrecht ist jedoch nach herrschender Meinung unver­
zichtbar. Denn zum einen hängt die Beschlußfassung in jeder 
parlamentarischen Körperschaft am Stimmrecht. Zum ande­
ren ist zu bedenken, daß Art. 2 Abs. 1 SVN die souveräne 
Gleichheit »aller Mitglieder« garantiert. Ein stimmrechtsloses 
Mitglied im Sinn des englischen Vorschlags wäre zwar nach 
wie vor souverän, nicht aber gleich. Als Beitragsleistung 

sieht der Vorschlag einen Nominalbetrag vor. Nach Art. 17 
Abs. 2 SVN legt die Vol lversammlung die von den einzelnen 
Mitgliedstaaten zu zahlenden Beiträge fest. Nach herrschen­
der Meinung ist dieses Ermessen im Sinn von Treu und Glau­
ben auszuüben. Der englische Vorschlag läßt offen, ob auch 
andere Mitglieder der UNO, die keine Mikrostaaten sind, auf 
ihr Stimmrecht verzichten können und so die Wohltat einer 
nominel len Beitragsleistung erhalten würden. Schließlich be­
stehen Bedenken gegen die Zulässigkeit des Rechts e ines 
Mitglieds englischer Prägung, durch Kündigung des bestehen­
den Verhältnisses (mit einjähriger Frist) und nach Neufest ­
setzung des Mitgliedsbeitrages die Stimmberechtigung zu e r ­
langen. Der angelsächsische Rechtspragmatismus, der in 
Großbritanniens Recht vie lbewunderte juristische Leistungen 
vollbracht hat, kollidiert an allen diesen aufgezeigten Stel len 
mit dem Recht der UN, das systematischer ist als das e n g ­
lische. 
Die Rechtsabteilung des Sekretariats, die jetzt über die Ver­
fassungsmäßigkeit der beiden Vorschläge zu entscheiden hat, 
genießt den Ruf, unparteiisch zu handeln und vor unpopu­
lären Entscheidungen nicht zurückzuschrecken. Es bleibt zu 
hoffen, daß das Gutachten der Völkerrechtler des Sekretariats 
zumindest auf die Gefahren einer Trübung der Klarheit des 
diesbezüglichen geltenden UNO-Verfassungsrechts aufmerk­
sam macht, die mit der Verwirklichung des amerikanischen 
oder englischen Vorschlags eintreten würde. 
Anmerkungen: 
1 So der amerikanische UN-Delegierte Yost, siehe UN-Doc. S/PV. 1505 vom 27. August 1969, S. 14—15. 2 Siehe einführend in die gesamte Problematik: Dieter Ehrhardt, Mikrostaaten als UN-Mitglieder?, in: VN 18. Jg. (1970) Heft 4, S. 111—116. 3 UN-Doc. A/6701/Add. 1 vom 15. September 1967, S. 20. 4 UN-Doc. S/9836 vom 15. Juni 1970, S. 2. 5 Zur Frage des Verhältnisses von völkerrechtlichem Staatsbegriff und Mikrostaat, siehe Dieter Ehrhardt, Der Begriff des Mikro-staats im Völkerrecht und in der internationalen Ordnung, Aalen 1970. 6 UN-Doc. S/9836, Annex II, vom 15. Juni 1970. 7 UN-Doc. S/9836, Annex I, vom 15. Juni 1970. 8 Schreiben des Königs von Bhutan an den UN-Generalsekretär vom 10. Dezember 1970; UN-Doc. S/10050 vom 22. Dezember 1970. 9 Der einzige Redner, der in der Debatte des Sicherheitsrats am 10. Februar 1971 auf diese Zweifel wage hinwies, war der Delegierte Taiwans: »Soweit wir wissen hat Bhutan eine lange Geschichte unabhängiger Existenz, obwohl es in einem Vertrag zugestimmt hat, in äußeren Angelegenheiten von der indischen Regierung geleitet zu werden.« UN-Doc. S/PV. 1566 vom 10. Februar 1971, S. 32. 

10 Foreign Policy of India, Text of Documents 1947—1964, New Dehli 1966, S. 8. 11 Zur rechtsbegründenden Kraft einseitiger völkerrechtlicher Er­klärungen siehe STIG Serie A/B Nr. 53, S. 70—71. 12 UN-Doc. S/PV. 1566 vom 10. Februar 1971, S. 3—5. 13 UN-Doc. S/PV. 1566 vom 10. Februar 1971, S. 7. 14 UN-Doc. S/PV. 1566 vom 10. Februar 1971, S. 17. 15 UN-Doc. S/10216 vom 2. Juni 1971. 16 UN-Doc. S/10291 vom 16. August 1971. 17 UN-Doc. S/10306 vom 7. September 1971. 18 UN-Doc. S/PV. 1575 vom 18. August 1971. 19 UN-Doc. S/PV. 1578 vom 15. September 1971. 20 UN-Doc. S/PV. 1587 vom 30. September 1971. 21 Es ist wohl dieser Hast zuzuschreiben, daß die Aufnahmeempfeh­lungen Katars und Omans durch den Sicherheitsrat unter Verstoß gegen Regel 59 Satz 3 der Vorläufigen Geschäftsordnung des Si­cherheitsrats (VGOSR) zustandekamen. Nach dieser Vorschrift hat der Aufnahme-Ausschuß das Ergebnis der Prüfung des Aufnahme­antrags nicht weniger als 35 Tage vor der Eröffnung der Ordent­lichen Vollversammlung dem Sicherheitsrat mitzuteilen. Im Fall Katars berichtete der Ausschuß dem Sicherheitsrat am 14. Sep­tember 1971 (UN-Doc. S/PV. 1578, S. 6), der Oman-Bericht traf am 30. September 1971 beim Rat ein (UN-Doc. S/10345). Die Eröffnung der Vollversammlung fand am 21. September 1971 statt. — Regel 59 Satz 2 besagt zwar, jeder Aufnahmeantrag sei durch den Präsi­denten des Sicherheitsrats an einen Ausschuß des Sicherheitsrats (Aufnahme-Ausschuß) zu verweisen, »wenn der Sicherheitsrat nicht eine andere Entscheidung trifft«, d. h. beschließt, den Aufnahme­antrag selbst zu behandeln. Geht man davon aus, daß die Er­mächtigung des Rats in Regel 59 Satz 2 VGOSR auch auf Regel 59 Satz 3 VGOSR anwendbar ist, so hätte es Jedenfalls einer ent­sprechenden Entscheidung des Rats bedurft. Daran fehlt es in den Fällen Katar und Oman. — Bei der Übermittlung der Aufnahme­empfehlung Katars und Omans an die Vollversammlung hat der Sicherheitsrat Regel 60 Abs. 5 VGOSR genutzt, wonach er ent­scheiden kann, »in besonderen Fällen« die Empfehlung der Voll­versammlung in weniger als 25 Tage vor Eröffnung zuzuleiten. An diese 25-Tage-Frist ist der Rat gemäß Regel 60 Abs. 4 VGOSR grundsätzlich gebunden. Inwiefern es sich bei Katar und Oman um solche »besonderen Fälle« handelt, hat der Rat nicht zum Aus-
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druck gebracht. Zu solcher Begründung war der Rat nach dem entsprechenden allgemeinen Rechtsgrundsatz verpflichtet. 22 Die Volksrepublik Jemen, die nicht dem Sicherheitsrat angehörte, widersprach am 30. September 1971 im Rat allen Schritten, die zur Aufnahme Omans führen könnten (UN-Doc. S/PV. 1587, S. 38—50). Der Vertreter Jemens wies darauf hin, daß die Vollversammlung noch 1970 in der Resolution 2702 (XXV) von der »Kolonialsituation« in Oman gesprochen habe, so daß die Unabhängigkeit zu verneinen sei. — Gleichwohl verabschiedete der Sicherheitsrat die Aufnahme­empfehlung Omans unmittelbar nach Anhörung der jemenitischen Ausführungen ohne Aussprache. Sechs Tage später bezog sich der Vierte Hauptausschuß auf die Aufnahmeempfehlung des Sicher­heitsrats zur Begründung für die Ausschuß-Empfehlung an die Vollversammlung, die >Frage Oman« als erledigt zu betrachten, da Oman die Ziele der UN-Charta, d. h. u. a. die Unabhängigkeit, erreicht habe (UN-Doc. A/C. 4/L. 987 vom 6. Oktober 1971). 
23 UN-Doc. A/6701/Add. 1 vom 15. September 1967, S. 20. 

24 UN-Doc. S/PV. 1566 vom 10. Februar 1971, S. 23; ähnlich UN-Doc. S/PV. 1587 vom 30. September 1971, S. 57. 25 UN-Doc. S/PV. 1566 vom 10. Februar 1971, S. 16; ähnlich UN-Doc. S/PV. 1587 vom 30. September 1971, S. 62. 26 UN-Doc. S/PV. 1566 vom 10. Februar 1971, S. 9—10. 27 UN-Doc. S/PV. 1566 vom 10. Februar 1971, S. 24—25. 28 UN-Doc. S/PV. 1587 vom 30. September 1971, S. 52. 29 UN-Doc. S/PV. 1566 vom 10. Februar 1971, S. 19—20. 30 UN-Doc. S/PV. 1566 vom 10. Februar 1971, S. 9—10. 31 UN-Doc. S/PV. 1575 vom 18. August 1971, S. 7. 32 UN-Doc. S/PV. 1575 vom 18. August 1971, S. 27. 33 UN-Doc. S/PV. 1566 vom 10. Februar 1971, S. 24—25. 34 UN-Doc. S/PV. 1566 vom 10. Februar 1971, S. 12. 35 Francis T. P. Plimpton, The U. N. needs family planning, in: The New York Times Magazine vom 18. September 1966. 36 Stephen M. Schwebel, What should the U. N. do about the Mini-States?, in: The Washington Post vom 26. September 1971. 

DieWelt-Wefter-Wacht der Weltorganisation für Meteorologie (WMO) 
P R O F E S S O R DR. E R N S T L I N G E L B A C H 

Die Weltorganisation für Meteorologie (World Meteorological 
Organization, WMO) ist eine internationale Organisation, die 
durch einen Vertrag mit der Organisation der Vereinten Na­
tionen verbunden ist und zu den UN-Sonderorganisationen 
zählt. Die Bundesrepublik Deutschland ist in der WMO Voll­
mitglied, so wie sie es in allen 13 Sonderorganisationen ist. 
Der Autor, an hervorragender Stelle in Wissenschaft und 
Praxis im Bereich der Meteorologie tätig, gibt einen anschau­
lichen und lehrreichen Einblick in die im allgemeinen wenig 
beachteten, aber für die weltweite Zusammenarbeit erstaun­
lich bedeutsamen Tätigkeiten der WMO. 
Die Meteorologie, die Wissenschaft v o m Wetter, ist auf eine 
enge internationale Zusammenarbeit angewiesen. Insbeson­
dere gilt dies für eine der wichtigsten Aufgaben dsr Meteoro­
logie: die Wetterprognose. Das ist von der Sache her selbst­
verständlich. Hoch- und Tiefdruckgebiete, die bekanntesten 
wetterbest immenden Gebilde der Atmosphäre, überdecken im 
al lgemeinen Flächen von der mehrfachen Größe der größten 
europäischen Länder, gelegentlich haben sie die Ausdehnung 
von Kontinenten. Schon um ihre Existenz festzustellen, bedarf 
es wei t über nationale Grenzen hinausgehender meteorolo­
gischer Beobachtungen. 
Da sich diese atmosphärischen Gebilde auf sehr unterschied­
lichen Bahnen im Laufe eines Tages oft um 1000 bis 2000 km 
verlagern, ist eine Wettervorhersage über einige Tage hinaus 
nur im Rahmen weltweiter Zusammenarbeit möglich. Jedes 
Land der Erde ist in dieser Hinsicht auf die Arbeit in vie len 
anderen Ländern angewiesen. Es ist ein Geben und Nehmen 
zum Nutzen aller. So ist die Meteorologie ein ideales Gebiet 
internationaler Zusammenarbeit. 
Daher ist es nicht verwunderlich, daß es schon sehr früh auf 
dem Gebiet der Meteorologie zu einer engen internationalen 
Zusammenarbeit kam. 

I 
Das erste internationale Beobachtungsnetz geht auf eine 
durch den Kurfürsten Karl Theodor von der Pfalz und Bayern 
ins Leben gerufene wissenschaftliche Gesellschaft, die S o -
cietas Meteorologica Palatina, (1780) zurück. Diesem Netz 
haftete jedoch noch ein sehr schwerwiegender Mangel an. 
Die Beobachtungen konnten für eine aktuelle Auswertung 
nicht verwertet werden, da die schnellen Fernmeldemittel , die 
wir heute besitzen, noch nicht erfunden waren. 
Die Einführung der Telegraphie in der Mitte des 19. Jahr­
hunderts beendete diesen Übelstand, und so kam es 1872 zur 
ersten Konferenz von Direktoren der Wetterdienste mit dem 
Ziel einer internationalen meteorologischen Zusammenarbeit 
im heutigen Sinne. Die Konferenz fand in Leipzig statt. 1873 
bereits wurde, aufbauend auf Ergebnissen von Leipzig, e ine 
weitere internationale Konferenz über die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Meteorologie nnch Wien einberufen. Hier­

zu ergingen zum ersten Mal in der Geschichte der Meteoro­
logie offizielle Einladungen an die Staaten, die meteorolo­
gische Dienste besaßen, so daß das Jahr 1873 heute als das 
Gründungsjahr echter staatlicher internationaler Zusammen­
arbeit auf dem Gebiet der Meteorologie angesehen wird. Die 
damals gegründete Internationale Meteorologische Organi­
sation (IMO) war die Vorgängerin der 1947 als UN-Sonder ­
organisation ins Leben gerufenen Weltorganisat ion für Mete­
orologie (WMO)<, der heute 122 Mitgliedstaaten und 13 Terri­
torien angehören. Die Bundesrepublik Deutschland ist seit 
1954 Mitglied der WMO. 1973 wird die Organisation ihr 100-
jähriges Bestehen feiern. Sitz der Organisation ist Genf. Die 
Mitgliedschaft in der Organisation ist praktisch universell , 
bis auf diejenigen Gebiete der Erde, über deren völkerrecht­
lichen Status noch keine internationale Einigung erzielt 
wurde. Hierzu gehören z. B. Rotchina, die DDR und Nord-
Korea. Technisch gesehen arbeiten aber auch die Wetter­
dienste in diesen Gebieten mit den Mitgliedern der Organi­
sation eng zusammen. ^ 
Im Ubereinkommen über die Weltorganisation für Meteoro­
logie sind die Ziele der Organisation angegeben. In der Prä­
ambel heißt es, daß die Vertragsstaaten die meteorologische 
Tätigkeit in der Welt koordinieren, vereinheitl ichen und ver ­
bessern und daß sie e inen wirksamen internationalen A u s ­
tausch meteorologischer Auskünfte im Interesse des mensch­
lichen Schaffens auf zahlreichen Gebieten fördern wollen. 
Ferner besagt Artikel 2 des Übereinkommens: 
»Zweck der Organisation ist es, 
> eine wel tumspannende Zusammenarbeit bei der Errich­

tung von Stationsnetzen zur Durchführung meteorologi­
scher Beobachtungen oder anderer die Meteorologie berüh­
render geophysikalischer Beobachtungen zu erleichtern 
sowie die Errichtung und den Betrieb meteorologischer 
Zentralstellen zu fördern, die mit der Wahrnehmung 
meteorologischer Aufgaben betraut sind; 

> die Errichtung und den Betrieb von Systemen zum schnel­
len Austausch von meteorologischen Nachrichten zu för­
dern; 

> die Normung der meteorologischen Beobachtungen zu för­
dern und die einheitliche Veröffentlichung von Beobach­
tungen und Statistiken sicherzustellen; 

> die Anwendung der Meteorologie auf Luftfahrt, Schiffahrt, 
Wasserwirtschaft, Landwirtschaft und andere Arbeitsge­
biete zu fördern; 

> die meteorologische Forschung und Ausbildung zu fördern 
und deren internationale Aspekte koordinieren zu helfen.« 

III 
Für die optimale Erfüllung der genannten Aufgaben bietet 
die technisch-wissenschaftliche Entwicklung der letzten Jahr-
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zehnte eine ungewöhnlich günstige Gelegenheit. Es ist daher 
nicht verwunderlich, daß bei dem hohen wirtschaftlichen 
Nutzen einer ausführlichen Wetterberatung für fast alle 
Zweige der Volkswirtschaft in Ost und West Gedanken ge ­
äußert wurden, die neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse 
und Techniken im großen Stil zum Nutzen der Meteorologie 
einzusetzen. Hier sei nur an den Vorschlag des ehemaligen 
Präsidenten John F. Kennedy an die UNO erinnert, gemein­
same Anstrengungen aller Nationen zu unternehmen, die zu 
einer Verbesserung der Wettervorhersage und schließlich zu 
einer Beeinflussung des Wetters führen könnten (further 
cooperative efforts between all nations in weather control). 
Der Vorschlag führte 1961 zu einer UN-Empfehlung (A/RES/ 
1721), alle Mitgliedstaaten sollten an e inem gemeinsamen 
Weltwetterprogramm mitarbeiten. 
Die Organisation für eine solche verstärkte Zusammenarbeit 
war in der WMO bereits vorhanden. Eine Arbeitsgruppe 
unter Leitung zweier führender Meteorologen, H. Wexler, 
USA, und V. A. Bugaev, UdSSR, arbeitete Vorschläge aus, 
unter den von den U N gegebenen Richtlinien die Entwicklung 
der Wissenschaft von der Atmosphäre und ihre praktische 
Anwendung, besonders im Hinblick auf die Weltraumtechnik, 
voranzutreiben (advancement of atmospheric sciences and 
their application in the light of developments in outer 
space). 
Das Programm ergibt sich aus der Aufgabe und kann in fünf 
Hauptpunkte eingeteilt werden: 
1. Ein optimales wel twei tes Wetterbeobachtungssystem ist 

einzurichten. 
2. Die gewonnenen Beobachtungsdaten müssen mit Hilfe 

eines schnell arbeitenden Fernmeldesystems an Auswerte ­
zentralen übermittelt werden. 

3. Es müssen Systeme für die Bearbeitung sehr umfangrei­
cher Datenmengen zur Verfügung stehen. 

4. Zur Verbesserung der bei der Datenverarbeitung benutz­
ten mathematischen Modelle müssen Forschungsvorhaben 
durchgeführt werden. 

5. Meteorologisches Personal muß zur Bewältigung all dieser 
Aufgaben nach möglichst in allen Ländern gleich hohem 
Standard ausgebildet werden. 

Ursprünglich hatte das Welt-Wetter-Wacht-Programm diese 
fünf Komponenten. Heute beschränkt sich die WWW auf die 
drei erstgenannten. Für Forschung und Ausbildung bestehen 
besondere Programme. 

IV 
Das Ziel, das mit dem globalen Beobachtungssystem erreicht 
werden soll, ist, den dreidimensionalen Zustand der A t m o ­
sphäre, beschrieben durch Parameter w ie Luftdruck, T e m ­
peratur, Feuchte, Wind, Strahlung, Bewölkung, Nieder­
schlag usw., zu bestimmten, international festgelegten Zeiten 
festzustellen. Vertikalsondierungen der Atmosphäre werden 
dabei mit Hilfe von meteorologischen Meßgeräten und auto­
matischen Funksendern, die an Ballonen bis zu 30 km Höhe 
getragen werden, in allen Ländern der Erde und auch an 
einzelnen Stel len über den Ozeanen um 00.00 und 12.00 Uhr 
Weltzeit (Greenwich Mean Time, GMT) angestellt. Beobach­
tungen des Wetters vom Boden aus ohne Zuhilfenahme der 
erwähnten Ballonsonden werden auf der ganzen Erde 8mal 
täglich, beginnend um 00.00 Uhr Weltzeit, alle drei Stunden 
vorgenommen. In diesen Beobachtungsdienst werden e inbe­
zogen: normale Landstationen, feste Schiffsstationen auf den 
Ozeanen, fahrende Schiffe, Flugzeuge, in der Atmosphäre 
driftende Ballone, automatische Stationen in unwirtlichen 
Gegenden und auf Bojen sowie Wettersatelliten. 
Das ist ein Vorhaben ganz erheblichen Ausmaßes, wei l nicht 
nur die unbewohnten Gebiete der Erde und die 70 Prozent 
der Erdoberfläche ausmachenden Ozeane mit zu erfassen sind, 
sondern, w ie erwähnt, alle Luftschichten global bis etwa 
30 km Höhe. Selbst w e n n man, wie es vorgesehen ist, das 

Grundnetz zur Erfassung des großräumigen Wetters so w e i t ­
maschig macht, daß in einigermaßen dicht besiedelten G e ­
bieten alle 1000 km, über Ozeanen alle 1500 k m eine Station 
zur vertikalen Sondierung der Atmosphäre arbeitet und 
Messungen und Beobachtungen am Boden über Land alle 
500 km, über See alle 1000 km angestellt werden, ergibt sich 
daraus eine ganz erhebliche Anzahl von Beobachtungsstatio­
nen. Zur Zeit arbeiten in diesem Grundnetz z. B. rund 3000 
Landstationen, die täglich etwa 25 000 Beobachtungsserien 
erstellen, an etwa 600 Stationen werden die erwähnten B a l ­
lonsonden, in der Fachsprache Radiosonden genannt, gestar­
tet, die täglich etwa 1200 Sondierungen der Atmosphäre bis 
zu Höhen von 25—30 k m vornehmen. Etwa 4000 Schiffe und 
3000 Flugzeuge beteil igen sich am Wetterbeobachtungsdienst. 
Natürlich entspricht die Verteilung der Beobachtungsstatio­
nen, im wesentl ichen als Folge der Besiedlung der Erde, nicht 
einer idealen netzmäßigen Verteilung. Auch für die Schiffs­
und Flugzeugbeobachtungen trifft das zu, wei l diese sich vor ­
wiegend auf best immten Routen bewegen und große Gebiete 
der Weltmeere fast unberührt bleiben. 
Eine in gewisser Weise geradezu ideale Beobachtungsmöglich­
keit einiger meteorologischer Parameter — leider nicht aller 
benötigten — bieten die seit einigen Jahren in Betrieb b e ­
findlichen Wettersatelliten. Sie gestatten z. B., die Bewölkung 
der Erde mit geringfügigen Einschränkungen lückenlos fest ­
zustellen. Sie l iefern nicht, w ie das Beobachtungsnetz, >Stich-
proben< der Bewölkung in einem weitmaschigen Netz, sondern 
eine mit keinem anderen Mittel zu gewinnende Gesamtschau 
der Wolken, und zwar bei Tag und Nacht. Nachts arbeiten 
die Geräte mit der unsichtbaren Infrarotstrahlung der Wolken 
und der Erdoberfläche, die sie bildhaft registrieren. Darüber 
hinaus gestatten Wettersatell iten zunächst in bescheidenem 
Maße, das bestehende Netz der Radiosondenstationen durch 
vertikale Temperatursondierungen auf dem U m w e g über 
Strahlungsmessungen und komplizierte Auswerteverfahren 
durch elektronische Rechenanlagen zu ergänzen. Bei Vervol l ­
kommnung dieser Technik wird hierin in Zukuft wahrschein­
lich ihr größter Nutzen l iegen. 

V 
Al le Wetterbeobachtungen und atmosphärischen Meßdaten 
müssen ausgetauscht und zur Auswertung an entsprechend 
ausgerüstete Zentralen übermittelt werden. Das ist Aufgabe 
des globalen Fernmeldesystems. Dazu werden im wesent ­
lichen die modernsten Fernmeldemittel , Hochgeschwindig­
keitsdatenübertragung (12 000 Zeichen pro Minute ab 1972 
in der Hauptfernmelde-Verbindung), Faksimile-Bildübertra­
gung und herkömmliche Fernschreiber (400 Zeichen pro Mi ­
nute), eingesetzt. 
Der WWW-Plan sieht drei Ebenen des globalen Fernmelde­
systems vor: 
1. Die Hauptfernmeldeverbindung mit Verzweigungen. 
2. Die regionalen Netzwerke. 
3. Die nationalen Fernmeldeverbindungen. 
Der Hauptfernmeldestrang verbindet Zentralen in Washing­
ton, Bracknell (London), Paris, Offenbach, Prag, Moskau, 
Kairo, Neu Delhi, Melbourne und Tokio; Verzweigungen l au ­
fen nach Brasilia und Nairobi. Hinzu kommt die regionale 
und nationale Vermaschung des Netzes. 
Die nationalen Fernmeldeverbindungen dienen der primären 
Zusammenstel lung der Beobachtungs- und Meßdaten. Dazu 
gehört auch die Sammlung von Schiffswetterbeobachtungen, 
an der sich z. Z. 76 Länder beteil igen. Ebenso werden Wetter­
meldungen von Flugzeugen von einzelnen Stellen gesammelt 
und dann der Allgemeinheit zur Verfügung gestellt . Auf 
diesem Sektor arbeiten die Internationale Zivil luftfahrt-
Organisation (ICAO) und die WMO eng zusammen. 
Die technischen Schwierigkeiten auf dem Fernmeldesektor 
sind erheblich. Gilt es doch, enorme Strecken zu überbrük-
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ken, Geräte ganz verschiedener Bauart einander anzupassen 
und das gesamte Sys tem ununterbrochen Tag und Nacht in 
Betrieb zu halten. Wegen der zu fordernden Schnelligkeit — 
in wenigen Stunden sollen die gesamten Beobachtungen und 
Meßdaten allen Auswertezentralen zur Verfügung stehen — 
müssen weitgehend automatische Verfahren angewandt w e r ­
den. So werden bereits heute vielfach die sogenannten Wetter­
bulletins vollautomatisch gesammelt und an die vorgesehene 
Stel le weitergegeben. Dabei ist gegebenenfalls bereits e ine 
Fehlerkorrektur eingebaut. Es werden außerdem zum Teil 
wegen der Laufzeit abgeschliffene elektrische Impulse rege­
neriert und Umschlüsselungen von einem Morsealphabet in 
ein anderes vorgenommen. Weiterhin wird in vie len Fällen 
die Übertragungsgeschwindigkeit transformiert. Ein Teil 
dieser Aufgaben kann nur von leistungsfähigen Datenver­
arbeitungsanlagen übernommen werden. 
Für die wel twei ten Verbindungen des Wetterfernmeldewesens 
zwischen den großen Fernmeldezentralen sind zur Zeit noch 
wei tgehend Kabel die günstigsten und zuverlässigsten Über­
tragungswege. Aber auch hier deutet sich bereits e ine Ände­
rung an. In Zukunft werden die Kabelverbindungen zum Teil 
durch Funkverbindungen über Fernmeldesatel l i ten ersetzt 
werden. Erste Versuche sind vielversprechend verlaufen. 

VI 
Nachdem die Wetterbeobachtungen erstellt und die Ergeb­
nisse an Zentralen übertragen worden sind, kann die A u s ­
wertung der Daten im globalen Datenauswertesystem beg in­
nen. Wie beim Wetterfernmeldewesen sieht der WWW-Plan 
drei Ebenen der Auswertung der Daten vor: 
1. Weltzentralen. 
2. Regionalzentralen. 
3. Nationale Zentralen. 
Die Weltzentralen befinden sich in Washington, Moskau und 
Melbourne. An diesen Stellen werden alle Beobachtungs- und 
Meßdaten des Netzes gesammelt und im globalen Rahmen 
mit Hochleistungsdatenverarbeitungsanlagen großer Kapazi­
tät ausgewertet . So werden die großräumigen Wettervorgänge 
erfaßt, u m dann in Prognosen der Veränderung des globalen 
Wettergeschehens umgesetzt zu werden. Die Ergebnisse wer ­
den den Regionalzentralen zur Verfügung gestellt. Außerdem 

gehört die Fehlerkontrolle und die Archivierung ausgear­
beiteter Wetterkarten sowie der Daten selbst zu den Auf­
gaben der Weltzentralen. Aus dem Archiv können die Daten 
für Forschungsaufgaben jederzeit abgerufen werden. Zur 
Zeit wird bereits ein großer Teil des vorgesehenen Programms 
an den Weltzentralen erfüllt. 
Regionalzentralen sind in Buenos Aires, Miami, Montreal, 
Bracknell (London), Offenbach (Main), Stockholm, Rom, Pre ­
toria, Dakar, Tunis, Kairo, Nairobi, Moskau, Chaborowsk, 
Nowosibirsk, Taschkent, Neu Delhi, Tokio, Melbourne, Darwin 
und Wellington. Ihre Aufgabe ist es, jewei ls das Wetter einer 
best immten Region, z. B. Westeuropas, detaillierter zu analy­
sieren und vorherzusagen und so die von den Weltzentralen 
ausgearbeiteten Unterlagen regional zu ergänzen, zu v e r ­
feinern, für die speziellen Belange der Region auszuwerten 
und die Ergebnisse den nationalen Wetterdiensten zur Ver­
fügung zu stellen. Hierzu gehört auch, die Daten im Hinblick 
auf besondere Anwendung, z. B. in der Landwirtschaft, für 
hydrologische Fragen, für marit ime Probleme oder für die 
Luftfahrt auszuwerten. Da die Wettervorgänge einer Region 
mit denen der Nachbarregionen in enger Wechselwirkung 
stehen, ist dabei auch die detailliertere Sammlung und A u s ­
wertung von Daten aus den benachbarten Regionen u n u m ­
gänglich. 
Die Hauptaufgabe der nationalen Zentralen ist die eigentliche 
Wetterberatung der verschiedenen Zweige der Volkswirt­
schaft, insbesondere auf den Gebieten der Luftfahrt, der 
Seeschiffahrt, der Land- und Forstwirtschaft, des B a u - und 
Gesundheitswesen. Insofern haben die nationalen Zentralen 
in dem System eine Sonderrolle. Der WWW-Plan schreibt 
daher kein festes Programm für diese Zentralen vor, sondern 
überläßt es den einzelnen Mitgliedstaaten, ihre nationalen 
Zentralen nach den jewei l igen Bedürfnissen auszustatten. 
Selbst in der Antarktis sind im WWW-Plan Zentralen für 
meteorologische Auswertearbeiten vorgesehen. Hierüber b e ­
stehen besondere Vereinbarungen zwischen den Signatar­
staaten des Antarktisvertrages. 

VII 
Der Deutsche Wetterdienst, e ine nachgeordnete Behörde des 
Bundesverkehrsministeriums, beteiligt sich in erheblichem 
Ausmaß an der Welt-Wetter-Wacht. Der Präsident dieses 

Der die China-Frage ent­scheidende Augenblick! Man sieht mit äußerster Span­nung auf die elektronischen Anzeigetafeln rechts und links vom Präsidententisch. Der Antrag der USA und ihres Anhangs, die Frage der Vertretung Chinas zur sogenannten >Wichtigen Fra­ge« zu erheben, war zuvor mit 55 zu 59 Stimmen bei 15 Enthaltungen abgelehnt worden. Für den Antrag in der Sache, welche der bei­den chinesischen Regierun­gen, Peking oder Taipeh, den China-Sitz in der Welt­organisation einnehmen sol­le, bedurfte es deshalb nur einer einfachen Mehrheit. Das Ergebnis + 76, — 35, = 17 zugunsten Pekings 1st an den Tafeln erkennbar. Im Saal leuchten die Zif­fern farbig auf: Ja-Stimmen in Grün, Nein-Stimmen in Rot, Stimmenthaltungen in Gelb. — Auf dem Präsiden­tenpodium v. 1. n. r. Gene­ralsekretär U Thant, der Präsident der gegenwärti­gen 26. Generalversammlung Adam Malik (Indonesien) und der Untergeneralsekre­tär C. A. Stavropoulos. (Vgl. S. 149 ff.). 
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Dienstes ist Ständiger Vertreter der Bundesrepublik Deutsch­
land bei der WMO und gewähltes Mitglied des Exekut ivaus­
schusses der Organisation. 
Von den über 100 Wetterbeobachtungsstationen in der B u n ­
desrepublik sind 31 Stationen für Beobachtungen am Erd­
boden und 6 für Vertikalsondierungen der Atmosphäre in 
das wel twei te Beobachtungsnetz integriert. In der Bundes ­
republik, einschließlich West-Berlin, arbeiten insgesamt 3 
Aufnahmestationen für Sendungen von Wettersatell iten im 
Rahmen der WWW. 17 Wetterradargeräte sind in Betrieb, 
2 davon auf Forschungsschiffen. Etwa 500 deutsche Schiffe 
machen auf ihren Fahrten Wetterbeobachtungen. Auf 5 Schif­
fen besteht die Möglichkeit für Vertikalsondierungen mit 
Hilfe von Ballonen. Die Bundesrepublik beteiligt sich an dem 
System atlantischer Wetterschiffe auf fester Position, dem 
sogenannten NAOS-Sys tem (North Atlantic Ocean Stations) 
mit e inem Finanzbeitrag, der die Betriebskosten eines Schif­
fes u m etwa die Hälfte übersteigt. Es sind erste, jedoch noch 
unausgereifte Pläne für eine aktive Betei l igung der Bundes­
republik Deutschland an dem wel twei ten Wettersatel l i ten­
system vorhanden. Automatische Wetterstationen für unzu­
gängliche Gebiete und Bojen als Meßträger auf See sind 
tei lweise einsatzreif entwickelt worden. Deutsche Verkehrs­
flugzeuge beteil igen sich am Wetterbeobachtungsdienst. 
Im Fernmeldesystem der WWW spielt der Deutsche Wetter­
dienst eine ganz wesentl iche Rolle. Zu den regionalen Wetter­
fernmeldeverbindungen gehören Kabelverbindungen jewei ls 
zwischen Offenbach und Brackneil, Zürich, Wien, Stockholm, 
Bet Dagan (Israel), Rom und Potsdam. Darüber hinaus w e r ­
den im Rahmen der Hauptfernmeldeverbindung Kabelverbin­
dungen von Offenbach nach Paris und nach Prag unterhalten. 
Außerdem besteht eine Funkfernschreibverbindung für Wet­
tersendungen zwischen Offenbach und Nairobi. Für große 
Teile Europas und des Atlantiks, für Stellen, die nicht an 
das Kabelnetz angeschlossen sind, werden Wetterbeobach­
tungsdaten und Arbeitsergebnisse über die Wettersender mit 
Rufzeichen DDF/DDA, DCF 54 und DCF 37 ausgestrahlt. Das 
ganze System wird ununterbrochen 24stündig in Betrieb g e ­
halten. 
Im Datenverarbeitungssystem der WWW betreibt der Deut ­

sche Wetterdienst e ine sehr umfangreiche Datenverarbei­
tungsanlage (CDC 3800/3400). Soweit das maschinell nicht 
möglich ist, werden die Daten von einer Gruppe von Mete ­
orologen ausgewertet. In groben Zügen läßt sich die Arbeit 
in ein Analysenprogramm — Feststel lung des Zustandes der 
Atmosphäre zu e inem best immten Zeitpunkt — und ein Prog­
nosenprogramm aufteilen. 
An Analysen liefert der Deutsche Wetterdienst für seinen 
Zuständigkeitsbereich Karten der Wind-, Luftdruck-, Tempe­
ratur- und Feuchteverteilung in verschiedenen Schichten bis 
zu 25 km Höhe. Darüber hinaus stellt er eine Reihe von S p e ­
zialkarten, w ie z. B. eine Karte der jeweil igen Höhe der 
Troposphäre oder Karten der Temperatur der Meeresober­
fläche, her. 
Die Prognosenkarten ähneln den Analysenkarten, nur stel len 
sie den jewei ls vorausberechneten oder geschätzten Zustand 
der Atmosphäre nach einer best immten Zeit dar. Die meisten 
Karten dieser Art gelten für 24 bzw. 36 Stunden im voraus. 
Für einige Schichten der Atmosphäre wird auch die Entwick­
lung für die folgenden 72 bzw. 96 Stunden angegeben. Die 
meisten Karten werden jewei ls im Abstand von 12 Stunden 
neu erarbeitet. Auch dieses Programm läuft ununterbrochen 
Tag und Nacht. 
Der erhebliche Aufwand, der in diesem WWW-Projekt steckt, 
zahlt sich nach vorl iegenden Abschätzungen bereits heute u m 
ein vielfaches aus, ganz abgesehen von der Sicherung mensch­
lichen Lebens, insbesondere auf See und in der Luft. Seine 
größte Bedeutung wird das Projekt jedoch im nächsten Jahr­
zehnt im Zusammenhang mit der verbesserten Vorausberech­
nung des Wetters durch weiterentwickelte große Datenver­
arbeitungsanlagen gewinnen. Diese Anlagen simulieren m a ­
thematisch die Vorgänge in der Atmosphäre mit Modellen, 
die immer wieder durch möglichst umfangreiche Beobach­
tungsdaten an den wirklichen Wetterablauf angeglichen w e r ­
den müssen. Es besteht die durch Forschungsergebnisse b e ­
gründete Hoffnung, daß die Welt-Wetter-Wacht letztlich zu 
verläßlichen Wettervorhersagen bis zu 10 Tagen Dauer führen 
wird. Die ersten Schritte zum Erreichen dieses Ziels sind in 
vorbildlicher internationaler Zusammenarbeit im Rahmen der 
Weltorganisation für Meteorologie nunmehr getan worden. 
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Die sechs Mitgliedsländer der Europäischen Wirt­schaftsgemeinschaft (EWG), die das Schaubild in der rechten Hälfte zeigt, könn­ten und sollten nach dem Beitritt der vier Länder Großbritannien, Dänemark, Norwegen und Irland Euro­pa wieder die Kraft geben, die es in Zukunft braucht, um neben den riesigen Blöcken USA, Sowjetunion und bald auch China seine Eigenständigkeit bewahren und entwickeln zu können. Aber der Weg bis dahin ist noch weit. Schon die wirt­schaftliche Einigung kann nur nach Überwindung schwerer Widerstände Zu­standekommen, und die po­litische Einigung Europas bedarf der Basis der funk­tionierenden Wirtschafts­einheit. Dennoch ist hier ein reales und konkretes Ziel, das wir schon um un­serer Selbsterhaltung willen, gegebenenfalls auch mit Opfern, anstreben müssen. 
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Aus dem Bereich der Vereinten Nationen 
Tätigkeiten der Weltorganisation im September/Oktober 1971 

Poli t ik und Sicherheit 

Abrüstung 

Die Einberufung einer Weltabrüstungskon­
ferenz als zusätzl ichen Punkt der Tages­
ordnung für d ie am 2 1 . September 1971 
angesetzte 26. Generalversammlung hat 
d ie Sowjetun ion mit Schreiben ihres 
Außenminis ters Gromyko vom 6. September 
(A/8491) beantragt. Auf der Konferenz solle 
der gesamte Komplex der Abrüstung so­
woh l der Kern- wie der konventionel len 
Waffen erörtert werden. Die Sowjetunion 
habe kürzl ich (am 15. Juni) eine Konferenz 
der fünf nuklearen Mächte China, Frank­
reich, Großbr i tannien, Sowjetunion und 
Verein igte Staaten vorgeschlagen, da diese 
Mächte für d ie Erhaltung der internat iona­
len Sicherheit eine besondere Verantwor­
tung t rügen und vor al lem der Erfolg einer 
nuklearen Abrüstung von ihnen abhinge. 
Die internat ionale Entwicklung ließe es nun 
wünschen, daß alle Länder, nicht nur d ie 
nuk learen, zu stärkeren Bemühungen er­
mut ig t werden sol l ten, d ie Abrüstungs­
prob leme zu lösen. Diesem Ziel könne 
e ine Weltabrüstungskonferenz, auf der al le 
Staaten gleichberechtigt vertreten wären, 
d ienen ; s ie könnte ein Forum für A b r ü ­
s tungsprob leme und für deren von al len 
anerkannte Lösung werden. Trotz einiger 
A b k o m m e n , die abgeschlossen worden 
seien, w ie der Moskauer Teststoppvertrag 
für Wel t raum-, Luftraum und Seebett, der 
Atomsperrver t rag, der Weltraumvertrag und 
der Ver t rag über das Verbot, Kernwaffen 
und andere Massenzerstörungsmittel im 
Meer und auf dem Meeresboden zu stat io­
n ieren, müsse zugegeben werden, daß ein 
grundsätz l icher Fortschritt in der Kontro l le 
der gefähr l ichen Vorratshal tung von K e m -
und anderen Waffen und in der Abrüstung 
noch er fo lgen müsse. 

Nahost 

Zur Aufhebung aller f rüheren und künf t i ­
gen Maßnahmen, die geeignet s ind, d ie 
Rechtsstel lung des von Israel besetzten 
Tei ls Jerusalems zu ändern und die Rechte 
der Bewohner zu beeinträchtigen, ist Israel 
vom Sicherheitsrat am 25. September 1971 
nach mehrtägigen Verhandlungen aufge­
forder t worden (Text der Entschließung 
s iehe VN 5/71 S. 145). 
Der Sicherheitsrat begann am 16. Sep­
tember aufgrund einer Beschwerde Jo rda ­
niens vom 13. September seine Beratungen 
über >lsraels unrechtmäßige Maßnahmen 
in Je rusa lems In der Klage Jordaniens 
heißt es, Israel habe trotz mehrerer Ent­
schl ießungen des Sicherheitsrates weiter­
hin unrechtmäßige und einseit ige Maßnah­
men ergr i f fen, um den arabischen Charak­
ter d ieser Stadt und seiner Umgebung zu 
verändern. Es gäbe israelische gesetzge­
berische Über legungen, d ie Grenzen Jeru­
salems auf dreißig arabische Städte und 
Dörfer mit einer Gesamtbevölkerung von 
mehr als 100 000 Einwohnern auszu­
dehnen. 

In der Debatte im Sicherhei tsrat erklärte 
der Vertreter Jordaniens, Toukan, d ie an-

nexistische Pol i t ik Israels verletze das 
Waffenst i l ls tandsabkommen, die Entschl ie­
ßungen der Generalversammlung und des 
Sicherheitsrates sowie die Grundsätze der 
Charta der Vereinten Nat ionen. Im Falle 
der Nichtbefolgung oder bei negat iven 
Reakt ionen auf d ie f rühere Entschließung 
des Rats vom 3. Jul i 1969 (VN 3/69 S. 97) 
habe der Sicherheitsrat unverzügl ich z u ­
sammentreten wol len. Das sei bis lang nicht 
geschehen. Die Passivität des Sicherheits­
rates bei der Durchsetzung seiner Ent­
schl ießungen habe schon jetzt den Appet i t 
Israels nach wei teren Annekt ionen und die 
>Judaisierung< Jerusalems und seiner Um­
gebung gefördert . Es lägen wei tere In­
format ionen vor, nach denen das israe­
lische Parlament gesetzgeberische Maß­
nahmen erwäge, d ie Hei l igen Stätten der 
Moslems dem Haram esh-Shari f -Bezirk 
e inzuver le iben. Israels Gesetzgebung h in ­
sichtl ich Jerusalem verstoße eindeut ig ge­
gen Art ike l 49 der 4. Genfer Konvent ion 
von 1949 über den Schutz der Z iv i lbevöl ­
kerung und gegen Art ike l 12 des Interna­
t ionalen Pakts über staatsbürgerl iche und 
pol i t ische Rechte von 1966. Obwohl Israel 
von den Vereinten Nat ionen mi tgegründet 
worden sei , habe kein Staat so oft Ent­
schl ießungen der Weltorganisat ion miß­
achtet und damit d ie Autor i tät der UNO 
untergraben. 

Nach Meinung des israelischen Delegierten, 
Tekoah, seien die Anschuld igungen Jor­
daniens vor al lem erfolgt, um die internen 
Schwier igkei ten in der arabischen Welt zu 
überdecken; Israel werde wei terh in von 
den wohlverstandenen Interessen der Bür­
ger Jerusalems gelei tet sein. Seit der 
Öffnung der Stadt im Jahre 1967 lebten 
und arbei teten die jüdische Mehrhei t und 
d ie arabische Minderhei t in Jerusalem wie­
der f r iedl ich zusammen. Bei den Kommu­
nalwahlen von 1969 sei die Zahl der arab i ­
schen Wähler dreimal so hoch gewesen 
wie bei den von Jordanien organis ier ten 
Wahlen. Der Schutz der Hei l igen Stätten 
sei durch Gesetz vom 27. Juni 1967 ge­
sichert. Der Vorwurf der E ingemeindung 
arabischer Dörfer treffe nicht zu, da der 
zunächst aus der Mitte des Parlaments 
vorgelegte Gesetzesentwurf zurückgezogen 
worden sei. Die sogenannte >Judaisierung< 
Jerusalems könne woh l nur dahin verstan­
den werden, daß die Mehrhei t der Bevölke­
rung jüdisch sei . Vorwurf und Wortwahl 
der jordanischen Ausführungen er innerten 
an die Judenhetze unter Hit ler. 
Nach ausführl icher mehrtät iger Debatte, an 
der sich al le Ratsmitgl ieder betei l igten und 
in der sich Israel einerseits und die übr i ­
gen Staaten anderersei ts mit ihren unver­
änderten Auf fassungen gegenüberstanden, 
nahm der Rat schließlich einen von So­
mal ia vorgelegten Entschl ießungsantrag am 
25. September an (S/RES/298 in VN 5/71 
S. 145). Mit ihr ruft der Sicherheitsrat 
Israel erneut d r ingend auf, al les zu unter­
lassen, was den Status und Charakter J e r u ­
salems verändern und die Rechte der Ein­
wohner beeinträcht igen könnte. Der Gene­
ralsekretär w i rd ersucht, in Absprache mit 

dem Vorsi tzenden des Sicherheitsrats unter 
Inanspruchnahme al ler ihm notwendig und 
angemessen erscheinenden Maßnahmen, 
dem Rat innerhalb von 60 Tagen über die 
Durchführung dieser Entschließung zu be­
r ichten. Gleichzeit ig bestät igte der Sicher­
heitsrat in »denkbar klarster Form«, daß 
alle verwal tungsmäßigen und gesetzgeber i ­
schen Maßnahmen Israels, den Status und 
Charakter Jerusalems zu ändern, Land und 
Eigentum zu ente ignen, Zuständigkei ten 
auf den besetzten Tei l der Stadt zu über­
t ragen, »ungül t ig und nichtig« seien. Der 
Status der Stadt könne durch diese Maß­
nahmen völkerrecht l ich nicht geändert 
werden. 

Nach dem Bericht des Genera lkommissars 
des Hi l fswerks der Vereinten Nat ionen für 
d ie arabischen Flücht l inge (UNRWA), Sir 
John Rennie, an die Genera lversammlung 
werde seine Behörde im Jahre 1971 wieder 
ein Defizit aufweisen, daß sich im Jahre 
1972 noch vergrößern könne. Das ursprüng­
lich für 1971 angenommene Defizit in Höhe 
von 5,5 Mi l l . Dol lar habe sich zwar durch 
zusätzl iche Zahlungen auf 2,4 Mi l l . Dol lar 
verr ingert . Dennoch müsse ein Ausgleich 
des Defizits erreicht werden, da sonst d ie 
Durchführung der Arbei ten gefährdet sei . 
Da der Auf t rag von UNRWA am 30. Jun i 
1972 auslaufe, müsse die Genera lversamm­
lung noch in der gegenwärt igen Sitzungs­
per iode über eine mögl iche Ver längerung 
beschl ießen. Dabei gehe es vor a l lem auch 
um die f inanziel le Sicherstel lung der Ar­
beit. Die Zukunf t der Paläst ina-Flücht l inge 
sei keinesfal ls gesichert. Die Einstel lung 
der Arbei ten der UNRWA würde große 
Schwier igkei ten berei ten und ein b is lang 
stabi l is ierendes Element im Nahen Osten 
wegfal len lassen. 

Ober 15 000 paläst inensische Flüchtl inge 
seien durch die Zers törung ihrer Unter­
künfte durch israel ische Mi l i tärbehörden 
gezwungen worden, d ie Lager im Gaza-
Strei fen zu ver lassen. Der israelische Ver­
te id igungsminis ter habe am 8. Ju l i den 
Genera lkommissar davon in Kenntnis ge­
setzt, daß man die Flücht l inge wegen vor­
gekommener Unruhen vom Jabalea-Lager 
ver legen wol le , doch wei terh in mit der 
Hi l fe leistung der UNRWA rechne. A m 
20. Ju l i sei mit der Zerstörung des Lagers 
begonnen worden . Hiergegen habe die 
UNRWA am 8. August förml ich protest iert . 
Die Ersatzunterkünfte hätten die b isher igen 
Lebensbedingungen verschlechtert . Eine 
Ver längerung des Programms erscheine 
daher geboten. 

Namibia (Südwestafrika) 

Seine ernste Sorge über die gefährl iche 
Lage in Namibia, d ie als Ergebnis der for t ­
laufenden Mißachtung der Resolut ionen der 
Vereinten Nat ionen durch die Regierung 
Südafr ikas entstanden sei , drückte der 
Sonderausschuß der Vereinten Nat ionen 
für die Entkolonial is ierung (24er-Ausschuß) 
erneut in einer Entschließung vom 2. Sep­
tember aus. Man hoffe, daß der Sicher­
heisrat aufgrund der Ste l lungnahme des 
Internat ionalen Gerichtshofs nun ohne 
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weitere Verzögerung Maßnahmen ergrei fen 
könne, die in diesem Gebiet d ie Ziele der 
Erklärung über Entkolonial is ierung Wirk­
l ichkeit werden l ießen. (Am 21 . Juni hatte 
der Internationale Gerichtshof (IGH) in 
einem Gutachten auf Anfrage des Sicher­
heitsrates erklärt , daß Südafr ika verpf l ich­
tet sei, seine Verwal tung unverzüglich von 
Namib ia abzuziehen und damit der Okku­
pat ion dieses Gebietes ein Ende zu bere i ­
ten). Wegen des bewaffneten Konf l iktes in 
Namib ia und wegen der unmenschl ichen 
Behandlung der Gefangenen forderte der 
Ausschuß das Internat ionale Komitee des 
Roten Kreuzes auf, die Anwendung der 
Genfer Konvent ionen über die Behandlung 
von Kr iegsgefangenen und über den Schutz 
der Ziv i lbevölkerung in Kriegszeiten von 
1949 in diesem Gebiet sicherzustel len. 
Über die Situat ion in Namib ia begann der 
Sicherheitsrat am 27. September auf A n ­
trag von 35 afr ikanischen Mitgl iedstaaten 
eine Serie von Beratungen. Anlaß war die 
durch das Rechtsgutachten des IGH ge­
schaffene neue Lage. 

In der Debatte wurde die gutachtl iche Stel­
lungnahme der IGH im Namen der Organi ­
sation für Afr ikanische Einheit (OAU) aus­
drückl ich begrüßt. Auch für das Gebiet 
Namib ia gelte die Erklärung über die Ge­
währung der Unabhängigkei t an koloniale 
Länder und Völker aus dem Jahre 1960. 
Südafr ika habe for twährend die Rechte 
Namibias verletzt und stehe mit seinen 
Handlungen im Widerspruch zu den Ent­
schl ießungen der Vereinten Nat ionen. A n ­
gesichts der permanenten Rechtsbrechung 
reiche es nicht mehr, Erklärungen und Ent­
schl ießungen zu verabschieden; v ie lmehr 
seien konkrete Maßnahmen erforder l ich, 
um die Okkupat ion dieses Gebietes durch 
eine f remde Macht zu beenden. 
Dementgegen sah der Außenminister Süd­
afr ikas, Hi ldgard Muller, es als Grundfrage 
an, ob die Vereinten Nat ionen überhaupt 
die Befugnis hätten, das Recht der Verwal ­
tung Südwestafr ikas durch Südafr ika zu 
beenden. Dieser Rechtsfrage sei der In­
ternat ionale Gerichtshof aus dem Wege 
gegangen. Unter südafr ikanischer Verwal ­
tung habe es in Südwestaf r ika Fr ieden, 
Wohlstand und Fortschritt gegeben, so daß 
keinesfal ls eine Bedrohung des Welt f r ie­
dens vor l iege. Vie lmehr habe das Gebiet 
eines der höchsten Pro-Kopf-Einkommen 
in A f r i ka ; die Investi t ionen zur Verbesse­
rung der Infrastruktur seien größer als in 
anderen Staaten. Diese Polit ik sol le auch 
wei tergeführt werden, um auf der Grund­
lage der Selbstbest immung zu einer ange­
messenen Lösung zu gelangen. 
Hiergegen bekräft igten die Vertreter der 
anderen afr ikanischen Staaten erneut, daß 
Südafr ika zum Abzug von Namib ia gewun-
gen werden müsse. Es sei mit allen zur 
Verfügung stehenden Mitteln vorzugehen. 
Am Ende von insgesamt elf Sitzungen seit 
dem 27. September verabschiedete der 
Sicherheitsrat schließlich am 20. Oktober 
eine lange Resolut ion mit 13 St immen, 
ohne Gegenst imme, aber mit Enthaltungen 
von Frankreich und Großbri tannien (siehe 
S. 173 dieser Ausgabe). Mit ihr erklärt der 
Rat, d ie Anwesenhei t Südafr ikas in Nami­
bia sei ein internat ionaler rechtswidr iger 
Akt. Südafr ika w i rd einmal mehr aufge­
fordert , aus Namib ia abzuziehen. Die Mit­

gl iedstaaten werden ersucht, al les zu un­
ter lassen, was Südafr ika in seiner Auf­
fassung unterstützen könnte, demgegen­
über sol len al le Mögl ichkei ten ausgeschöpft 
werden, Namib ia die Unabhängigkei t zu 
verschaffen. Für das Verhal ten der Mit­
gl iedstaaten nennt d ie Entschließung eine 
Reihe von Einzelmaßnahmen. 

China 

Der Wechsel des China-Sitzes in den Ver­
einten Nationen von der Regierung der Re­
publ ik China (Formosa, Taipeh, Tschiang 
Kai-schek) zur Regierung der Volksrepu­
bl ik China (Fest land, Peking, Mao Tsetung) 
erfolgte durch Beschluß der Generalver­
sammlung am 25. Oktober 1971. 
(Der Staat China gehört zu den Gründungs­
mitgl iedern der Vereinten Nat ionen und hat 
kraft Satzung einen der fünf s tändigen Sitze 
im Sicherheitsrat mit Vetorecht inne. Nach­
dem die Volksrepubl ik China am 1. Okto­
ber 1949 am Ende eines langen Bürgerkr ie­
ges die Kuomintang-Regierung Tschiang 
Kai-scheks besiegt und vom Festland ver­
t r ieben hatte, worauf sie sich mit Hilfe der 
USA auf der Insel Formosa bis heute hal­
ten konnte, beanspruchte die Regierung 
der Volksrepubl ik China, den chinesischen 
Sitz in der Wel torganisat ion anstel le der 
Formosa-Regierung e inzunehmen. Die USA, 
die bis zum Ausbruch des Korea-Kriegs 
1950 die Zugehör igkei t Formosas zum Fest­
land China wiederhol t bestät igt hatten, be­
nutzten nun die Insel als mil i tärisches Bol l ­
werk gegen China und widersetzten sich in 
der UNO dem völkerrecht l ich begründeten 
Obergang des UNO-Sitzes auf die Regie­
rung Peking. Der starke Anhang der USA 
in den Vereinten Nat ionen vermochte es 
bis zum 25. Oktober 1971, also 22 Jahre 
lang, die rechtmäßige Vertretung der Volks­
republ ik China in den Vereinten Nat ionen 
zu verhindern und damit das mit wei tem 
Abstand größte Volk der Erde von der 
Weltorganisat ion fernzuhalten.) 
Die diesjähr ige Debatte über China dauerte 
vom 18. bis 25. Oktober. Die China-Frage 
wurde auch diesmal wieder im Plenum und 
nicht, wie bei fast al len Sachthemen übl ich, 
zuvor in e inem Ausschuß behandelt . Der 
Versammlung lagen drei Anträge vor. Der 
erste, von Albanien vertretene Antrag (A/ 
L. 630 und Add . 1) ver langte, den China-
Sitz in der UNO zukünft ig der Volksrepu­
blik China (Peking) e inzuräumen und ihn 
gleichzeit ig dem Formosa-Regime Tschiang 
Kai-scheks zu nehmen. Der zweite Antrag 
(A/L. 632 und Add . 1—2 ) , von den USA ge­
t ragen, wol l te wieder — wie in den Jahren 
seit 1961 — jeden Beschluß in der China-
Angelegenhei t zu einer sogenannten W i c h ­
t igen Frage< erheben; mit einer einfachen 
Mehrheit war über ihn zu entscheiden. Im 
Falle der Annahme dieses Verfahrensan­
trags mußte dann eine Zweidr i t te lmehrhei t 
erreicht werden, wenn der Sachantrag Er­
fo lg haben sol l te. Der dri t te Antrag (A/L. 
633 und Add . 1—2 ) , gleichfal ls von den 
USA unterstützt, beabsichtigte zwar eine 
zukünft ige Vertretung der Volksrepubl ik 
China in der UNO, war auch bereit, Peking 
den ständigen Sitz im Sicherheitsrat zu 
übert ragen, wol l te darüber hinaus aber 
dem Formosa-Regime seinen Platz in der 
UNO erhal ten. Er stand also im Wider­
spruch zum albanischen Antrag und den 
Absichten Pekings. 

Die Argumentat ion für die Ant räge brachte 
keine neuen Gesichtspunkte, sie lassen 
sich auf fo lgende Grundauf fassungen zu­
rückführen: Es handele sich nicht um die 
Aufnahme eines neuen Staates in d ie UNO, 
denn China sei Gründungsmi tg l ied, son­
dern nur um d ie Frage, welche Regierung 
dieses Gründungsmi tg l ied China in der 
UNO vertreten sol le, da ein Staat entspre­
chend der Satzung nur von einer Regie­
rung vertreten sein könne. Die USA gingen 
mit ihrem Antrag praktisch von der Exi ­
stenz zweier chinesischer Staaten a u s s t a n ­
den damit aber im Widerspruch zu den 
Auffassungen beider chinesischer Regie­
rungen, da jede von ihnen von der Einheit 
Chinas ausging und für sich die Regierung 
ganz Chinas beanspruchte. 
An der sechstägigen Debatte betei l igte sich 
die Mehrzahl der Mitgl iedstaaten. A m 25. 
Oktober, dem Tage der Entscheidung, wur­
de zuerst über den Verfahrensantrag >Wich-
t ige Frage< abgest immt. Mit 55 St immen für 
>Wichtige Frage< gegen 59 wurde er abge­
lehnt. Nun war für d ie Sachfrage, ob Pe­
king oder Taipeh China in der UNO ver­
treten sol le, nur die einfache Mehrhei t er­
forder l ich. Die Abst immung ergab 76 St im­
men für den Antrag zugunsten Pekings, bei 
35 Gegenst immen und 17 Enthal tungen. 
Damit war sogar die nicht benöt igte Zwe i ­
dr i t te lmehrhei t erreicht. Über den dr i t ten 
Antrag fand keine Abst immung mehr statt. 
Seit dem 25. Oktober 1971 wi rd das Grün­
dungsmitg l ied China durch die Regierung 
der Volksrepubl ik China in der UNO ver­
treten und nimmt dor t zugleich seinen s tän­
digen, mit dem Vetorecht verbundenen Sitz 
im Sicherheitsrat e in . 

(Texte der Ant räge und der entscheiden­
den Entschl ießung (A/RES/2758), d ie mit 
dem albanischen Antrag (A/L. 630 und 
A d d . 1) identisch ist, siehe S. 172 dieser 
Ausgabe; siehe ferner den Bei t rag über 
den genauen Ablauf der China-Debatte 
auf S. 149ff. sowie die Aufsätze in den vor­
aufgegangenen und f rüheren Heften.) 

Deutschland 

Deutsche Fragen in der Generaldebatte 

Die Mitgl iedschaft der beiden deutschen 
Staaten in den Vereinten Nat ionen, d ie 
neue Ostpol i t ik der Regierung Brandt, d ie 
Ostverträge und das Ber l in -Abkommen 
wurden in der sogenannten Generaldebat te 
der Generalversammlung mehrfach ange­
sprochen. (Die Generaldebatte setzt kurz 
nach 3eg inn einer jeden Genera lversamm­
lung ein und erstreckt sich über mehrere 
Wochen. In ihr geben führende Staatsmän­
ner fast al ler Mitgl iedstaaten die Auf fas­
sungen ihrer Länder zu den Wel tprob lemen 
wieder.) 

Das Ber l in -Abkommen wurde von den 
Außenministern Japans, der Nieder lande 
und Polens als bedeutender Schrit t in den 
Bemühungen um eine Entspannung zwi ­
schen Ost und West ausdrückl ich begrüßt. 
Im Abschluß des Abkommens l iege zudem 
eine wicht ige Voraussetzung für das Z u ­
s tandekommen einer Europäischen Sicher­
hei tskonferenz. 

Die Außenminister der Ostblockstaaten be­
zeichneten die Verträge der Bundesrepu­
bl ik mit der Sowjetunion und Polen als 
Mei lensteine auf dem Wege zu einer Nor­
mal is ierung in Europa. 
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In diesem Zusammenhang wurde auch das 
Problem der Vertretung der beiden deut­
schen Staaten in den Vereinten Nat ionen 
berührt. Zudem müsse man sich ganz al l ­
gemein über das Problem der Vertretung 
getei l ter Staaten Gedanken machen; die 
Hoffnung, bald beide deutsche Staaten als 
Mitg l ieder der Vereinten Nat ionen begrü­
ßen zu können, wurde außer von den 
Außenministern der Ostblockstaaten insbe­
sondere von Finnland und Schweden be­
kräft igt . 

Scheel am >Rande der UNO< 

Außenminister Walter Scheel hielt sich 
Ende September in New York auf, um am 
>Ftande der UNO< — wie bereits in den ver­
gangenen Jahren — einen Meinungsaus­
tausch mit mögl ichst vielen Kol legen aus 
al ler Welt , d ie sich zum Auftakt der jähr­
l ichen großen Herbst tagung der General­
versammlung dor t e inf inden, sowie mit 
dem Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen und anderen Persönl ichkeiten von In­
teresse für d ie Bundesrepubl ik zu pf legen. 
Schon sein Amtsvorgänger und jetziger 
Chef, Wi l ly Brandt, hatte den Wert einer 
derar t igen Praxis erkannt, als er 1968 auf 
dem Wege nach Südamer ika mehrere Tage 
in der UNO verbrachte. 
Der d ies jähr ige Besuch brachte vor al lem 
zwei Ergebnisse. Einmal konnte Minister 
Scheel an der Reakt ion vieler Minister und 
Dip lomaten, insbesondere auch der Dritten 
Welt, ab lesen, w ie sehr sich das Ansehen 
der Bundesrepubl ik infolge der konsequent 
und ohne unwürd ige Überstürzung ver­
fo lg ten Ostpol i t ik internat ional gehoben 
hat. Zum anderen konnte durch den Kon­
takt Scheels und anderer west l icher Außen­
minister mi t dem sowjet ischen Außenmini ­
ster Gromyko einerseits und durch den 
innerhalb weniger Stunden dor t zwangslos 
mögl ichen Austausch der Gesprächsergeb­
nisse unter den west l ichen Partnern ande­
rerseits eine erhebl iche Klärung der Vor­
aussetzungen und Aussichten einer euro­
päischen Sicherhei tskonferenz und einer 
balanzierten T ruppen- und Rüstungsver­
minderung in den beiden Lagern erreicht 
werden . Selten dürf te den Betei l igten die 
zur Zei t bestehende Gleichr ichtung der ln-
teresssen und der daraus entspr ingende 
gute Wi l le zu prakt ischen Lösungen so 
deut l ich geworden sein wie in jenen Tagen 
in New York. Ohne Verkennung der zum 
Tei l erhebl ichen Schwier igkei ten und der 
von außen wi rkenden Widerstände, etwa 
aus den Souveräni tätsanstrengungen der 
Machthaber in der DDR, war dennoch aus 
den Äußerungen und den Mienen der A u ­
ßenminister und ihrer Berater erkennbar, 
daß die Kräfte, d ie auf eine langfr ist ige 
Sicherung des europäischen Friedens ab­
zielen, sehr stark und durchaus koordinier­
bar s ind. 

Außenminister Scheel t raf sich zuerst mit 
seinem sowjet ischen Kol legen zu einem 
ander thalbstündigen Gespräch. Gromyko 
lud hierbei Scheel zu einem Besuch in 
Moskau in naher Zukunf t e in. Scheel ge­
denkt der Einladung im Laufe des Winters 
zu fo lgen. Dieses Gespräch, wenige Tage 
nach dem >Krim-Gipfel< zwischen Brandt 
und Breschnew, dürf te die sowjet ische Be­
reitschaft verdeut l icht haben, das Kr i ter ion 
des echten Kräf te-Gle ichgewich f s zur 
Grundlage der T ruppen- und Püstungs-

verminderung zwischen Ost und West zu 
machen, w ie es Breschnew auf der Kr im 
in den Gesprächen mit Brandt erstmals — 
und in Anerkennung einer jahrelangen 
Forderung des Westens — andeutete. 
Zwei Tage später, im Gespräch mit se i ­
nem französischen Kol legen, konnte Scheel 
diesen Punkt der Truppenverminderung im 
deutsch-französischen Licht erör tern, was 
sowohl wegen der französischen Distanz 
zur NATO als auch im Hinbl ick auf den in ­
zwischen erfolgten Pariser Besuch von 
Breschnew besondere Bedeutung hatte. 
Wenn Schumann anschließend davon 
sprach, daß eine »intakte All ianz« für d ie 
kommenden Verhandlungen mit dem Osten 
notwendig sei , wenn beide Minister dazu 
eine »erwartungsvol le, aber nüchterne Hal­
tung« e innahmen, so läßt dies den Klä­
rungsprozeß ahnen, der sich in derar t 
zwanglosen Begegnungen am Rande der 
Vol lversammlung vol lz ieht. 
Douglas-Home, Englands Außenminister, 
dürfte dankbar für d ie >Verstärkung< aus 
Bonn gewesen sein. Denn sein Gespräch 
mit Gromyko wurde durch die wenige Tage 
vorher erfolgte brit ische Massenauswei­
sung von 105 der Spionage verdächt igten 
Sowjets praktisch zu e inem Eisberg-Tref­
fen. In Washington konnte Präsident Nixon 
dem Besucher Gromyko bestät igen, was er 
in New York von Scheel und anderen Ver­
tretern des Westens bereits gehört hatte, 
daß nämlich die Ber l in-Ein igung, e in ­
schließlich des erfolgreichen Abschlusses 
bindender Vereinbarungen zwischen Bonn 
und Ost-Berl in, unverändert der Eckstein 
für die Sicherheitskonferenz und die T rup ­
pen- und Rüstungsverminderung sei . 
Die Ost-West-Probleme, die von Scheel in 
New York erörtert wurden, beschränkten 
sich nicht auf die Sicherhei tsf ragen. In 
einem Gespräch mit dem polnischen A u ­
ßenminister kamen die prakt ischen bi late­
ralen Probleme zur Sprache, d ie sich aus 
dem Abschluß des deutsch-polnischen 
Paktes vom letzten Dezember ergeben 
und bei gutem Wil len auch schon vor der 
Ratif izierung des Vertrags vorangetr ieben 
werden können, w ie die Erwei terung der 
Famil ienzusammenführung und die Aus­
weitung der Bewegungsmögl ichkei ten für 
die westdeutsche Handelsdelegat ion in 
Warschau vor al lem auf konsular ischem 
Gebiet. Das reale Gewicht des deutsch­
polnischen Vertrages und d ie damit ange­
strebte Normal is ierung der Beziehungen 
zwischen den beiden Staaten trat deutl ich 
in dem >Routine-Charakter< zutage, den die 
Begegnung der beiden Außenminister in 
New York hatte und die in krassem Ge­
gensatz stand zu dem Sensationsanstr ich 
früherer deutsch-polnischer Begegnungen 
in der UNO. 

Daß die Dritte Welt d ie europäischen Ent­
spannungsfortschri t te im Zuge der west­
deutschen Ostpol i t ik so posit iv empf indet 
und mit Wohlwol len begleitet, begünst igt 
sicherlich das Verhältnis der Bundesrepu­
blik zu Schwarz-Afr ika und zu Asien. Aber 
auch für die arabische Welt wirkt d ie Ost­
pol i t ik als ein ermunterndes Zeichen d a ­
für, daß man mit Bonn Realpol i t ik betreiben 
kann. Das zweistündige Gespräch, daß 
Minister Scheel mit dem Generalsekretär 
der Arabischen Liga, dem Ägypter Has-
suna, führte, hat zumindest das al lzulang 
unterbrochene Gespräch mit den Arabern 

wieder eröffnet, wenn sich auch noch keine 
konkreten Anzeichen dafür ze igen, daß die 
von den Arabern 1965 abgebrochenen 
dip lomat ischen Beziehungen in Kürze wie­
der aufgenommen werden. 
Von Gewicht war das von Scheel zur Rolle 
Chinas in der UNO geprägte Wort : »Wer 
internat ionale Entspannung wi l l , kann an 
China nicht vorbeigehen.« Wochen vor der 
Abs t immung über die China-Frage in der 
Generalversammlung, die Peking dann den 
China-Sitz freimachte, hat der Bundes­
außenminister damit das deutsche Votum 
abgegeben, daß er im Sitzungssaal noch 
nicht registr ieren lassen konnte. 
Dieses Unvermögen, d ie deutsche St imme 
in Debatten und Abst immungen zu ver­
nehmen, ist Scheel gegenüber von al len 
seinen Gesprächspartnern bedauert wor ­
den. Er hat darauf im Gespräch wie vor 
der Weltpresse die k larstel lende Antwor t 
gegeben, zunächst müsse zwischen den 
beiden deutschen Staaten in der Verwirk­
l ichung des Ber l in-Abkommens und ande­
ren Fragen ein posit ives Stadium erreicht 
werden. Dann werde sehr rasch die Mit­
gl iedschaft der beiden deutschen Staaten 
aktuel l werden. Scheel bezeichnete es als 
nicht unbedingt er forder l ich, daß die Siche­
rung vor neuen Ost-West-Spannungen zw i ­
schen den beiden deutschen Staaten in 
Vertragsform niedergelegt sei . Es komme 
auf d ie Atmosphäre an, in der ein »ver­
nünft iges Verhältnis« gesichert sei und in 
der sich die prakt ischen Kontakte vo l l ­
zögen. Sein Real ismus läßt Scheel al ler­
d ings noch nicht darauf bauen, daß er bei 
der Generalversammlung im Herbst 1972 
an der Spitze der Delegat ion des Mi tg l ieds 
Bundesrepubl ik Deutschland in den Ver­
einten Nat ionen auftreten werde . 
Solange diese Hoffnung noch nicht als 
realistisch gel ten kann, erübr ig t sich auch 
die Frage, wie denn die deutsche Dele­
gat ion aus Bonn aussehen sol l , d ie sich 
auf den Bänken der Generalversammlung 
niederlassen würde. Viele Freunde Deutsch­
lands in der UNO würden es begrüßen, 
wenn d ie Praxis anderer west l icher Demo­
krat ien auch von Bonn aufgegr i f fen würde, 
außer Vertretern der Regierung und außer 
den Dip lomaten auch Mitg l ieder der par la­
mentar ischen Opposi t ion nach New York 
zu entsenden. Die Verbundenhei t der Öf­
fent l ichkeit mit der Arbei t der Vereinten 
Nat ionen w i rd dadurch, so versichern Mit­
g l ieder vieler Delegat ionen mit Erfahrung 
in dieser Praxis, ganz erhebl ich gefördert . 

Verschiedenes 

UNO jetzt 131 Mitglieder 

Mit der Aufnahme von vier wei teren Staa­
ten ist d ie Mitgl iederzahl der Vereinten 
Nat ionen auf 131 angewachsen. Nach den 
vorangegangenen erforder l ichen Empfeh­
lungen des Sicherheitsrates wurden Bah­
rain, Bhutan, Katar am 2 1 . September, 
dem Eröffnungstag der 26. Generalver­
sammlung, und Oman am 17. Oktober in 
d ie Weltorganisat ion aufgenommen. (Vgl. 
die Karten in VN 5/71 S. 134 und VN 6/71 
S. 159). Die Aufnahme erfolgte in al len vier 
Fällen fast e inst immig. Ledigl ich die Volks­
republ ik Jemen hatte sich gegen die Auf­
nahme der Ölstaaten am Persischen Golf 
gewandt . 
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Dokumente und Entschließungen der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats: 
China, Sambia, Namibia (Südwestafrika) und Senegal 

China 
GENERALVERSAMMLUNG — Gegenstand: Antrag der Vereinigten Staaten und an­derer, die China-Frage zu einer sogenann­ten >Wichtigen Frage< zu erheben. — Ent­schließungsantrag A/L. 632 vom 29. Sep­tember 1971 
Die Generalversammlung, 
— in Erinnerung an die Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen, 
> beschließt, daß jeder Vorschlag in der Generalversammlung, der zum Ergebnis haben würde, der Republik China die Vertretung in den Vereinten Nationen zu nehmen, eine wichtige Frage im Sinne des Artikels 18 der Charta ist. 
Abstimmungsergebnis: + 55: Argentinien, Australien, Bahrain, Barbados, Bolivien, Brasilien, China, Costa Rica, Dahome, Do­minikanische Republik, Elfenbeinküste, El Salvador, Fidschi-Inseln, Gabun, Gambia, Ghana, Griechenland, Guatemala, Haiti, Honduras, Indonesien, Israel, Jamaika, Japan, Jordanien, Kambodscha, Kolum­bien, Kongo (Kinshasa), Lesotho, Libanon, Liberia, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mauritius, Mexiko, Neuseeland, Nicaragua, Niger, Obervolta, Panama, Paraguay, Phi­lippinen, Portugal, Rwanda, Saudi-Arabien, Spanien, Südafrika, Swasiland, Thailand, Tschad, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Staaten und Zentralafrikanische Republik; — 59: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Al­gerien, Äquatorial-Guinea, Äthiopien, Bhu­tan, Birma, Bulgarien, Burundi, Ceylon, Chile, Dänemark, Ecuador, Finnland, Frankreich, Großbritannien, Guinea, Gu­yana, Indien, Irak, Irland, Island, Jemen, Jugoslawien, Kamerun, Kanada, Kenia, Kongo (Brazaville), Kuba, Kuweit, Li­byen, Malaysia, Mali, Mauretanien, Mon­golische Volksrepublik, Nepal, Nigeria, Norwegen, Pakistan, Peru, Polen, Rumä­nien, Sambia, Schweden, Sierra Leone, Singapur, Somalia, Sowjetunion, Süd­jemen, Sudan, Syrien, Tansania, Trinidad und Tobago, Tschechoslowakei, Uganda, Ukraine, Ungarn und Weißrußland; = 15: Belgien, Botswana, Iran, Italien, Katar, Laos, Malta, Marokko, Niederlande, Öster­reich, Senegal, Togo, Tunesien, Türkei und Zypern. — Abwesend waren: Malediven und Oman. 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegenstand: Antrag der Vereinigten Staaten und ande­rer zugunsten einer >Zwei-China-Lösung<. — Entschließungsantrag A/L. 633 vom 29. September 1971 
Die Generalversammlung, 
— mit der Feststellung, daß seit der Grün­dung der Vereinten Nationen in China entscheidende Änderungen erfolgt sind, 
— im Hinblick auf die vorhandene tatsäch­liche Lage, 
— mit der Feststellung, daß die Republik China ununterbrochen seit 1945 als ein Mitglied der Vereinten Nationen vertreten war, 
— mit der Auffassung, daß die Volksrepu­blik China in den Vereinten Nationen ver­treten sein sollte, 
— in Erinnerung, daß Artikel 1 Absatz 4 der Charta der Vereinten Nationen die Ver­einten Nationen als einen Mittelpunkt er­richtet hat, um die Handlungen der Na­tionen aufeinander abzustimmen, 
— mit der Auffassung, daß eine ausgleichende Lösung des Problems im Licht der zuvor genannten Erwägungen und unbeschadet einer noch zu erfolgenden Regelung der 

miteinander streitenden Ansprüche ge­sucht werden sollte, 
1. bestätigt hiermit das Recht der Volksre­publik China auf Vertretung und emp­fiehlt, Ihr einen der fünf ständigen Sitze des Sicherheitsrats zu übertragen; 
2. bestätigt das weiterbestehende Recht der Vertretung der Republik China; 
3. empfiehlt allen Körperschaften der Ver­einten Nationen und den Sonderorganisa­tionen, die Bestimmungen dieser Ent­schließung bei der Entscheidung über die Frage der chinesischen Vertretung zu be­rücksichtigen. 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegenstand: Wiederherstellung der legitimen Rechte der Volksrepublik China in den Vereinten Nationen. — Entschließung 2758 (XXVI) vom 25. Oktober 1971 
Die Generalversammlung, 
— in Erinnerung an die Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen, 
— in der Erwägung, daß die Wiederherstel­lung der legitimen Rechte der Volksrepu­blik China wesentlich ist sowohl für den Schutz der Charta der Vereinten Nationen wie audi für das Ziel, dem die Vereinten Nationen gemäß der Charta zu dienen haben, 
— in Anerkenntnis, daß die Vertreter der Regierung der Volksrepublik China die alleinigen legitimen Vertreter Chinas in den Vereinten Nationen sind und daß die Volksrepublik eines der fünf ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats ist, 
> beschließt, die vollen Rechte der Volks­republik China wiederherzustellen und die Vertreter ihrer Regierung als die alleinigen legitimen Vertreter Chinas in den Ver­einten Nationen anzuerkennen sowie die Vertreter Tschiang Kai-scheks von dem Sitz, den sie unrechtmäßig in den Verein­ten Nationen und in allen mit ihnen ver­bundenen Organisationen innehaben, so­fort zu entfernen. 
Abstimmungsergebnis: + 76: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Äquatorial-Guinea, Äthopien, Belgien, Bhutan, Birma, Botswana, Bulgarien, Burundi, Ceylon, Chile, Dänemark, Ecuador, Finnland, Frankreich, Ghana, Großbritannien, Guinea, Guyana, Indien, Irak, Iran, Irland, Island, Israel, Italien, Jemen, Jugoslawien, Kame­run, Kanada, Kenia, Kongo (Brazzaville), Kuba, Kuweit, Laos, Libyen, Malaysia, Mali, Marokko, Mauretanien, Mexiko, Mongolische Volksrepublik, Nepal, Nieder­land, Nigeria, Norwegen, Österreich, Pa­kistan, Peru, Polen, Portugal, Rumänien, Rwanda, Sambia, Schweden, Senegal, Si­erra Leone, Singapur, Somalia, Sowjet­union, Sudan, Südjemen, Syrien, Tansania, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechoslo­wakei, Tunesien, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn und Weißrußland; — 35: Austra­lien, Bolivien, Brasilien, Costa Rica, Da­home, Dominikanische Republik, Elfen­beinküste, El Salvador, Gabun, Gambia, Guatemala, Haiti, Honduras, Japan, Kam­bodscha, Kongo (Kinshasa), Lesotho, Li­beria, Madagaskar, Malawi, Malta, Neu­seeland, Nicaragua, Niger, Obervolta, Pa­raguay, Philippinen, Saudi-Arabien, Süd­afrika, Swasiland, Tschad, Uruguay, Vene­zuela, Vereinigte Staaten und Zentral­afrikanische Republik; = 17: Argentinien, Bahrain, Barbados, Fidschi-Inseln, Grie­chenland, Indonesien, Jamaika, Jordanien, Katar, Kolumbien, Libanon, Luxemburg, Mauritius, Panama, Spanien, Thailand und Zypern. — Abwesend waren China, Male­diven und Oman. 

Sambia 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Klage Sambias gegen Südafrika. — Entschlie­ßung 300 (1971) vom 12. Oktober 1971 
Der Sicherheitsrat, 
— nach Erhalt des Schreibens des Ständigen Vertreters Sambias, enthalten in Doku­ment S/10352, sowie ferner des Schreibens von 47 Mitgliedstaaten, enthalten in Do­kument S/10364, 
— in Kenntnis der Erklärungen des Ständi­gen Vertreters Sambias in seiner 1590. Sit­zung betreffend die Verletzung der Sou­veränität, des Luftraums und der räum­lichen Unversehrtheit Sambias durch Süd­afrika, 
— in Kenntnis der Erklärung des Ministers für Auswärtige Angelegenheiten der Re­publik Südafrika, 
— in dem Bewußtsein, daß alle Mitglied­staaten in ihren Beziehungen jede gegen die räumliche Unversehrtheit oder poli­tische Unabhängigkeit eines Staates ge­richtete Androhung oder Anwendung von Gewalt unterlassen müssen, 
— im Bewußtsein seiner Verantwortung, wirksame gemeinsame Maßnahmen zur Vermeidung und Behebung von Bedro­hungen des Weltfriedens und der inter­nationalen Sicherheit zu ergreifen, 
— in Sorge über die Lage an der Grenze zwischen Sambia und Namibia, in der Nähe des Caprivi-Streifens, 
1. wiederholt, daß jede Verletzung der Sou­veränität und der räumlichen Unversehrt­heit eines Mitgliedstaates der Charta der Vereinten Nationen widerspricht; 
2. fordert Südafrika auf, die Souveränität und räumliche Unversehrtheit Sambias voll zu achten; 
3. erklärt ferner, daß der Sicherheitsrat im Falle einer Verletzung der Souveränität oder der räumlichen Unversehrtheit Sam­bias durch Südafrika wieder zusammen­treten wird, um die Lage weiterhin in Übereinstimmung mit den entsprechenden Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen zu überprüfen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Namibia (Südwestafrika) 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Namibia (Südwestafrika). — Entschließung 301 (1971) vom 20. Oktober 1971 
Der Sicherheitsrat, 
— in Bestätigung des unveräußerlichen Rechts des Volkes von Namibia auf Frei­heit und Unabhängigkeit gemäß den Be­stimmungen der Entschließung der Gene­ralversammlung 1514 (XV) vom 14. Dezem­ber 1960, 
— in der Erkenntnis, daß aufgrund der An­nahme der Entschließung 2145 (XXI) der Generalversammlung die Vereinten Na­tionen die unmittelbare Verantwortung für Namibia haben und daß die Staaten alle Beziehungen mit oder unter Ein­schluß von Namibia in einer Weise ab­wickeln, die mit dieser Verantwortung übereinstimmt, 
— in Bestätigung seiner Entschließungen 264 (1969) vom 20. März 1969, 276 (1970) vom 30. Januar 1970 und 283 (1970) vom 29. Juli 1970, 
— in Erinnerung an seine Entschließung 284 (1970) vom 29. Juli 1970, in welcher er den Internationalen Gerichtshof um ein Gut­achten zu der Frage ersuchte: »Welche rechtlichen Folgen ergeben sich für die Staaten aus der fortwährenden Anwesen-

172 Vereinte Nationen 6/71 



heit Südafrikas in Namibia, unbeschadet der Entschließung 276 (1970) des Sicher­heitsrates?«, 
— In schwerer Sorge über die Weigerung der Regierung Südafrikas, den Entschließun­gen des Sicherheitsrates hinsichtlich Nami­bias nachzukommen, 
— in Erinnerung an seine Entschließung 282 (1970) vom 23. Juli 1970 über das Waffen­embargo gegen die Regierung von Süd­afrika und mit Betonung der Bedeutung dieser Entschließung hinsichtlich des Ge­biets von Namibia, 
— in Anerkennung der Rechtmäßigkeit der Bewegung des Volkes von Namibia gegen die unrechtmäßige Besetzung seines Ge­biets durch die Südafrikanischen Behör­den und in Anerkennung seines Rechts auf Selbständigkeit und Unabhängigkeit, 
— in Kenntnis der Erklärungen der Delega­tion der Organisation für Afrikanische Einheit (OAU) unter Leitung des Präsi­denten von Mauretanien in seiner Eigen­schaft als gegenwärtiger Vorsitzender der OAU-Versammlung der Staats- und Re­gierungschefs, — in Kenntnis ferner der Erklärung des Prä­sidenten des Rates der Vereinten Nationen für Namibia, 
— nach Anhören der Erklärungen der Dele­gation der Regierung von Südafrika, 
— nach Erörterung des Berichts des Ad hoc Unterausschusses für Namibia (S/10330), 
1. bestätigt, daß das Gebiet von Namibia der unmittelbaren Verantwortung der Ver­einten Nationen untersteht und daß diese Verantwortung die Verpflichtung ein­schließt, die Rechte des Volkes von Nami­bia in Ubereinstimmung mit der Ent­schließung 1514 (XV) der Generalversamm­lung zu unterstützen und zu fördern; 
2. bestätigt die nationale Einheit und die räumliche Unversehrtheit von Namibia; 
3. verurteilt alle Maßnahmen der Regierung von Südafrika, diese Einheit und räum­liche Unversehrtheit, beispielsweise durch die Einrichtung von Bantustans, zu zer­stören; 
4. erklärt, daß Südafrikas fortgesetzte rechts­widrige Anwesenheit In Namibia einen Internationalen unrechtmäßigen Akt und einen Bruch der internationalen Verpflich­tungen bedeutet und daß Südafrika der internationalen Gemeinschaft für jede Verletzung seiner Internationalen Ver­pflichtungen oder der Rechte des Volkes des Gebiets von Namibia rechenschafts­pflichtig bleibt; 
5. nimmt mit Anerkennung das Gutachten des Internationalen Gerichtshofes vom 21. Juni 1971 zur Kenntnis; 
6. bekräftigt die Meinung des Gerichtshofs, wie sie in Abschnitt 133 des Gutachtens ausgedrückt wird: 

»1) daß wegen der Unrechtmäßigkeit der fortgesetzten Anwesenheit Südafrikas in Namibia, Südafrika unter der Ver­pflichtung steht, seine Verwaltung un­verzüglich aus Namibia abzuziehen und dadurch seine Besetzung des Gebiets zu beenden; 
2) daß die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen unter der Verpflichtung ste­hen, die Unrechtmäßigkeit der Anwe­senheit Südafrikas in Namibia sowie die Ungültigkeit seiner Handlungen Im Namen von und In Bezug auf Namibia anzuerkennen sowie alle Handlungen und im besonderen allen Verkehr mit der Regierung von Südafrika, die eine Anerkennung der Rechtmäßigkeit oder eine Unterstützung und Hilfe solcher Anwesenheit und Verwaltung bedeuten, zu unterlassen; 
3) daß es für Staaten, die nicht Mitglie­der der Vereinten Nationen sind, ver­pflichtend ist, im Rahmen des obigen Unterabschnitts (2) die Maßnahmen, die von den Vereinten Nationen im Hin­blick auf Namibia ergriffen worden sind, zu unterstützen; 

7. erklärt, daß alle Angelegenheiten, welche die Rechte des Volkes von Namibia be­rühren, unmittelbar alle Mitglieder der Vereinten Nationen angehen, und daß sie diese Tatsache bei ihrem Verkehl :nit der 

Regierung von Südafrika, insbesondere bei allem Verkehr, der eine Anerkennung der Rechtmäßigkeit oder eine Unterstüt­zung und Hilfe solcher unrechtmäßiger Anwesenheit und Verwaltung bedeutet, berücksichtigen; 
8. fordert Südafrika erneut auf, sich aus dem Gebiet von Namibia zurückzuziehen; 
9. erklärt, daß jede weitere Weigerung der südafrikanischen Regierung, sich aus Na­mibia zurückzuziehen, Bedingungen schaf­fen könnte, die der Erhaltung des Friedens und der Sicherheit in der Region schäd­lich sind; 
10. bestätigt die Bestimmungen der Entschlie­ßung 283 (1970), insbesondere die Absätze 1 bis 8 und 11; 
11. fordert alle Staaten auf, in Erfüllung ihrer Verantwortung gegenüber dem Volk von Namibia und gemäß den Vorbehalten der Abschnitte 122 und 125 des Gutachtens vom 21. Juni 1971: 

a) von der Herstellung vertraglicher Be­ziehungen mit Südafrika in allen Fällen Abstand zu nehmen, In denen die Re­gierung von Südafrika beansprucht, im Namen von und in Bezug auf Namibia zu handeln; 
b) von der Berufung auf jene Verträge oder Vertragsbestimmungen und Ihre Anwendung, die von Südafrika im Na­men von und in Bezug auf Namibia ab­geschlossen worden sind und die eine tätige zwischenstaatliche Zusammen­arbeit einschließen, Abstand zu nehmen; 
c) Ihre bilateralen Verträge mit Südafrika zu überprüfen, um zu gewährleisten, daß sie nicht den obigen Abschnitten 5 und 6 widersprechen; d) von der Entsendung diplomatischer oder besonderer Missionen nach Südafrika, die das Gebiet von Namibia in ihrem Mandat einschließen, Abstand zu neh­men; 
e) von der Entsendung konsularischer Ver­treter nach Namibia Abstand zu neh­men und dort bereits anwesende Ver­treter zurückzuziehen; 
f) von der Herstellung wirtschaftlicher und anderer Formen der Beziehung oder des Verkehrs mit Südafrika, han­delnd im Namen von oder in Bezug auf Namibia, welche seine Hoheitsbefug­nisse über das Gebiet verstärken könn­ten, Abstand zu nehmen; 

12. erklärt, daß Konzessionen, Rechte, Titel oder Verträge bezüglich Namibias, die Einzelpersonen oder Gesellschaften durch Südafrika nach der Annahme der Ent­schließung 2145 (XXI) der Generalver­sammlung gewährt worden sind, weder dem Schutz noch der Verteidigung durch ihre Staaten gegenüber den Forderungen einer künftigen rechtmäßigen Regierung von Namibia unterliegen; 
13. ersucht den Ad hoc Unterausschuß für Na­mibia mit der Durchführung der Aufga­ben, die ihm durch die Abschnitte 14 und 15 der Entschließung 283 (1970) übertragen worden sind, fortzufahren und vor allem, unter Berücksichtigung der Notwendigkeit der Herstellung eines wirksamen Schutzes der namibischen Interessen auf interna­tionaler Ebene, geeignete Maßnahmen zur Erfüllung der Verantwortung der Verein­ten Nationen gegenüber Namibia zu unter­suchen; 
14. ersucht den Ad hoc Unterausschuß für Na­mibia, alle Verträge und Abkommen, die den Bestimmungen der vorliegenden Ent­schließung entgegenstehen, zu überprüfen und regelmäßig darüber zu berichten, um festzustellen, ob Staaten Abkommen her­gestellt haben, welche die südafrikanischen Hoheitsbefugnisse über Namibia anerken­nen; 
15. fordert alle Staaten auf, die Rechte des Volkes von Namibia zu unterstützen und zu fördern und zu diesem Zweck die Bestim­mungen der vorliegenden Entschließung vollständig durchzuführen; 
16. ersucht den Generalsekretär, regelmäßig über die Durchführung der Bestimmungen der vorliegenden Entschließung zu berich­ten. 
Abstimmungsergebnis: + 1 3 ; — 0 ; = 2: Frank­reich und Großbritannien. 

Senegal 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Klage Senegals gegen Portugal. — Entschließung 302 (1971) vom 24. November 1971 
Der Sicherheitsrat, 
— In Befassung mit den Klagen der Repu­blik Senegal gegen Portugal, enthalten in den Dokumenten S/10182 vom 27. April 1971 und S/10251 vom 6. Juli 1971, 
— in Erinnerung an seine Entschließungen 178 (1963) vom 24. April 1963, 204 (1965) vom 19. Mai 1965 und 273 (1969) vom 9. Dezember 1969, 
— nach Erörterung des Berichts der gemäß der Entschließung 294 (1971) vom 15. Juli 1971 eingesetzten Sondermission des Si­cherheitsrats, 
— In großer Sorge über das Klima der Un­sicherheit und Ungewißheit, das für die Region eine Bedrohung des Friedens und der Sicherheit enthält, 
— in Bekräftigung der Notwendigkeit, für die Region die Voraussetzungen für die Beseitigung der Ursachen der Spannung sicher zu stellen und ein Klima des Ver­trauens, des Friedens und der Sicherheit zu schaffen, wie es die Sondermission In ihrem Bericht empfiehlt, 
1. drückt seine Anerkennung für die Tätig­keit aus, die die Sondermission des Si­cherheitsrats geleistet hat; 
2. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den Empfehlungen der gemäß Entschließung 294 (1971) eingesetzten Sondermission des Sicherheitsrats, die in Absatz 128 ihres Be­richts (S/10308) enthalten sind; 
3. bestätigt die Bestimmungen seiner Ent­schließung 294 (1971), mit denen die Akte der Gewalt und Zerstörung verurteilt wurden, die seit 1963 von portugiesischen Streitkräften In Guinea (Bissau) gegen die Bevölkerung und Orte Senegals begangen worden sind; 
4. bedauert sehr die unterlassene Zusam­menarbeit seitens der portugiesischen Re­gierung mit der Sondermission, wodurch die Sondermission an der vollen Durch­führung ihres Auftrags gemäß Absatz 4 der Entschließung 294 (1971) gehindert wurde; 
5. fordert die portugiesische Regierung auf, unverzüglich wirksame Maßnahmen zu er­greifen : 

a) damit die Hoheit und räumliche Unver­sehrtheit Senegals voll geachtet wer­den; b) damit Akte der Gewalt und Zerstörung gegen das Gebiet und die Bevölkerung Senegals verhindert werden, um so zur Erhaltung des Friedens und der Sicher­heit dieser Region beizutragen; 
6. fordert die portugiesische Regierung auf, das unveräußerliche Recht auf Selbstbe­stimmung und Unabhängigkeit von Guinea (Bissau) voll zu achten; 
7. fordert die portugiesische Regierung auf, ohne weitere Verzögerung die erforder­lichen Maßnahmen zu ergreifen, damit dieses unveräußerliche Recht der Bevölke­rung von Guinea (Bissau) ausgeübt werden kann; 
8. ersucht den Präsidenten des Sicherheits­rats und den Generalsekretär, diese An­gelegenheit weiter zu beobachten und über die Durchführung der vorliegenden Entschließung dem Sicherheitsrat inner­halb eines angemessenen Zeltraumes, je­doch spätestens In sechs Monaten, zu be­richten ; 
9. erklärt, daß der Sicherheitsrat im Falle des Unterlassens Portugals, den Bestim­mungen der vorliegenden Entschließung zu entsprechen, zusammentreten wird, um Schritte und Maßnahmen zu erwägen, die diese Lage erfordert; 
10. beschließt sich weiter mit der Angelegen­heit zu befassen. 
Abstimmungsergebnis: + 1 4 ; — 0 ; = 1 : Ver­einigte Staaten. 
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Die Entschließungen des Sicherheitsrats von 1945 bis 1971 

Nachstehende Tabelle führt alle Entschließungen des Sicherheitsrates auf, die der Rat seit Bestehen der Vereinten Nationen 
bis Ende November 1971 angenommen hat. Die Entschließungen 201 (1965) und folgende sind sämtlich in vollständiger 
deutscher Übersetzung in dieser Zeitschrift ab Heft 2/65 gebracht worden. Das wird auch bei zukünftigen Entschließungen 
des Sicherheitsrates der Fall sein. — Die Entschließungen des Sicherheitsrates werden in den Vereinten Nationen erst seit 
Beginn des Jahres 1965 fortlaufend numeriert; bis dahin wurden sie nur mit dem Datum der Annahme gekennzeichnet. Die 
Tabelle gibt aus Gründen der Zweckmäßigkeit eine lückenlose Nachnumerierung. Der Gegenstand, zu dem ein Entschluß 
gefaßt wurde, und die Dokumenten-Nummer, soweit in der Anfangszeit nicht ohne solche behandelt, sind nebst dem Annahme­
datum genannt. Von der Entschließung 200 ab sind die Dokumenten-Nummern mit den Nummern der Resolutionen iden­
tisch. — Die folgenden Entschließungen des Sicherheitsrates sind von ^Vereinte Nationem, ebenfalls mit vollständigem Text 
in deutscher Übersetzung gebracht worden: 111, 171 in 3/62; 143, 145, 146, 161, 169 in 1/62; 179 in 4/63; 180, 181 in 5/63; 182, 
183, 186, 187 in 2/64; 188, 189 in 3/64; 190, 191, 192 in 4/64; 193, 194 in 5/64; 198, 199 in 1/65. 

Res.-Nr. Datum Dok.-Nr. Gegenstand 

1 (1946) 25. 1. 1946 — Generalstabsausschuß 
2 (1946) 30. 1. 1946 — Iranische Frage 
3 (1946) 4. 4. 1946 — Iranische Frage 
4 (1946) 29. 4. 1946 — Spanische Frage 
5 (1946) 8. 5. 1946 — Iranische Frage 
6 (1946) 17. 5. 1946 — Verfahrensfragen 
7 (1946) 26. 6. 1946 — Spanische Frage 
8 (1946) 29. 8. 1946 — Aufnahmen von Afghanistan, 

Island, Schweden 
9 (1946) 15. 10. 1946 — Internationaler Gerichtshof 

10 (1946) 4. 11. 1946 — Spanische Frage 
11 (1946) 15. 11. 1946 — Internationaler Gerichtshof 
12 (1946) 10. 12. 1946 — Griechische Frage 
13 (1946) 12. 12. 1946 — Aufnahme von Thailand 
14 (1946) 16. 12. 1946 — Verfahrensfragen 
15 (1946) 19. 12. 1946 S/339 Griechische Frage 
16 (1947) 10. 1. 1947 — Freistaat Triest 
17 (1947) 10. 2. 1947 — Griechische Frage 
18 (1947) 13. 2. 1947 S/268/Rev.l/ 

Corr. 1 Abrüstungsfragen 
19 (1947) 27. 2. 1947 — Korfukanal-Fall 
20 (1947) 10. 3. 1947 S/296 Atomenergie: 

internationale Kontrolle 
21 (1947) 2. 4. 1947 S/318 Treuhandschaft über strategisch 

wichtige Gebiete 
22 (1947) 9. 4. 1947 S/324 Korfukanal-Fall 
23 (1947) 18. 4. 1947 S/330/Corr.l Griechische Frage 
24 (1947) 30. 4. 1947 — Aufnahme von Ungarn 
25 (1947) 22. 5. 1947 — Aufnahme von Italien 
26 (1947) 4. 6. 1947 S/368 Verfahrensfragen 
27 (1947) 1. 8. 1947 S/459 Indonesische Frage 
28 (1947) 6. 8. 1947 — Griechische Frage 
29 (1947) 21. 8. 1947 — Aufnahmen von Jemen, Pakistan 
30 (1947) 25. 8. 1947 S/525, I Indonesische Frage 
31 (1947) 25. 8. 1947 S/525, II Indonesische Frage 
32 (1947) 26. 8. 1947 S/525, III Indonesische Frage 
33 (1947) 27. 8. 1947 S/528 Verfahrensfragen 
34 (1947) 15. 9. 1947 S/555 Griechische Frage 
35 (1947) 3. 10. 1947 S/574 Indonesische Frage 
36 (1947) 1. 11. 1947 S/597 Indonesische Frage 
37 (1947) 9. 12. 1947 — Verfahrensfragen 
38 (1948) 17. 1. 1948 S/651 Indisch-pakistanische Frage 
39 (1948) 20. 1. 1948 S/654 Indisch-pakistanische Frage 
40 (1948) 28. 2. 1948 S/689 Indonesische Frage 
41 (1948) 28. 2. 1948 S/678 Indonesische Frage 
42 (1948) 5. 3. 1948 S/691 Palästina-Frage 
43 (1948) 1. 4. 1948 S/714, I Palästina-Frage 
44 (1948) 1. 4. 1948 S/714, II Palästina-Frage 

Res.-Nr. Datum Dok.-Nr. Gegenstand 

45 (1948) 10. 4. 1948 S/717 Aufnahme von Birma 
46 (1948) 17. 4. 1948 S/723 Palästina-Frage 
47 (1948) 21. 4. 1948 S/726 Indisch-pakistanische Frage 
48 (1948) 23. 4. 1948 S/727 Palästina-Frage 
49 (1948) 22. 5. 1948 S/773 Palästina-Frage 
50 (1948) 29. 5. 1948 S/801 Palästina-Frage 
51 (1948) 3. 6. 1948 S/819 Indisch-pakistanische Frage 
52 (1948) 22. 6. 1948 S/852 Atomenergie: 

internationale Kontrolle 
53 (1948) 7. 7. 1948 S/875 Palästina-Frage 
54 (1948) 15. 7. 1948 S/902 Palästina-Frage 
55 (1948) 29. 7. 1948 S/933 Indonesische Frage 
56 (1948) 19. 8. 1948 S/983 Palästina-Frage 
57 (1948) 18. 9. 1948 — Palästina-Frage 
58 (1948) 28. 9. 1948 — Internationaler Gerichtshof 
59 (1948) 19. 10. 1948 S/1045 Palästina-Frage 
60 (1948) 29. 10. 1948 S/1062 Palästina-Frage 
61 (1948) 4. 11. 1948 S/1070 Palästina-Frage 
62 (1948) 16. 11. 1948 S/1080 Palästina-Frage 
63 (1948) 24. 12. 1948 S/1150 Indonesische Frage 
64 (1948) 28. 12. 1948 S/1164 Indonesische Frage 
65 (1948) 28. 12. 1948 S/1165 Indonesische Frage 
66 (1948) 29. 12. 1948 S/1169 Palästina-Frage 
67 (1949) 28. 1. 1949 S/1234 Indonesische Frage 
68 (1949) 10. 2. 1949 S/1252 Abrüstungsfragen 
69 (1949) 4. 3. 1949 S/1277 Aufnahme von Israel 
70 (1949) 7. 3. 1949 S/1280 Treuhandschaft über strategisch 

wichtige Gebiete 
71 (1949) 27. 7. 1949 — Internationaler Gerichtshof 
72 (1949) 11. 8. 1949 S/1376, I Palästina-Frage 
73 (1949) 11. 8. 1949 S/1376, r Palästina-Frage 
74 (1949) 16. 9. 1949 S/1393 Atomenergie: 

internationale Kontrolle 
75 (1949) 27. 9. 1949 S/1401 Finanzfragen 
76 (1949) 5. 10. 1949 S/1404 Kosten für 

Indonesien-Beobachtung 
77 (1949) 11. 10. 1949 S/1403 Abrüstungsfragen 
78 (1949) 18. 10. 1949 S/1410 Abrüstungsfragen 
79 (1950) 17. 1. 1950 S/1455 Abrüstungsfragen 
80 (1950) 14. 3. 1950 S/1469 Indisch-pakistanische Frage 
81 (1950) 24. 5. 1950 S/1486 Verfahrensfragen 
82 (1950) 25. 6. 1950 S/1501 Klage wegen Angriffs auf Korea 
83 (1950) 27. 6. 1950 S/1511 Klage wegen Angriffs auf Korea 
84 (1950) 7. 7. 1950 S/1588 Klage wegen Angriffs auf Korea 
85 (1950) 31. 7. 1950 S/1657 Klage wegen Angriffs auf Korea 
86 (1950) 26. 9. 1950 — Aufnahme von Indonesien 
87 (1950) 29. 9. 1950 S/1836 Klage wegen bewaffneter 

Invasion Formosas 
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Res.-Nr. Datum Dok.-Nr. 
88 (1950) 8. 11. 1950 S/1892 
89 (1950) 17. 11. 1950 S/1907 
90 (1951) 31. 1. 1951 S/1995 
91 (1951) 30. 3. 1951 S/2017/Rev.l 
92 (1951) 8. 5. 1951 S/2130 
93 (1951) 18. 5. 1951 S/2157 
94 (1951) 29. 5. 1951 S/2174 
95 (1951) 1. 9. 1951 S/2322 
96 (1951) 10. 11. 1951 S/2392 
97 (1952) 30. 1. 1952 S/2506 
98 (1952) 23. 12. 1952 S/2883 
99 (1953) 12. 8. 1953 -

100 (1953) 27. 10. 1953 S/3128 
101 (1953) 24. 11. 1953 S/3139/Rev.2 
102 (1953) 3. 12. 1953 — 
103 (1953) 3. 12. 1953 — 
104 (1954) 20. 6. 1954 S/3237 
105 (1954) 28. 7. 1954 S/3274 
106 (1955) 29. 3. 1955 S/3378 
107 (1955) 30. 3. 1955 S/3379 
108 (1955) 8. 9. 1955 S/3435 
109 (1955) 14. 12. 1955 S/3509 

110 (1955) 16. 12. 1955 S/3504 
111 (1956) 19. 1. 1956 S/3538 
112 (1956) 6. 2. 1956 S/3546 
113 (1956) 4. 4. 1956 S/3575 
114 (1956) 4. 6. 1956 S/3605 
115 (1956) 20. 7. 1956 S/3624 
116 (1956) 26. 7. 1956 S/3629 
117 (1956) 6. 9. 1956 S/3643 
118 (1956) 13. 10. 1956 S/3675 
119 (1956) 31. 10. 1956 S/3721 
120 (1956) 4. 11. 1956 S/3733 
121 (1956) 12. 12. 1956 S/3758 
122 (1957) 24. 1. 1957 S/3779 
123 (1957) 21. 2. 1957 S/3793 
124 (1957) 7. 3. 1957 S/3801 
125 (1957) 5. 9. 1957 S/3882 
126 (1957) 2. 12. 1957 S/3922 
127 (1958) 22. 1. 1958 S/3942 
128 (1958) 11. 6. 1958 S/4023 
129 (1958) 7. 8. 1958 S/4083 
130 (1958) 25. 11. 1958 S/4118 
131 (1958) 9. 12. 1958 S/4133 
132 (1959) 7. 9. 1959 S/4216 
133 (1960) 26. 1. 1960 S/4258 

und Add. 1 
134 (1960) 1. 4. 1960 S/4300 
135 (1960) 27. 5. 1960 S/4328 

136 (1960) 31. 5. 1960 S/4330 
137 (1960) 31. 5. 1960 S/4331 
138 (1960) 23. 6. 1960 S/4349 
139 (1960) 28. 6. 1960 S/4357 
140 (1960) 29. 6. 1960 S/4359 
141 (1960) 5. 7. 1960 S/4374 
142 (1960) 7. 7. 1960 S/4377 
143 (1960) 14. 7. 1960 S/4387 
144 (1960) 19. 7. 1960 S/4395 
145 (1960) 22. 7. 1960 S/4405 
146 (1960) 9. 8. 1960 S/4426 
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Gegenstand 
Klage wegen Angriffs auf Korea 
Palästina-Frage 
Klage wegen Angriffs auf Korea 
Indisch-pakistanische Frage 
Palästina-Frage 
Palästina-Frage 
Internationaler Gerichtshof 
Palästina-Frage 
Indisch-pakistanische Frage 
Abrüstungsfragen 
Indisch-pakistanische Frage 
Internationaler Gerichtshof 
Palästina-Frage 
Palästina-Frage 
Internationaler Gerichtshof 
Internationaler Gerichtshof 
Klage wegen Angriffs auf 
Guatemala 
Internationaler Gerichtshof 
Palästina-Frage 
Palästina-Frage 
Palästina-Frage 
Aufnahmen von Albanien, Bulga­
rien, Ceylon, Finnland, Irland, Ita­
lien, Jordanien, Kambodscha, Laos, 
Libyen, Nepal, Österreich, Portu­
gal, Rumänien, Spanien, Ungarn 
Charta-Uberprüfung 
Palästina-Frage 
Aufnahme von Sudan 
Palästina-Frage 
Palästina-Frage 
Aufnahme von Marokko 
Aufnahme von Tunesien 
Internationaler Gerichtshof 
Suez-Konflikt 
Suez-Konflikt 
Lage in Ungarn 
Aufnahme von Japan 
Indisch-pakistanische Frage 
Indisch-pakistanische Frage 
Aufnahme von Ghana 
Aufnahme des Malaiischen Bundes 
Indisch-pakistanische Frage 
Palästina-Frage 
Klagen Libanons und Jordaniens 
Klage Libanons 
Internationaler Gerichtshof 
Aufnahme von Guinea 
Laotische Frage 

Aufnahme von Kamerun 
Apartheidspolitik 
der Südafrikanischen Union 
Beziehungen zwischen den 
Großmächten 
Aufnahme von Togo 
Internationaler Gerichtshof 
Adolf Eichmann-Fall 
Aufnahme der Föderation Mali 
Aufnahme von Madagaskar 
Aufnahme von Somalia 
Aufnahme von Kongo 
(Leopoldsville) 
Kongo-Frage 
Klage Kubas 
Kongo-Frage 
Kjrgo-Frage 

Res.-Nr. Datum Dok.-Nr. 
147 (1960) 23. 8. 1960 S/4459 
148 (1960) 23. 8. 1960 S/4460 
149 (1960) 23. 8. 1960 S/4461 
150 (1960) 23. 8. 1960 S/4462 
151 (1960) 23. 8. 1960 S/4463 
152 (1960) 23. 8. 1960 S/4464 
153 (1960) 23. 8. 1960 S/4465 
154 (1960) 23. 8. 1960 S/4466 
155 (1960) 24. 8. 1960 S/4469 
156 (1960) 9. 9. 1960 S/4491 
157 (1960) 17. 9. 1960 S/4526 
158 (1960) 28. 9. 1960 S/4543 
159 (1960) 28. 9. 1960 S/4544 
160 (1960) 7. 10. 1960 S/4549 
161 (1961) 21. 2. 1961 S/4741 
162 (1961) 11. 4. 1961 S/4788 
163 (1961) 9. 6. 1961 S/4835 
164 (1961) 22. 7. 1961 S/4882 
165 (1961) 26. 9.1961 S/4955 
166 (1961) 25. 10. 1961 S/4968 
167 (1961) 25. 10. 1961 S/4969 
168 (1961) 3. 11. 1961 S/4972 

169 (1961) 24. 11. 1961 S/5002 
170 (1961) 14. 12. 1961 S/5024 
171 (1962) 9. 4. 1962 S/5111 
172 (1962) 26. 7. 1962 S/5149 
173 (1962) 26. 7. 1962 S/5150 
174 (1962) 12. 9. 1962 S/5166 
175 (1962) 12. 9. 1962 S/5167 
176 (1962) 4. 10. 1962 S/5174 
177 (1962) 15. 10. 1962 S/5179 
178 (1963) 24. 4. 1963 S/5293 
179 (1963) 11. 6. 1963 S/5331 
180 (1963) 31. 7. 1963 S/5380 
181 (1963) 7. 8. 1963 S/5386 
182 (1963) 4. 12. 1963 S/5471 

183 (1963) 11. 12. 1963 S/5481 
184 (1963) 16. 12. 1963 S/5486 
185 (1963) 16. 12. 1963 S/5487 
186 (1964) 4. 3. 1964 S/5575 
187 (1964) 13. 3. 1964 S/5603 
188 (1964) 9. 4. 1964 S/5650 
189 (1964) 4. 6. 1964 S/5741 
190 (1964) 9. 6. 1964 S/5761 

191 (1964) 18. 6. 1964 S/5773 

192 (1964) 20. 6. 1964 S/5778 
193 (1964) 9. 8. 1964 S/5868 
194 (1964) 25. 9. 1964 S/5987 
195 (1964) 9. 10. 1964 S/6005 
196 (1964) 30. 10. 1964 S/6032 
197 (1964) 30. 10. 1964 S/6033 
198 (1964) 18. 12. 1964 S/6121 
199 (1964) 30. 12. 1964 S/6129 
200 (1965) 15. 3. 1965 S/RES/200 
201 (1965) 19. 3. 1965 S/RES/201 
202 (1965) 6. 5. 1965 S/RES/202 

Gegenstand 
Aufnahme von Dahome 
Aufnahme von Niger 
Aufnahme von Obervolta 
Aufnahme von Elfenbeinküste 
Aufnahme von Tschad 
Aufnahme von Kongo 
(Brazzaville) 
Aufnahme von Gabun 
Aufnahme der 
Zentralafrikanischen Republik 
Aufnahme von Zypern 
Dominikanische Frage 
Kongo-Frage 
Aufnahme von Senegal 
Aufnahme von Mali 
Aufnahme von Nigeria 
Kongo-Frage 
Palästina-Frage 
Angola-Frage 
Klage Tunesiens 
Aufnahme von Sierra Leone 
Aufnahme der 
Mongolischen Volksrepublik 
Aufnahme von Mauretanien 
Empfehlung der Ernennung 
U Thants zum amtierenden 
Generalsekretär 
Kongo-Frage 
Aufnahme von Tanganjika 
Palästina-Frage 
Aufnahme von Rwanda 
Aufnahme von Burundi 
Aufnahme von Jamaika 
Aufnahme von 
Trinidad und Tobago 
Aufnahme von Algerien 
Aufnahme von Uganda 
Klage wegen portugiesischen 
Angriffs auf Senegal 
UN-Beobachtermisslon in Jemen 
Portugiesische Territorien 
Apartheidspolitik 
der Südafrikanischen Union 
Apartheidspolitik 
der Südafrikanischen Union 
Portugiesische Territorien 
Aufnahme von Sansibar 
Aufnahme von Kenia 
Zypern-Frage 
Zypern-Frage 
Klage Jemens 
Klage wegen Angriffs auf 
Kambodscha 
Apartheidspolitik 
der Südafrikanischen Union 
Apartheidspolitik 
der Südafrikanischen Union 
Zypern-Frage 
Zypern-Frage 
Zypern-Frage 
Aufnahme von Malawi 
Aufnahme von Malta 
Aufnahme von Sambia 
Zypern-Frage 
Lage im Kongo (Leopoldsville) 
Aufnahme von Gambia 
Zypern-Frage 
Südrhodesien-Frage 

175 



Res.-Nr. Datum Dok.-Nr. 

203 (1965) 14. 5. 1965 S/RES/203 
204 (1965) 19. 5. 1965 S. RES/204 
205 (1965) 22. 5. 1965 S/RES/205 
206 (1965) 15. 6. 1965 S/RES/206 
207 (1965) 10. 8. 1965 S/RES/207 
208 (1965) 10. 8. 1965 S/RES/208 
209 (1965) 4. 9. 1965 S/RES/209 
210 (1965) 6. 9. 1965 S/RES/210 
211 (1965) 20. 9. 1965 S/RES/211 
212 (1965) 20. 9. 1965 S/RES/212 
213 (1965) 20. 9. 1965 S/RES/213 
214 (1965) 27. 9. 1965 S/RES/214 
215 (1965) 5. 11. 1965 S/RES/215 
216 (1965) 12. 11. 1965 S/RES/216 
217 (1965) 20. 11. 1965 S/RES/217 
218 (1965) 23. 11. 1965 S/RES/218 
219 (1965) 17. 12. 1965 S/RES/219 
220 (1966) 16. 3. 1966 S/RE S/220 
221 (1966) 9. 4. 1966 S/RES/221 
222 (1966) 16. 6. 1966 S/RES/222 
223 (1966) 21. 6. 1966 S/RES/223 
224 (1966) 14. 10. 1966 S/RES/224 
225 (1966) 14. 10. 1966 S/RES/225 
226 (1966) 14. 10. 1966 S/RES/226 
227 (1966) 28. 10. 1966 S/RES/227 
228 (1966) 25. 11. 1966 S/RES/228 
229 (1966) 2. 12. 1966 S/RES/229 
230 (1966) 7. 12. 1966 S/RES/230 
231 (1966) 15. 12. 1966 S/RES/231 
232 (1966) 16. 12. 1966 S/RES/232 
233 (1967) 6. 6. 1967 S/RES/233 
234 (1967) 7. 6. 1967 S/RES/234 
235 (1967) 9. 6. 1967 S/RES/235 
236 (1967) 12. 6. 1967 S/RES/236 
237 (1967) 14. 6. 1967 S/RES/237 
238 (1967) 19. 6. 1967 S/RES/238 
239 (1967) 10. 7. 1967 S RES 239 
240 (1967) 25. 10. 1967 S/RES/240 
241 (1967) 15. 11. 1967 S/RE S/241 
242 (1967) 22. 11. 1967 S RES 242 
243 (1967) 12. 12. 1967 S. RES 243 
244 (1967) 22. 12. 1967 S/RES/244 
245 (1968) 25. 1. 1968 S/RES/245 
246 (1968) 14. 3. 1968 S/RE S/246 
247 (1968) 18. 3. 1968 S/RES/247 
248 (1968) 24. 3. 1968 S/RES/248 
249 (1968) 18. 4. 1968 S/RES/249 
250 (1968) 27. 4. 1968 S/RES/250 
251 (1968) 2. 5. 1968 S/RES/251 
252 (1968) 21. 5. 1968 S/RES/252 
253 (1968) 29. 5. 1968 S/RES/253 
254 (1968) 18. 6. 1968 S/RES/254 
255 (1968) 19. 6. 1968 S RES/255 
256 (1968) 16. 8. 1968 S/RES/256 

257 (1968) 11. 9. 1968 S/RES/257 
258 (1968) 18. 9. 1968 S/RES/258 

Gegenstand 
Dominikanische Frage 
Klage wegen portugiesischen 
Angriffs auf Senegal 
Dominikanische Frage 
Zypern-Frage 
Zypern-Frage 
Internationaler Gerichtshof 
Kaschmir-Frage 
Kaschmir-Frage 
Kaschmir-Frage 
Aufnahme der Malediven 
Aufnahme von Singapur 
Kaschmir-Frage 
Kaschmir-Frage 
Südrhodesien-Frage 
Südrhodesien-Frage 
Portugiesische Territorien 
Zypern-Frage 
Zypern-Frage 
Südrhodesien-Frage 
Zypern-Frage 
Aufnahme von Guayana 
Aufnahme von Botswana 
Aufnahme von Lesotho 
Klage gegen portugiesische 
Söldner im Kongo 
Amtszeit des Generalsekretärs 
Israelische Militäraktion 
gegen Jordanien 
Amtszeit des Generalsekretärs 
Aufnahme von Barbados 
Zypern-Frage 
Südrhodesien-Frage 
Feuereinstellung in Nahost 
Feuereinstellung in Nahost 
Feuereinstellung in Nahost 
Feuereinstellung in Nahost 
Lage im Nahen Osten 
Zypern-Frage 
Klage gegen Söldner im Kongo 
Feuereinstellung in Nahost 
Klage gegen portugiesische 
Söldner im Kongo 
Lage Im Nahen Osten 
Aufnahme von SUdjemen 
Zypern-Frage 
Apartheldpolitik In Südafrika 
Apartheidpolitik in Südafrika 
Zypern-Frage 
Verurteilung militärischer 
Angriffe Israels 
Aufnahme von Mauritius 
Militärparade in Jerusalem 
Militärparade in Jerusalem 
Rechtsstellung Jerusalems 
Südrhodesien-Frage 
Zypern-Frage 
Verbreitungsstopp von Kernwaffen 
(Atomwaffensperrvertrag) 
Verurteilung militärischer 
Angriffe Israels 
Aufnahme von Swasiland 
Lage im Nahen Osten 

Res.-Nr. Datum 

259 (1968) 
260 (1968) 
261 (1968) 
262 (1968) 

27. 9.1968 
6. 11. 1968 

10. 12. 1968 
31. 12. 1968 

263 (1969) 24. 1. 1969 S RES 263 

264 (1969) 20. 3. 1969 S/RES 204 
265 (1969) 1. 4. 1969 S RES/265 

266 (1969) 
267 (1969) 
268 (1969) 

10. 6. 1969 
3. 7.1969 

28. 7.1969 

269 (1969) 12. 8. 1969 S/RES/269 

270 (1969) 26. 8. 1969 S/RES/270 

271 (1969) 15. 9. 1969 S.'RES/271 

272 (1969) 23. 10. 1969 S/RES. 272 
273 (1969) 9. 12. 1969 S/RES/273 
274 (1969) 11. 12. 1969 S;RES/274 
275 (1969) 22. 12. 1969 S RES'275 
276 (1970) 
277 (1970) 
278 (1970) 
279 (1970) 

30. 1. 1970 
18. 3.1970 
11. 5.1970 
12. 5.1970 

280 (1970) 19. 5. 1970 S/RES/280 

281 (1970) 
282 (1970) 
283 (1970) 
284 (1970) 
285 (1970) 

9. 6.1970 
23. 7. 1970 
29. 7. 1970 
29. 7. 1970 
5. 9. 1970 

286 (1970) 9. 9. 1970 S/RES/286 

287 (1970) 
288 (1970) 
289 (1970) 
290 (1970) 

291 (1970) 
292 (1971) 
293 (1971) 
294 (1971) 

295 (1971) 
296 (1971) 
297 (1971) 
298 (1971) 
299 (1971) 
300 (1971) 
301 (1971) 
302 (1971) 

10. 10. 1970 
17. 11. 1970 
22. 11. 1970 
8. 12. 1970 

10. 12. 1970 
10. 2. 1971 
26. 5. 1971 
15. 7.1971 

3. 8. 1971 
18. 8. 1971 
15. 9.1971 
25. 9. 1971 
30. 9. 1971 
12.10. 1971 
20. 10. 1971 
24. 11. 1971 

Dok.-Nr. Gegenstand 
S/RES. 259 Lage im Nahen Osten 
S/RES/260 Aufnahme von Äquatorial-Guinea 
S/RES/261 Zypern-Frage 
S/RES/262 Verurteilung des militärischen 

Angriffs Israels auf den Flug­
hafen von Beirut 
Arbeitssprachen des Sicherheits­
rats 
Südwestafrika (Namibia) 
Verurteilung militärischer 
Angriffe Israels 

S/RES/266 Zypern-Frage 
S/RES/267 Rechtsstellung Jerusalems 
S/RES/268 Klage wegen portugiesischer 

Angriffe auf Sambia 
Südwestafrika (Namibia) 
Verurteilung des militärischen 
Angriffs Israels auf Libanon 
Brandstiftung an der Al-Aksa-
Moschee in Jerusalem 
Internationaler Gerichtshof 
Verurteilung des portugiesischen 
Angriffs auf Senegal 
Zypern-Frage 
Klage wegen portugiesischen 
Angriffs auf Guinea 

S/RES/276 Namibia (Südwestafrika) 
S/RES/277 Südrhodesien-Frage 
S/RES/278 Aufnahme von Bahrain 
S/RES/279 Forderung nach sofortigem Abzug 

der israelischen Streitkräfte 
aus Libanon 
Verurteilung des militärischen 
Angriffs Israels auf Libanon 

S/RES/281 Zypern-Frage 
S/RES/282 Apartheidpolitik in Südafrika 
S/RES/283 Namibia (Südwestafrika) 
S/RES/284 Namibia (Südwestafrika) 
S/RES/285 Forderung nach sofortigem Abzug 

der israelischen Streitkräfte 
aus Libanon 
Verurteilung der Flugzeug­
entführungen 

S/RES/287 Aufnahme der Fidsch'-Inseln 
S/RES/288 Südrhodesien-Frage 
S/RES/289 Klage wegen Angriffs auf Guinea 
S/RES/290 Verurteilung des portugiesischen 

Einfalls in Guinea 
S/RES/291 Zypern-Frage 
S/RES/292 Aufnahme von Bhutan 
S/RES/293 Zypern-Frage 
S/RES/294 Verurteilung des portugiesischen 

Angriffs auf Senegal 
S/RES/295 Klage wegen Angriffs auf Guinea 
S/RES/296 Aufnahme von Bahrain 
S/RES/297 Aufnahme von Katar 
S/RES/298 Rechtsstellung Jerusalems 
S/RES/299 Aufnahme von Oman 
S/RES/300 Sambia 
S/RES/301 Namibia (Südwestafrika) 
S/RES/302 Klage Senegals gegen Portugal 
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Paul Brecher 

DAS GEHEIMNIS 
DER MENSCHWERDUNG 

Das nun wirklich aufregendste Buch unserer Zeit! 

Ganz anders als Jacques Munod, der da behauptete, daß 

der Mensch ein Zufal lsprodukt der Natur sei, zeigt Brecher 

mit wissenschaft l icher und doch spielerisch leicht zu lesen­

der Akr ib ie, daß es, so wie es den Menschen nicht ohne die 

Natur, die Natur nicht ohne den Menschen gibt. 

Das Geheimnis der Menschwerdung ist auch das Geheim­

nis der Naturwerdung. 

Nur, der Mensch ist nicht nur biologisch ein Mensch, nicht 

nur soziologisch, sondern auch kulturel l . Und dazu hat der 

Verfasser etwas Besonderes zu sagen. Schopenhauer 

schrieb e inmal : „Ich kann mir kein schl immeres Schicksal 

vorste l len, als das eines begabten Phi losophen, der arm 

ist." Der Verfasser kann das bestät igen. Aber nicht nur er, 

viele, allzu viele Kulturschaffende leiden bittere Not. Insti tu­

t ionen, Organisat ionen und auch der Staat haben für sie 

kein Geld. 

Um diese Kulturunwürdigkeit zu beseiti­
gen schlägt der Verfasser die sofortige 
Abschaffung der KIRCHENSTEUER vor 
und plädiert für die Einführung einer 
KULTURSTEUER in gleicher Höhe, der 
sich niemand entziehen darf. 

Von dieser Kultursteuer können und sol len auch die Kir­

chen — warum nicht — f inanziert werden. Aber nicht mehr 

ausschließlich. Al le kulturel len Organisat ionen, große und 

kleine, aber auch kulturschaffende Einzelpersonen müssen 

daraus Hilfe und Förderung erfahren. 

So gesehen kann dieses Brecher-Buch: „Das 

Geheimnis der Menschwerdung" nicht nur wis­

senschaftlich, sondern auch kulturell eine abso­

lute Wende bedeuten. 

Das Buch, bibliophil ausgestattet, Groß­
format, Kunstdruckpapier, flexibel gebun­
den, kostet 22,— DM. Zu beziehen durch: 
Verlag der IVE, 53 Bonn, Reuterstraße 14, 
Postscheckkonto Köln 2506 81, (Nach­
nahme oder Vorkasse) und alle Buch­
handlungen. 

F O R 2 5 Y E A R S 
United Nations has been publishing 
not only reports and documents 
but important reference books as well: 

Statistical Yearbook, 1969 

Comprehensive co l lect ion of internat ional stat ist ics relat ing to : 

popula t ion; manpower ; p roduc t ion ; cons t ruc t ion ; energy; t rade; 

communica t ions ; consumpt ion ; balance of payments; wages 

and pr ices; national accounts ; f inance; internat ional capital 

f low; heal th ; hous ing; educat ion and mass communicat ions. 

$ 19,00 

Demographic Yearbook 

Internat ional demographic survey of stat ist ics for over 250 

countr ies and terr i tor ies on populat ion t rends; marr iages, 

divorces, births, deaths and expectat ion of life. Publ ished since 

1949. Bi l ingual (Engl ish/French). New edi t ion in preparat ion. 

Clo thbound $ 19,00, paperbound $ 13,50 

Yearbook of International Trade Statistics 

A compi la t ion of national tables showing annual f igures for 

several years for over 132 countr ies, and summaries of trade 

by large commodi ty classes and by pr incipal regions and 

countr ies. $ 12,50 

Everyman's United Nations 

A complete handbook of the activit ies and evolut ion of the 

United Nations and its related agencies, this book const i tutes 

the basic history of the Organizat ion. 

Clo thbound $ 6,00, paperbound $ 2,50 

United Nations Monthly Chronicle 

Designed for everyone learning or teaching about the United 

Nations, every issue of the CHRONICLE contains a complete 

record of the month, descr ib ing the proceedings, decis ions 

and resolut ions of the main UN organs and commit tees, art ic­

les by dist inguished contr ibutors, a picture sect ion and notes 

of the month. Annual subscr ip t ion $ 4,75 

United Nations Publications 
New York / Geneva 

Avai lable at the equivalent in local currencies through major 

booksel lers or direct ly f rom Sales Sect ion, Palais des Nations, 

C H - 1 2 1 1 Geneva 10. 
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